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„Zurück zur Charite!“ 

„Spaltung nee, zurück 
zur Charite!“ fordern 
Beschäftigte im Berli¬ 
ner Gesundheitswesen. 
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Eine gezielte Provokation 

Im Januar soll es eine zwei¬ 
te Demonstration zum Ge¬ 
denken an Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht geben. 
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Imperialismus setzt auf Spaltung 

In Beirut berieten Vertreterinnen 
von 59 Kommunistischen und 
Arbeiterparteien aus 44 Ländern 
über die imperialistischen Pläne 
zur Neuordnung des Nahen Ostens. 
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D ie Bundesregierung hat in ih¬ 
rem Beschluss zur Stationie¬ 
rung von „Patriot“-Raketen 
in der Türkei formuliert, damit solle 
„nicht in den syrischen Luftraum hi¬ 
nein“ gewirkt werden. Die Stationie¬ 
rung „dient nicht der Einrichtung oder 
Überwachung einer Flugverbotszone 
über syrischem Territorium? heißt es 
im Text. 

Das mag man glauben oder auch 
nicht. Was passiert, wenn die türki¬ 
sche Regierung von ihrem Kriegs¬ 
mandat, das ihr das Parlament erteilt 
hat, Gebrauch macht und Panzer oder 
Kampfjets in die syrische Kurdenregi¬ 
on schickt? Was, wenn die deutschen 
„Patriots“ ein syrisches Flugzeug ab¬ 
schießen? Was tut die Bundeswehr, 
wenn syrische Freischärler, die in der 
Türkei ihren Rückzugsraum haben, 
Gefechte an der Grenze provozieren? 
Hinter vorgehaltener Hand ist in Ber¬ 
lin die Rede davon, man wolle die Tür¬ 
kei mit der Stationierung von NATO- 
Einheiten von Alleingängen abhal¬ 
ten. Wäre das so, dann dürfte man die 
Stationierung türkischer Panzer und 
Kampfjets an der syrischen Grenze, 
das immer aggressivere Säbelrasseln 
Ankaras und die brutale Unterdrü¬ 
ckungspolitik gegen die Kurden nicht 


mit demonstrativer Rückendeckung 
belohnen. 

In den letzten Tagen haben die USA 
eine Drohkampagne gegen Syrien 
forciert, die an die Vorbereitung des 
Irak-Krieges erinnert. Da werden Ge¬ 
rüchte vom bevorstehenden Einsatz 
chemischer Waffen durch die syrische 
Regierung lanciert. Dann wieder wird 
erklärt, US-Spezialeinheiten wollten 
Chemiewaffen in Syrien vor islamis- 
tischen Kämpfern sichern. Mit Russ¬ 
land wurde angeblich bereits über die 
Abdankung Assads gesprochen. Der 
russische Außenminister sah sich des¬ 
halb zu einem ungewöhnlich scharf 
formulierten Dementi veranlasst. 
„Alle Versuche, die Sache anders dar¬ 
zustellen, sind recht unsauber, und 
zwar selbst für die Diplomatie der 
Länder, die für ihr Streben bekannt 
sind, Fakten zu ihren Gunsten zu ent¬ 
stellen“, so Sergej Lawrow. „Eine Wie¬ 
derholung der libyschen Erfahrungen 
in Syrien werden wir nicht zulassen“ 
In Berlin hat man sich frühzeitig ent¬ 
schieden, bei einem herbeigeführten 
Regime-Wechsel in Damaskus nicht 
nur eine Statisten-Rolle zu spielen. So 
arbeitet man mit dem Clinton-Minis¬ 
terium der USA bei der Ausbildung 
von syrischen Kadern für die Ära nach 


Assad zusammen. Bundesnachrich¬ 
tendienst und die Bundeswehrspezi¬ 
alisten für elektronische Kampffüh¬ 
rung versorgen britische und US-Ge- 
heimdienste mit strategischen Daten 
aus abgehörtem Funk- und Telefon¬ 
verkehr in Syrien. Damit auch die 
Heimatfront in Deutschland davon 
Kenntnis nimmt, durfte die „Bild am 
Sonntag“ schon mal verkünden: „Kein 
westlicher Geheimdienst hat so gute 
Quellen in Syrien wie der BND (... 
Wir können stolz darauf sein, welchen 
wichtigen Beitrag wir zum Sturz des 
Assad-Regimes leisten.“ 

Zur deutschen Schützenhilfe müssen 
auch die geplanten Waffenlieferungen 
an Saudi-Arabien und Katar gerech¬ 
net werden. Die beiden Scheichtümer 
füllen die Kriegskassen der bewaffne¬ 
ten Regierungsgegner in Syrien und 
Berlin sorgt für die Bewaffnung der 
reaktionären Golf-Staaten mit Pan¬ 
zern, Truppentransportern und weite¬ 
rem Kriegsgerät. 

Beides, Waffenlieferungen und die Be¬ 
reitschaft, noch häufiger die Bundes¬ 
wehr in Kriegseinsätze zu schicken, 
sind Ausdruck eines neuen Selbstbe¬ 
wusstseins der Berliner Republik. Aus 
der Orientierung der US-Politik auf 
den pazifischen Raum und den wirt¬ 


schaftlichen Problemen der EU-Kon- 
kurrenten will man politisches Kapital 
schlagen. Die Kooperation mit neuen 
„Gestaltungsmächten“ in geostrategi- 
schen Regionen soll die globale Rol¬ 
le Deutschlands stärken, wie in ei¬ 
nem außenpolitischen Papier zu An¬ 
fang des Jahres formuliert wurde. In 
der NATO will man sich stärker als 
Führungsmacht anbieten, an die sich 
klamme Partnerländer „anlehnen“ 
können und den Ausbau der Militär¬ 
macht EU betrachtet man als Schick¬ 
salsfrage für die „Selbstbehauptung“ 
der EU in der neuen Weltordnung. 
Bei der NATO wurde in den letzten 
Tagen über eine direkte Interven¬ 
tion des Militärpaktes in Syrien ge¬ 
sprochen. Das geht aus zahlreichen 
Presseberichten hervor. Am Montag 
hat die Bundesregierung vier syrische 
Botschaftsmitarbeiter ausgewiesen. 
Außenminister Westerwelle machte 
dabei klar, dass Berlin auf einen baldi¬ 
gen Sieg der bewaffneten Opposition 
setzt. Dieser Sieg wird mehr brauchen 
als die 400 Bundeswehr-Soldaten, die 
Berlin jetzt in die Türkei schickt. Af¬ 
ghanistan sollte da eine Lehre sein. 

Arno Neuber 


Aus für Opel Bochum 

Wut und Ratlosigkeit bei der Belegschaft 


Als „Kampfansage“ bezeichnet die 
IG Metall NRW das Aus für die Opel- 
Produktion in Bochum. Die Fertigung 
kompletter Fahrzeuge soll 2016 aus- 
laufen. Das hat Opel-Interimschef 
Thomas Sedran am Montag auf einer 
Betriebsversammlung bekanntgege¬ 
ben. In dem Werk, das am 15. Dezem¬ 
ber sein 50-jähriges Bestehen feiert, 
könnten 3 000 Arbeitsplätze vernich¬ 
tet werden. 

Die Stimmung auf der Betriebsver¬ 
sammlung war aggressiv, berichten 
Teilnehmer. Der Opel-Chef wich ei¬ 
ner Diskussion aus und verließ - von 
Bodyguards begleitet - den Saal durch 
einen Notausgang. 

Für die IG Metall NRW ist die Ent¬ 
scheidung des Opel-Mutterkonzerns 


„eine Kampfansage an die Beleg¬ 
schaft“, sagte Bezirksleiter Knut Gies- 
ler. Er stellte sich hinter die Betroffe¬ 
nen: „Keiner soll das Arbeitsamt von 
innen sehen. Auch über 2016 hinaus 
brauchen wir Produktion am Standort 
Bochum.“ Bereits seit Juni verhandeln 
Betriebsräte und IG Metall mit Opel 
über die Zukunft des Standorts. Das 
Management habe jedoch „bis heute 
nicht geliefert“. 

„Die aktuelle Entwicklung um das 
Opel-Werk Bochum macht deutlich, 
dass Alternativen zur bisherigen ka¬ 
pitalistischen Wirtschaftspolitik und 
deren Krisenbewältigung notwendig 
sind“, so Günter Gleising, Ratsspre¬ 
cher der Sozialen Liste Bochum. Die 
Soziale Liste erklärt sich solidarisch 


mit der Opel-Belegschaft im weiteren 
Vorgehen gegen diese menschenver¬ 
achtenden Beschlüsse und Maßnah¬ 
men. Außerdem hat die Soziale Liste 
im Rat beantragt, die Rats-Beschluss¬ 
vorlage „Adam Opel AG - ,Bochum 
Perspektive 2022‘“ in der kommenden 
Ratssitzung aufgrund der aktuellen 
Entwicklung nicht zu beschließen. Die 
Soziale Liste im Rat lehnt das Vorha¬ 
ben von Opel ab, nach der Subventi¬ 
onierung der Ansiedlung der Werke 
auch noch eine Subventionierung des 
Abbaus der Werke zu fordern und sich 
aus der Verantwortung für den Stand¬ 
ort Bochum wegstehlen zu wollen. 
Die Vertrauensleute und Mitglieder 
der IG Metall werden nach Angaben 
der Gewerkschaft kurzfristig in Ver¬ 


sammlungen über die weitere Strate¬ 
gie beraten. Zuvor ist die IG Metall- 
Tarifkommission für alle Opel-Stand¬ 
orte am vergangenen Mittwoch (nach 
Redaktionsschluss dieser Ausgabe der 
UZ) in Frankfurt zusammengekom¬ 
men. 

Die Ankündigung des Endes der Fahr¬ 
zeugproduktion in Bochum kam nicht 
überraschend. In den vergangenen 
Jahren hat ein Todeskampf auf Raten 
stattgefunden. Die Entscheidung, die 
jetzt Thomas Sedran bekanntgab, ist 
in Detroit gefallen und ein Ergebnis 
der US-dominierten Unternehmens¬ 
politik in einem kapitalistischen Wirt¬ 
schaftsystem. 

Werner Sarbok 


Thema der Woche 


Schlacht an der 
Wolga - Wende 
des Krieges 

Der große Sieg der Sowjetarmee bei 
Stalingrad leitete die Wende im Krieg 
ein und war ein Symptom für das na¬ 
hende Ende der faschistischen Herr¬ 
schaft und ihrer Armee. 

Im Dezember 1942 scheiterten die 
Versuche der Wehrmacht, den bei Sta¬ 
lingrad eingeschlossenen Truppen zur 
Hilfe zu kommen. 
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Auf zur 

Liebknecht- 

Luxemburg- 

Demonstration 

13. Januar 2013 
10 Uhr, Frankfurter Tor 

★ 

Liebknecht-Luxemburg- 
Lenin-Veranstaltung - 
Jahresauftakt der DKP 

12. Januar 2013 
AAünzenberg-Saal im ND-Gebäu- 
de, Franz-Mehring-Platz i 
(nahe Ostbahnhof) 

Weitere Informationen folgen. 


Jugendpolitischer 
Ratschlag der DKP 

26. Januar 2013 

11.00 Uhr -17.00 Uhr 

Freizeitheim Linden 
Windheimstraße 4 
30451 Hannover 


Diskussionstribüne 
in der UZ 

ln dieser Nummer eröffnen 
wir auf Seite 15 die Diskus¬ 
sionstribüne in Vorberei¬ 
tung des 20. Parteitages 
mit Meinungsäußerungen 
aus Gruppen der DKP. 

Wir bitten um kollektiv dis¬ 
kutierte Beiträge, die den 
Umfang von 4 500 Zeichen 
möglichst nicht überschrei¬ 
ten sollten. 

Die Redaktion 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolummne von Gebhard Hofner 

EU-Recht auf Arbeit? 


Ist der Kapitalismus reformierbar? 
Ist die EU reformierbar? Ist die EU 
Raum der Klassenkämpfe oder gar 
Revolutionen? 

Was haben wir für hitzige Debatten 
über diese Fragen geführt! Und nun 
hat eine Revolution stattgefunden, 
und wir waren nicht dabei, haben es 
noch nicht einmal gemerkt. Die Geisel 
der Arbeitslosigkeit, untrennbar ver¬ 
bunden mit der kapitalistischen Ord¬ 
nung, sie hat nicht nur abgedankt, nein, 
sie wurde per Dekret beseitigt, verbo¬ 
ten, EU-weit, basta, so einfach geht 
das. „Die Mitgliedstaaten der Europä¬ 
ischen Union sollen allen Menschen 
... irgendeine Form von Beschäftigung 
zusichern.“ Das hätte sich selbst ein 
Kanzlerkandidat der SPD nicht träu¬ 
men lassen - wenn er denn das Prob¬ 
lem der Arbeitslosigkeit gekannt hätte. 
Wie konnte es soweit kommen? Gab 
es nach dem Aktionstag der euro¬ 
päischen Gewerkschaften vor drei 
Wochen einen revolutionären Auf¬ 
schwung, den die Medien bisher ver¬ 
schwiegen hatten? Die erste Informa¬ 
tion erweist sich als verkürzt: Nicht die 
Arbeitslosigkeit insgesamt soll verbo¬ 
ten werden, aber immerhin die Ar¬ 
beitslosigkeit bei Jugendlichen bis 25 
Jahre. Das Recht auf Arbeit, wenigs¬ 
tens für Jugendliche? So etwas gab es 
doch bisher nur in Landesverfassun¬ 
gen, war da aber angeblich grundge¬ 
setzwidrig. 

Ich bin ratlos, aber ein Blick in die 
Fachliteratur könnte helfen. Zuerst 
die FAZ: „Dazu sollen die Regierun¬ 
gen eine sogenannte Jugendgarantie 
abgeben“, allerdings ist da nicht die 
Bundesregierung gemeint, „hierzu¬ 
lande sei wenig Handlungsbedarf ... 
Hauptstoßrichtung ... sind ohnehin 
nicht Deutschland oder andere nord¬ 



europäische EU-Staaten, sondern die 
schon lang unter hoher Jugendarbeits¬ 
losigkeit leidenden südeuropäischen 
Staaten.“ Etwas verhalten die FTD: 
„Auf den ersten Blick wirkt der Vor¬ 
stoß geradezu illusorisch ... Gleich¬ 
zeitig sind sich Fachleute jedoch einig, 
dass die Rekordarbeitslosigkeit lang¬ 
fristig extrem gefährlich für das Wirt¬ 
schaftswachstum in Europa ist.“ Auch 
die Stoßrichtung sieht die FTD anders: 
„Damit dieser Vorstoß umgesetzt wird, 
muss in Deutschland aber erstmal ein 
Umdenken stattfinden.“ 

Da wäre ich mit der FTD d‘accord, 
wenn es sie noch gäbe. Der Rest des 
Artikels beendet den kurzen Traum. 
Bei allen Schlagzeilen handelte sich 
um den Entwurf (!) eines EU-Kom- 
missärs. Wer weiß schon, was der Mann 
geraucht hat. Und ein prominenter 
ehemaliger deutscher Sozialdemo¬ 
krat gibt die tatsächliche Richtung an: 
„Zur Sicherung von Wohlstand und 
Wirtschaftswachstum ... Anhebung 
des Renteneintrittsalters auf 69 Jahre 
oder mehr“. Was interessieren Leute 
wie Clement schon die Probleme ar¬ 
beitsloser Jugendlicher oder Erwach¬ 
sener? Hauptsache, es gibt Vorwände 
für weitere Kürzungen, bevorzugt auf 
dem Rücken der Jugendlichen und 
der Alten. Das Manifest bleibt doch 
aktuell. 


Vorsätzlich Rechtswidrig! 


Der private Postzusteller PIN hat ge¬ 
gen die Bundesrepublik Deutschland 
geklagt. Er forderte fünf Mio. Euro 
Schadenersatz wegen entgangener 
Profite. Der Grund: Einführung ei¬ 
nes gesetzlichen Mindestlohns. Nun 
ist er mit seiner Klage vor dem Land¬ 
gericht Berlin gescheitert. Warum ei¬ 
gentlich? 

Dem Unternehmen sei es schlicht 
„um ein Stück Gerechtigkeit“ ge¬ 
gangen, tat dessen Vorstandsvorsit¬ 
zender, Axel Stirl, kund. Durch „das 
vorsätzlich rechtswidrige Tun“ des 
Staates (wie dem absurden Verbot 
Hungerlöhne zu zahlen) sei „ein rie¬ 
siger volkswirtschaftlicher Schaden“ 
entstanden. 180 Unternehmen hät¬ 
ten sich „binnen weniger Wochen in 
Luft aufgelöst“. Da müsse nun der 
„Rechtsstaat“ haften. 

Die Logik ist bestechend einleuch¬ 
tend. Wenn sogar Banken, die sich 
nicht einmal auf ein „vorsätzlich 
rechtswidriges Tun“ des Staates he¬ 
rausreden können (allenfalls eines 
in ihrem Sinne) Milliardensummen 
wegen entgangener Profite kassieren 
können, warum dann nicht „ein Stück 


Gerechtigkeit“ für ein vergleichswei¬ 
se seriöses Unternehmen, wie ein pri¬ 
vater Postdienst? Oder wenn Herr 
Rösler die Stromriesen auf Kosten 
der Stromkunden für eine Leistung 
entschädigen will, an dessen - man¬ 
gels real vorhandener Anlagen - real 
nicht vorhandener Erbringung, sie 
durch die - ebenfalls - real nicht vor¬ 
handene Leitungskapazitätslücke ge¬ 
hindert würden, wieso sollte da PIN 
nicht die Hand aufhalten? 

Wieso klagt eigentlich kein Würst¬ 
chenverkäufer auf Schadenersatz 
für entgangenen Umsatz durch einen 
nicht gebauten Vergnügungspark um 
seine nichtvorhandene Pommesbu¬ 
de? 

Oder noch besser. Wieso klagt ei¬ 
gentlich niemand auf Schadenersatz 
für entgangene Profite durch den 
„willkürlich gesetzeswidrigen“ Ar¬ 
tikel 4, Menschenrechtskonvention 
(Verbot der Sklaverei und Zwangs¬ 
arbeit)? Richtig! Zwangsarbeit gibf s 
dank Hartz ja wieder und Sklaverei 
zumindest im horizontalen Gewerbe 
auch. Und outgesourced gibf s alles 
sowieso! Guntram Hasselkamp 


Mit Kurzarbeit in der Krise 
Arbeitsplätze sichern? 

Kurzarbeit ist befristete, selbstfinanzierte Arbeitszeitverkürzung 


toeinkommens erstattet. Gegenwär¬ 
tig dauert Kurzarbeit im Schnitt drei 
Monate. Die erneute Verlängerung 
der Kurzarbeit auf zwölf Monate ist 
eine massive Stützung der Kapitalsei¬ 
te, aber auch ein Teil der Stammbeleg¬ 
schaften kann damit vorübergehend 
noch vor Entlassungen geschützt wer¬ 
den. 



Aber wir wissen, die Verlängerung 
der Kurzarbeit ist kein Regierungs¬ 
geschenk an uns Malocher: Kurzar¬ 
beitergeld wird je nach den geltenden 
tariflichen und betrieblichen Regelun¬ 
gen nur scheinbar vom Unternehmen 
und vom Staat gezahlt. In Wirklich¬ 
keit zahlen wir Arbeitenden mit un¬ 
seren Sozialbeiträgen und Steuern die 
Kosten unsere Zwischenlagerung 
als Kurzarbeiter selbst. Das 
heißt, die Arbeiterklasse 
finanziert die notwen¬ 
dige Verkürzung der 
Arbeitszeit, ohne 
dass die auf Null- 
stunden-Diät 
gesetzten Ar¬ 
beitslosen 
etwas da¬ 
von haben. 
Kurzarbeit 
ist befriste¬ 
te, selbstfi¬ 
nanzierte 
Arbeits¬ 
zeitverkür¬ 
zung. 

Wenn 

schon Ar¬ 
beitszeitver¬ 
kürzung, dann 
aber richtig. Im 
am 24725.11.2012 


D ie Botschaft von Merkels Par¬ 
teitagsrede war: „Diese Bun¬ 
desregierung ist die beste seit 
der Wiedervereinigung? Sie „belegt“ 
das besonders damit, dass die deut¬ 
schen Unternehmer gestärkt aus dem 
bisherigen Krisenverlauf hervorgehen 
und die Krise, anders als in den übri¬ 
gen EU Ländern, nicht zu einem zah¬ 
lenmäßigen Arbeitsplatzabbau geführt 
hat. Im Zwischenaufschwung von 2010 
bis 2012 konnte die von der Sozial¬ 
versicherung (Kurzarbeit) zwi¬ 
schenfinanzierte Kern-Beleg- I 
schaft der Deutschland AG 
zurückgeholt und die Pro¬ 
duktion wieder hochge¬ 
fahren werden. 

Nun trübt sich die ex¬ 
portorientierte Kon¬ 
junktur aber schon 
wieder ein. In der 
der metallzeitung 
vom November 
2012 forderte da¬ 
her IGM-Chef 
Huber „die Politik 
auf, die erweiter- v 
te Kurzarbeiterre¬ 
gelung aus der Kri- 
se 2008 vorsorglich 
wieder einzuführen. ® 

Unternehmen müssen 
Kurzarbeit für 24 Monate 
beantragen können, bevor ^B 
der Karren im Dreck steckt. 

Die IG Metall fordert außerdem 
Kurzarbeit auch für Leihbeschäf¬ 
tigte. Sie sind sonst die ersten Opfer, 
wenn es kriselt“. 

Kaum hat der IGM-Chef seine Forde¬ 
rung nach längerer Kurzarbeit kund¬ 
getan, schon knickt die Regierung ein. 
Das ist neu, liegt aber eher daran, dass 
der Leit-Hund(t) der Bosse das Glei¬ 
che forderte. Arbeitsministerin Ursu¬ 
la von der Leyen (CDU) und Wirt¬ 
schaftsminister Philipp Rösler (FDP) 
wollen noch im alten Jahr das Kurz¬ 
arbeitergeld von sechs auf zwölf Mo¬ 
nate verlängern. Der sich „Bundesre¬ 
gierung“ nennende geschäftsführende 
Ausschuss des Kapitals trifft nun also 
Vorsorge für den bald drohenden Fall 
eines allgemeinen wirtschaftlichen Ab¬ 
schwungs. 

In der tiefen Wirtschaftskrise nach dem 
Zusammenbruch der US-Investment- 
bank Lehman 2008 war die Höchstbe¬ 
zugsdauer von Kurzarbeitergeld von 
sechs auf bis zu 24 Monate herauf¬ 
gesetzt worden. Auf dem vorläufigen 
Höhepunkt der nun schon vier Jahre 
andauernden kapitalistischen Krise - 
im Februar 2009 - wurden allein in der 
Metall- und Elektroindustrie 480 000 
Beschäftigte zur Kurzarbeit verdon¬ 
nert. Aktuell ist die Kurzarbeiterzahl 
auf rund 58 000 gestiegen. Ende No¬ 
vember lagen der Bundesagentur für 
Arbeit Bewilligungsanträge für Kurz¬ 
arbeit von Unternehmen für 45 000 
Beschäftigte vor. 

Kurzarbeiter bekommen in der Regel 
nur 60 Prozent des ausgefallenen Net¬ 


Das än¬ 
dert aber nichts an der in ganz Euro¬ 
pa vorherrschenden Überproduktions¬ 
krise, der Regierung hilft es aber, die 
kommenden Monate bis zur Bundes¬ 
tagswahl 2013 vielleicht ohne größe¬ 
re Entlassungswellen zu überstehen. 
Und natürlich wollen die Kapitalis¬ 
ten die Facharbeiter bis zum nächsten 
Boom möglichst billig vorrätig halten. 
Denn es ist teuer bei wieder steigender 
Nachfrage eine Belegschaft neu rekru¬ 
tieren müssen. 

Natürlich ziehen die Beschäftigten 
die Kurzarbeit der Entlassung vor. 


vom DKP-Partei- 
Vorstand beschlosse¬ 
nen Antrag an den 20. 

Parteitag heißt es daher zu 
Recht: „Das gesamtgesellschaft¬ 
liche Volumen an Erwerbsarbeit von 
2009 entspricht einer 30-Stunden- 
woche für alle. Eine Erhöhung des 
Anteils der Löhne und Gehälter am 
Bruttosozialprodukt auf ca. 75 Prozent 
(Stand von 1974) zu Lasten der Profite 
und großer Vermögen macht das be¬ 
zahlbar. Der Reichtum unseres Lan¬ 
des, der ungeheuer angehäufte Reich¬ 
tum der zehn Prozent „Ober“schicht, 
die steigende Produktivität und die 
Gewinne der Unternehmen erlauben 
den Schritt zur Arbeitszeitverkürzung 
auf die 30 Stundenwoche“. 

Manfred Dietenberger 



Demo gegen Provinzial-Verkauf 

Übernahme durch die Allianz wäre „eine mittelschwere Katastrophe“ 


1 000 Mitarbeiter haben am 5. Dezem¬ 
ber in Kiel gegen den hinter den Ku¬ 
lissen verhandelten Verkauf der Pro¬ 
vinzial an den Allianz-Konzern mobil 
gemacht und sind im Anschluss an die 
Betriebsversammlung durch die Kie¬ 
ler Innenstadt demonstriert. Gewerk¬ 
schaftsvertreter, Betriebsrat und Be¬ 
schäftigte sendeten mit der Demons¬ 
tration ein sichtbares Signal aus, dass 
sie alles daran setzen werden, um die 
Provinzial zu erhalten. Am Vortag hatte 
der Aufsichtsrat der Provinzial in Müns¬ 
ter getagt. Auf der Tagesordnung stand 
angeblich das Angebot der Allianz, den 
2005 aus der Fusion der Provinzial in 
Kiel und Münster hervorgegangenen 
Versicherer zu übernehmen. Einziges 


offizielle Statement nach vierstündiger 
Sitzung: „Die Eigentümer wollen sehr 
zeitnah entscheiden, ob ein Verkauf 
überhaupt und wenn ja, zu welchen Be¬ 
dingungen infrage kommt.“ 

Eine Übernahme durch die Allianz 
wäre für Gewerkschaft und Betriebsrat 
„eine mittelschwere Katastrophe“. Nach 
Einschätzung von ver.di wären durch 
einen Verkauf an die Allianz Tausende 
Arbeitsplätze bei der PROVINZIAL 
gefährdet. Der Allianz-Konzern soll ein 
enormes Interesse an einer Übernahme 
haben. Laut „Financial Times Deutsch¬ 
land“ würde die Allianz 2,5 Milliarden 
Euro für die Provinzial hinblättern. Die 
Mitarbeiter der Provinzial in Kiel hat¬ 
ten gehofft, bei der Betriebsversamm¬ 


lung konkrete Fakten über einen mög¬ 
lichen Verkauf des Unternehmens an 
den Allianz-Konzern zu erfahren. Sie 
wurden darüber allerdings weiter im 
Unklaren gelassen. 

Eigentümer der Provinzial sind der 
Landschaftsverband Westfalen-Lip¬ 
pe und die Westfälischen Sparkassen 
mit je 40 Prozent, die Sparkassen in 
Schleswig-Holstein mit 18 und die ost¬ 
deutschen Sparkassen mit zwei Prozent. 
Insgesamt beschäftigt die Gruppe 6 000 
Mitarbeiter. 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di Nord) fordert 
ein klares Bekenntnis der Spar¬ 
kassenorganisation (SGV) und der 
Schleswig-Holsteinischen Landes¬ 


politik zur Provinzial-Versicherung. 
„Wir sehen mit großer Sorge, dass we¬ 
der der Chef des Sparkassenverbandes, 
Reinhard Boll, der nach Medienberich¬ 
ten ja an Verkaufsgesprächen beteiligt 
gewesen sein soll, noch die Landespolitik 
sich derzeit öffentlich äußern“, so Frank 
Schischefsky, Leiter des ver.di Landesbü¬ 
ros Schleswig-Holstein. „Die Mitarbei¬ 
terinnen und Mitarbeiter der Provinzial 
in Schleswig-Holstein haben ein Recht 
darauf zu wissen, wer für sie steht und 
wer nicht. Würde der Sparkassenverband 
eine einfache Botschaft senden, die da 
lautet: ,Mit uns gibt es keinen Verkauf, 
wäre die Sache vom Tisch. Ein Verkauf 
kann nur mit der Zustimmung aller er¬ 
folgen. Die PROVINZIAL, wie auch die 


Sparkassen, sind in Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern nicht 
nur sehr wichtige Arbeitgeber, sondern 
beweisen in den Regionen ein sehr ho¬ 
hes gesellschaftliches Engagement. Sie 
genießen ein sehr hohes Ansehen bei 
den Menschen. Die PROVINZIAL ist 
als öffentlicher Versicherer, anders als 
die Allianz, nicht der Profitmaximierung, 
sondern dem Gemeinwohl verpflichtet 
und finanziert Kultur, Sport und andere 
wichtige Bereiche und unterstützt damit 
auch die Kommunen. Das darf nicht auf¬ 
gegeben werden“, so Schischefsky weiter, 
ver.di warnt die Sparkassen, sich von ei¬ 
nem Milliardenangebot locken zu lassen 
um das letzte Tafelsilber zu verkaufen. 

www.kommunisten.de 
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Kein Zurück zur Charite? 

Dussmann-Konsortium spaltet Belegschaft mit Dienstleistungstochter weiter 


Z u Lasten der öffentlichen Da¬ 
seinsvorsorge und der Beschäf¬ 
tigten bleibt die geforderte Re- 
kommunalisierung der Charite Facility 
Management (CFM) und ihre Wieder¬ 
eingliederung in die Charite bis 2019, 
optional sogar bis 2025, ausgeschlossen. 
Der Aufsichtsrat des Universitätsklini¬ 
kums, in dem der Berliner Senat das Sa¬ 
gen hat, entschied sich bei der Neuver¬ 
gabe des privatisierten 49-prozentigen 
Anteils der für Krankenhaus-Service 
und Reinigung zuständigen Tochterge¬ 
sellschaft CFM wiederum für das seit 
2006 geschäftsführende Konsortium 
VDH (Vamed Dussmann Hellmann). 
„Spaltung nee, zurück zur Charite!“ 
skandierten vor dem Tagungsort ak¬ 
tive Teilnehmer am dreimonatigen 
CFM-Streik von 2011, dessen Ergeb¬ 
nis Mindestlohnanpassungen und die 
immer noch laufenden Manteltarifver¬ 
handlungen sind. Auch diesmal wurden 
sie von Gewerkschaftern des stadtweit 
agierenden Solidaritätskomitees unter¬ 
stützt, in dem auch die DKP vertreten 
ist. 

Den u.a. wegen Hygienemängeln un¬ 
ter Druck geratenen Klinikkonzern 
kritisieren Vertreter des ver.di-Fach- 
bereichs 3 von Berlin-Brandenburg 
und der dbb Tarifunion für die nun 
öffentlich gewordenen Auswirkun¬ 
gen des hohen Einsatzes von Leihar¬ 
beitskräften u.a. in dienstleistenden 
Bereichen wie der Gerätesterilisation, 
der Reinigung und des Krankentrans¬ 
ports. Die CFM kontrollierte sich bis¬ 
her selbst. Aus der Betriebsversamm¬ 
lung am 4. Dezember verlautete, mit 
dem neuen Vertrag ab 1. Januar ver¬ 


fügten nun die Geschäftsführungen 
von Klinik und Tochter über schärfere 
Service-Parameter und Leistungsnach¬ 
weise. Ein intern/extern ausgelegtes 
IT-Berichtssystem soll mit detaillier¬ 
ten Kennzahlen aufwarten und schnel¬ 
lere Steuerungsmaßnahmen ermögli¬ 
chen. Im übrigen habe der Aufsichts¬ 
rat schon vor einem Jahr entschieden, 
die CFM-Ausgliederung - eine Kon¬ 
solidierungsmaßnahme zu Lasten der 
Beschäftigten - nicht aufzuheben. Bis 
Ende 2011 wurden rund 170 Millionen 
Euro „gespart“. 

Die Geschäftsführung der privaten 
Minderheitseigner erhöht den Druck, 
spricht aber von „marktüblichen Ar¬ 
beitsbedingungen“. Sie will die tota¬ 
le Flexibilisierung der Arbeitszeiten 
festschreiben und besteht angesichts 
„großer Herausforderungen durch 
maßgebliche Bauaktivitäten im Be¬ 
reich des Campus Mitte“ darauf, dass 
die Manteltarifverhandlungen für die 
CFM zu keinen weiteren Ausgaben 
über den bereits einberechneten Min¬ 
destlohn von 8,50 Euro hinaus führen 
dürften. Dabei sind „im logistischen 
Bereich, in den Bereichen der Reini¬ 
gung, der Umzüge, der Betriebstech¬ 
nik und der Planungsaktivitäten“ Neu¬ 
strukturierungen vorgesehen, um den 
fachgerechten Betrieb aufrecht zu er¬ 
halten. 

Ver.di-Verhandlungsführerin Hei¬ 
ke Spies zufolge zeigt die CFM-Ge- 
schäftsführung kein Interesse an ei¬ 
nem Abschluss, der die Arbeitsbedin¬ 
gungen der Beschäftigten einheitlich 
und zu deren Zufriedenheit regelt. 
Bei den Themen Arbeitszeitkonten, 


Urlaub und definierte Nachtarbeit sei 
man nicht weiter gekommen. Ver.di er¬ 
hielt bisher keine Vorlage über aufge¬ 
gliederte Beschäftigtenzahlen in unter¬ 
schiedlichen Leistungsbereichen und 
auch nicht über Kosten, die aus ver¬ 
änderten Arbeitsbedingungen resul¬ 
tieren. Für die Gewerkschaften nicht 
verhandelbar sei die Absicht des Ma¬ 
nagements, die über prekäre, befristete 


Arbeitsverträge geregelten Arbeitsbe¬ 
dingungen in den CFM-Tarifvertrag zu 
übernehmen. Das ließe die Gespräche 
möglicherweise auch scheitern. 

Der Betriebsrat informierte die Be¬ 
schäftigten schon im Oktober 2012 
über eine zunehmende Behinderung 
seiner Arbeit, die steigende Flut von 
Mitarbeiter-Abmahnungen zu bewäl¬ 
tigen. Teilfreigestellten Betriebsrä¬ 


ten wird indirekte Lohnkürzung an¬ 
gedroht, wenn die wahrgenommenen 
Vertretungs- und Mitbestimmungs¬ 
rechte über die Freistellungszeiten 
hinausreichen. Hinzu kommen ge¬ 
werkschaftsfeindliche Befragungen 
bei neu einzustellenden Mitarbeitern 
im Bereich Sicherheitsdienst. 

Hilmar Franz 
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Bürgerbegehren fürs Klinikum? 

Krankenhäuser dürfen nicht der Profitmaximierung dienen 


Wut und Enttäuschung auf Seiten der 
Mitarbeiter des Klinikums Offenbach 
als sie in der Mitarbeiter-Versammlung 
am 19. November über die gegenwärti¬ 
ge finanzielle Lage des Klinikums und 
wie sie hofften „ehrlich“ informiert 
wurden. 

So katastrophal schlecht hatten sie die 
Nachrichten nicht erwartet: Entweder 
Verkauf oder Insolvenz, in beiden Fäl¬ 
len werden sie (neben den Patienten) 
die Leidtragenden sein. 

Wir hatten in der Vergangenheit in un¬ 
serer Zeitung „Standpunkt“ der DKP 
des öfteren auf die prekäre Situation 
des Klinikums hingewiesen und vor 
„weiter so“ der Verantwortlichen ge¬ 
warnt, wobei uns bewusst war, dass ne¬ 
ben der hochverschuldeten Stadt Of¬ 
fenbach, wofür die politischen Verhält¬ 
nisse einen Großteil Schuld tragen, der 
Neubau der Klinik (180 Millionen) die 
finanzielle Misere drastisch verschlech¬ 
tert hat. 

Was hat es nicht alles an Vorschlägen 
gegeben, wie das Debakel hätte verhin¬ 
dert werden können. Alles reduzierte 
sich auf Verkauf oder Pleite (Insol¬ 
venz). Als ein Strohhalm erschien das 
vom Regierungspräsidenten (FDP) ge¬ 
forderte Markt-Erkundungsverfahren, 
um Käufer zu finden. 


Zunächst hatten die Stadtverordneten 
dem auch zugestimmt, aber als die ers¬ 
ten miesen Angebote der Bieter Vor¬ 
lagen, haben sie das Verfahren ganz 
schnell abgebrochen, auch gegen den 
Willen des RP, der natürlich jetzt noch 
weniger bereit war den Offenbachern 
mit Millionen unter die Arme zu grei¬ 
fen. In dieser verfahrenen Situation be¬ 
ginnt ein Hauen und Stechen zwischen 
den Parteien. Die Opposition aus CDU 
und FDP macht die Rathauskoalition 
von SPD, Grüne und „Freie Wähler“ 
(seit 2011) verantwortlich und umge¬ 
kehrt. Das ist Streit auf Kosten unserer 
Gesundheit. 

Wir brauchen die besten Bedingun¬ 
gen für das Klinikum. Das Offenba¬ 
cher Klinikum ist ein Krankenhaus 
der Maximalversorgung und wird drin¬ 
gend für die Region gebraucht. Unsere 
Krankenhäuser dürfen nicht der Pro¬ 
fitmaximierung der privaten Kranken¬ 
hauskonzerne dienen. Gesundheit ist 
ein hohes Gut. 

Wie wir bei Redaktionsschluss unserer 
Zeitung „Standpunkt“ aus der „Offen¬ 
bach Post“ erfahren, planen die Rat¬ 
hausparteien „Piraten“ und die Partei 
„Die Linke“ zusammen ein Bürgerbe¬ 
gehren gegen einen Verkauf des Offen¬ 
bacher Klinikums. So lobenswert diese 


Initiative ist, dass die Bürger mitent¬ 
scheiden sollen was mit ihrer Klinik ge¬ 
schehen soll, so birgt dieses Verfahren 
auch Risiken (wie alle anderen Opti¬ 
onen auch). 

Die anderen Parteien im Stadtparla¬ 
ment sind dagegen, auch der DGB und 
der Betriebsrat der Klinik. 

Die Befürworter des Bürgerbegehrens 
haben gute Gründe für ihre Initiative. 
Der Fraktionschef der „Piraten“ Gre¬ 
gory Engels sagt: „Die Entscheidung, 
ob das Klinikum verkauft wird oder in 
kommunaler Hand verbleibt, ist von so 
weitgehender Bedeutung, dass darüber 
die Bürger selbst entscheiden sollten.“ 
Und der Fraktionsvorsitzende der Of¬ 
fenbacher Linken, Horst Schultheiss, 
verweist auf die Bedeutung des Kli¬ 
nikums für die Region: „40 Prozent 
der Patienten kommen von außerhalb, 
auch aus Frankfurt“. 

Jetzt ist die Zukunft des Klinikums 
wieder offen. Ob die Befürworter Er¬ 
folg haben werden hängt zunächst da¬ 
von ab, ob sie die benötigten 2 400 zu¬ 
stimmenden Unterschriften von Of¬ 
fenbacher Bürgern erhalten werden. 
Dann wird man weitersehen. 

(Aus: „Unser Standpunkt“, 
Zeitung der DKP für Offenbach, Dezember 2012) 


ILO verurteilt Sparprogramm 

Aushebelung von fundamentalen Arbeiterrechten befürchtet 


Das Komitee für Gewerkschaftsfrei¬ 
heit (CFA) der ILO hat auf seiner letz¬ 
ten Sitzung erklärt: „Die Maßnahmen, 
die Griechenland unter dem Druck der 
Troika (Europäische Kommission, Eu¬ 
ropäische Zentralbank und Internatio¬ 
naler Währungsfond) beschlossen hat, 
bedeuten eine Erosion fundamentaler 
Arbeiterrechte, untergraben ernsthaft 
die Stellung der Gewerkschaften und 
gefährden das gesellschaftliche Gefü¬ 
ge und den sozialen Frieden, indem 
sie grundlegend das System der indus¬ 
triellen Beziehungen Griechenlands 
umwälzen.“ Die Internationale Ar¬ 
beitsorganisation (ILO) ist eine Son¬ 
derorganisation der UN. Sie war 1919 


auf der Friedenskonferenz in Versailles 
ins Leben gerufen worden als ständi¬ 
ge Einrichtung des Völkerbundes mit 
dem Ziel der Sicherung des Weltfrie¬ 
dens auf der Grundlage sozialer Ge¬ 
rechtigkeit. 

Auf diese Erklärung der ILO hat der 
Internationale Gewerkschaftsbund 
hingewiesen. Der IGB hat in einem 
Protestschreiben an den Premiermi¬ 
nister Griechenlands ebenfalls die dro¬ 
hende weitere Verarmung der griechi¬ 
schen Bevölkerung durch das Sparpro¬ 
gramm angeprangert. Der IGB fordert 
einen politischen Kurswechsel dahin¬ 
gehend, dass Griechenland für eine 
Politik des wirtschaftlichen Wachstums 


unterstützt wird, „dem einzigen Weg, 
wie ein menschenwürdiges Leben des 
griechischen Volkes gesichert werden 
kann. Der IGB erklärt seine volle So¬ 
lidarität mit dem griechischen Volk“. 
Sparprogramm ist Umverteilungspro¬ 
gramm. 

Die ILO verweist darauf, dass der 
Lohnanteil in den meisten Ländern 
weiter gesunken ist, während der An¬ 
teil der Profite weiter steigt. Die Sen¬ 
kung der Lohnkosten führe nicht zur 
Förderung der Konkurrenzfähigkeit 
der Volkswirtschaften sondern zum 
Rückgang der Massenkaufkraft und 
steigender Verschuldung, so die ILO. 

GH 


Signale für die AWO 

Beschlüsse der Bundeskonferenz von erheblicher Bedeutung 


Vom 23. bis 25. November 2012 fand 
im Maritim-Hotel in Bonn die Bundes¬ 
konferenz der Arbeiterwohlfahrt statt. 
Hier fassten 464 Delegierte zahlrei¬ 
che Beschlüsse, die auch für Beschäf¬ 
tigte, die Gewerkschaft ver.di und die 
Nutzer (innen) von AWO-Einrichtungen 
von erheblicher Bedeutung sind. Wür¬ 
den diese Beschlüsse Wirklichkeit, 

• dürfte es keine eigenen Leiharbeitsfir¬ 
men mehr geben, Leiharbeiter(innen) 
nur in dringenden Fällen und min¬ 
destens bei gleichem Entgelt wie das 
Stammpersonal beschäftigt werden, 

• dürfte es kein Unternehmen der 
AWO mehr geben, dessen Prak¬ 
tiken z.B. hinsichtlich prekärer 
Arbeitsverhältnisse die Grund¬ 
werte der AWO in Frage stellen, 

• dürfte kein Beschäftigter mehr herz- 
und tariflos und erst recht nicht unter¬ 


halb von Mindestlöhnen bezahlt wer¬ 
den, 

• gäbe es einen allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag für soziale Dienste und 
Einrichtungen der Wohlfahrtspflege, 
dürfte es kein Unternehmen der AWO 
mehr geben, dass die Tätigkeit von Be¬ 
triebsräten behindert, Beschäftigte gän¬ 
gelt und in Ängste versetzt. 

Es liegt auch an den Beschäftigten, den 
Betriebsräten und den Gewerkschafts¬ 
mitgliedern, den Grundsätzen und Wer¬ 
ten der AWO in deren Einrichtungen 
zum Durchbruch zu verhelfen. Auch 
deshalb wird die Gewerkschaft ver.di 
das Angebot der nordrhein-westfäli¬ 
schen AWO-Arbeitgeber aus den abge¬ 
laufenen Tarifverhandlungen nutzen, 
prekäre Arbeitsverhältnisse auf der 
politschen Ebene anzugehen. 

Gekürzt aus: www.herzlos-online.de 


Verkehrsentwicklung im Ruhrgebiet 



Am 5. Dezember trafen sich Vertreter der Mobilität-Werk-Stadt aus Essen, Glad¬ 
beck und Bottrop mit NRW Verkehrsminister Groscheck. An dem Gespräch nah¬ 
men auch die Essener SPD-Landtagsabgeordneten Dieter Hilser (Vorsitzender 
des Verkehrsausschusses des Landtages) und Peter Weckmann teil.In dem Ge¬ 
spräch ging es um eine nachhaltige Verkehrsentwicklung im Ruhrgebiet sowie um 
Alternativen zum geplanten Ausbau der B 224 zur A 52. Dabei geht es um den 
zweigleisigen Ausbau der S 9 zwischen Essen und Bottrop, Radwege für den All¬ 
tagsverkehr und Radschnellwege auch in Nord-Süd Richtung zu errichten sowie 
um einen Landesbetrieb Mobilität, der nicht nur für den Straßenbau sondern für 
Konzeption und Planung nachhaltiger Mobilität in seinen vielfältigen Formen zu¬ 
ständig ist. Um den Lärm und die Schadstoffe an der B 224 zu reduzieren, schlägt 
die Mobilität-Werk-Stadt in Gladbeck und Bottrop eine Geschwindigkeitsredu¬ 
zierung auf 50 km/h sowie LKW-Fahrverbote vor. 

Als Vertreter aus Bottrop nahm auch der Fraktionsvorsitzende der DKP im 
Bottroper Stadtrat, Michael Gerber, an dem Gespräch teil (auf dem Foto Vierter 
von links). 

Das Gespräch mit Minister Groscheck soll fortgesetzt werden. 
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NPD-Verbot zerredet? 

„Offenbar wird der Beschluss der Län¬ 
der, ein NPD-Verbot zu beantragen, 
jetzt gleich zerredet“, sagt die innenpo¬ 
litische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“, Ulla Jelpke, nachdem Bundes¬ 
justizministerin Sabine Leutheusser- 
Schnarrenberger und Bundestagsprä¬ 
sident Norbert Lammert den Beschluss 
kritisiert haben. Jelpke weiter: 

„Der Bundestagspräsident ist bekannt¬ 
lich jemand, der auch gegenüber seiner 
eigenen Partei vor deutlichen Wor¬ 
ten nicht zurückschreckt. Dagegen ist 
nichts einzuwenden. Aber den Ländern 
jetzt hinterherzurufen, sie sollten ein 
Verfahren gegen die NPD ,besser blei¬ 
benlassen 4 , ist alles andere als hilfreich, 
zumal der Bundestag das gesammelte 
Material gegen die Nazipartei noch gar 
nicht prüfen konnte. 

Sollte das Parlament sich dem Verfah¬ 
ren gegen die NPD anschließen, hätte 
das Bundesverfassungsgericht es mit 
einem Kläger zu tun, dessen Sprecher 
die eigene Klage als ,nicht durchdacht 4 
abkanzelt. Was sollte das Gericht da¬ 
von halten? 

Es wäre jetzt besser, allen Abgeordne¬ 
ten des Bundestages die Zeit zu geben, 
sich das Material anzusehen. Dann be¬ 
werten wir es und entscheiden. Bis da¬ 
hin sollten alle Beteiligten versuchen, 
der Verlockung zu widerstehen, diese 
wichtige Angelegenheit zur Profilie¬ 
rung zu nutzen 44 


Für immer Rostock? 

In der Nacht zum 5. Dezember 2012 
entwendeten Neonazis am Rathaus 
von Rostock die Gedenktafel an das 
Pogrom in Rostock-Lichtenhagen. Die 
Täter ließen eine Tafel mit der Auf¬ 
schrift „Für immer Deutschland“ zu¬ 
rück. Das „s“ in Deutschland war in 
Runenschrift geschrieben worden. 
Schon am 9. November, dem Jahres¬ 
tag der Reichspogromnacht, waren elf 
Stolpersteine in Greifswald von Neo¬ 
nazis gestohlen worden. Am 16. No¬ 
vember wurden Neonazischmiererei¬ 
en in Rostock-Lichtenhagen entdeckt, 
neben mehreren Hakenkreuzen auch 
das Wort Hass. Der Buchstabe „s“ wur¬ 
de auch hier als Siegrune ausgeführt. 
Die VVN-BdA wird noch vor Weih¬ 
nachten eine neue Gedenktafel am 
Rathaus anbringen. 

Hamburger Friedens¬ 
demo zu Syrien 

Die Drohung des NATO-Generalse- 
kretärs Rasmussen mit einer „soforti¬ 
gen Reaktion“ falls die Syrische Regie¬ 
rung chemische Waffen einsetzen sollte, 
lässt befürchten, dass der Syrien-Kon¬ 
flikt weiter eskaliert werden soll. Aus 
Protest gegen die Entsendung von bis 
zu 400 Bundeswehrsoldaten und Flug¬ 
abwehrraketen vom Typ „Patriot“ in 
die Türkei, hatte das Hamburger Fo¬ 
rum für Völkerverständigung und welt¬ 
weite Abrüstung am 08. Dezember zu 
einer Kundgebung vor dem Hambur¬ 
ger Hauptbahnhof aufgerufen. 

Mit einem Transparent und einem 
Flugblatt wurden die Hamburgerlnnen 
auf die Gefahren dieser Entwicklung 
aufmerksam gemacht. In dem Flugblatt 
des Hamburger Forums heißt es: „Auch 
zur Rechtfertigung des völkerrechts¬ 
widrigen US-Überfalls auf den Irak 
2003 wurde von der Möglichkeit von 
Massenvernichtungswaffen gespro¬ 
chen. Wir müssen also fürchten, das der 
Syrien-Konflikt weiter eskaliert wird“. 
Im Parlament hat nur „Die Linke“ ge¬ 
gen die Entsendung gestimmt, außer¬ 
parlamentarisch bleibt der Friedensbe¬ 
wegung noch viel Aufklärungsarbeit bis 
hin zu den Ostermärschen 2013 zu tun. 
In Hamburg wurde an diesem eisigen 
Samstag ein erster Schritt dazu getan, 
denn, so das Flugblatt des Hamburger 
Forums: „Mit wohlwollender Unter¬ 
stützung von USA, Europäischer Uni¬ 
on und Bundesregierung haben sie (die 
bewaffnete Opposition) dafür gesorgt, 
dass die Oppositionellen, die Gewalt 
ablehnen, an den Rand gedrängt wur¬ 
den und die Vermittlungsvorschläge 
der UN-Vermittler Annan und Brahi- 
mi ins Leere liefen.“ 

Die Kundgebung wurde auch aktiv von 
Mitgliedern der DKP-Hamburg unter¬ 
stützt. 


Eine gezielte Provokation 

Einige wollen im Januar nicht mehr mit den „Stalinisten und Maoisten“ demonstrieren 


S eit Kurzem ist der Friedhof der 
Sozialisten in Friedrichsfelde er¬ 
neut Gegenstand der Diskussion. 
Genauer: die Luxemburg-Liebknecht- 
Demonstration ist nach langen Jahren 
wieder einmal in der Debatte. Und die¬ 
se Debatte wird derzeit unter anderem 
über die Zeitung „Neues Deutschland“ 
transportiert. Man hätte das schon nach 
einem entstellenden Artikel über die 
Demo im Januar 2012 erahnen kön¬ 
nen ... 

Ein Berliner Landessprecher von solid, 
Adrian Furtwängler kritisiert aktuell: 
„Die traditionelle Demonstration hat 
inzwischen auf die Außenwelt nur noch 
die Wirkung, da laufen welche mit Sta¬ 
lin- und Mao-Bannern, DDR-Fahnen 
und Musik der Sowjetunion durch die 
Straße 44 . Er sehe keine Chance inner¬ 
halb des alten Bündnisses eine Ände¬ 
rung herbeizuführen und will darum 
mit Falken, Jusos und der DGB-Jugend 
„einen Neustart“ 
versuchen. 

Die Konsequenz 
dieser Sichtweise: 

Eine andere De¬ 
monstration an ei¬ 
nem anderen Ort, 
aber zur gleichen 
Zeit wird organi¬ 
siert. Man trifft sich 
am 13. Januar vor¬ 
mittags am Olof- 
Palme-Platz um 
dann zum Land¬ 
wehrkanal zu gehen. 

Sie seien zu dem 
Schluss gekom¬ 
men, so Furtwäng¬ 
ler „dass wir die Ei¬ 
nigkeit der Linken 
nicht damit bezah¬ 
len wollen, dass wir 
unsere Ideale einer 
emanzipatorischen 
Politik aufgeben“. 

Eigenartig nur, dass 
die Stalinbilder und 
die „Maobanner“ 
in der alljährlichen 
Demonstration 
eben nicht das Bild 
bestimmen. Und 
nicht nur das: Wer 
es wissen will, weiß, 
dass das Bündnis 


weder an Stalinehrungen interessiert 
ist, noch daran, dass der Stein des An¬ 
stoßes mit der Aufschrift „Den Opfern 
des Stalinismus“ in Friedrichsfelde be¬ 
sudelt wird. Gegen die Aufstellung die¬ 
ses Steins haben wir aber bekanntlich 
schon sehr früh protestiert. 

Zu fragen wäre unsererseits: Was ha¬ 
ben junge Genossen um Adrian Furt¬ 
wängler denn beispielsweise gegen das 
Solidaritätslied, gegen den „Linken 
Marsch“, gegen Lin Jaldatis „ 4 s brennt“, 
gegen Theodorakis-Lieder oder solche 
von Victor Jara? 

Hinzu kommt: Seit 1996 arbeitet das 
Bündnis zur Vorbereitung der Luxem- 
burg-Liebknecht-Demonstration zu¬ 
sammen. Adrian Furtwängler konn¬ 
ten wir dort nie begrüßen. Und des¬ 
halb konnte niemand mit ihm über die 
Schwierigkeiten linker Bündnispolitik 
oder über „emanzipatorische Politik“ 
diskutieren. Wie auch nicht mit Vertre¬ 


tern sozialdemokratischer Jugendorga¬ 
nisationen. 

Niemand soll hier beleidigt werden. 
Viele fühlen sich von Stalin-Bildern 
abgestoßen. Und dafür gibt es Gründe. 
Doch für einige sind die wenigen Stalin 
oder auch Mao-Bilder im Demonstrati¬ 
onszug nur ein Vorwand. Die traditio¬ 
nelle Demonstration ist seit ihrer Exis¬ 
tenz manchen ein Dorn im Auge - so 
wie übrigens auch das Stille Gedenken. 
Und Spaltung wirkt bekanntlich immer 
zerstörend. 

Furtwängler spricht von einem Neu¬ 
start. „Neustart“ bedeutet konkret, dass 
versucht wird, eine politisch nie gelieb¬ 
te Demonstration, die auch durch Poli¬ 
zeigewalt in den neunziger Jahren nie¬ 
mals aufgehalten werden konnte und 
auch durch anfängliche Diskreditierun¬ 
gen von Einigen aus den Reihen der 
PDS nicht kleiner wurde, zu „entsor¬ 
gen“. Es ist bedauerlich, dass dies weder 


der Berliner Landes vor stand der Par¬ 
tei „Die Linke“ noch deren Bundesvor¬ 
stand zu bemerken scheinen. 

2012 gab es auf der Demonstrati¬ 
on ein Novum: eine Provokation von 
sich links verortenden Antikommunis¬ 
ten in Höhe der Ruschestraße. Dieser 
Vorgang lehrte und lehrt uns vor allem 
eines: Provokationen lässt man am bes¬ 
ten ins Leere laufen. 

Auch in der jetzigen Situation wer¬ 
den wir uns nicht provozieren lassen, 
sondern die Demonstration so vorbe¬ 
reiten wie in all den Jahren zuvor, ja 
noch sorgfältiger. Notwendig ist es in 
den nächsten Wochen, noch stärker zu 
mobilisieren. 

Die beste Antwort auf diese Provokati¬ 
on ist eine starke und einheitliche De¬ 
monstration! 

Nina Hager 


Foto: deymann 
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Die NATO auf dem Weg nach Syrien - Die Kriegsgefahr steigt 

Bundesregierung zündelt mit - Friedensbewegung gegen Patriot-Einsatz an der türkisch-syrischen Grenze 


Zum Beschluss der Bundesregierung, 
deutsche Patriot-Flugabwehrraketen 
und AWACS-Überwachungsflugzeu- 
ge samt deutschen Soldaten an die 
türkisch-syrische Grenze zu verlegen, 
erklärten die Sprecher des Bundesaus¬ 
schusses Friedensratschlag, Lühr Hen¬ 
ken und Peter Strutynski: 

Auf Grund des heutigen Kabinettbe¬ 
schlusses ist der Deutsche Bundestag 
am 14. Dezember aufgerufen, über 
die Stationierung von zwei mobilen 
PATRIOT-Flugabwehrsystemen und 
den Einsatz von AWACS-Radar-Flug¬ 
zeugen in der Türkei abzustimmen, an 
denen sich die Bundeswehr mit bis zu 
400 Soldaten beteiligen will. Angeb¬ 
lich wird damit nur der eine Zweck 
verfolgt, Syrien von einem Raketen¬ 
angriff (auch mit Chemiewaffen) auf 
den Bündnispartner Türkei abzuschre¬ 
cken. AWACS-Flugzeuge sollen dies 
per Radar unterstützen, indem sie den 
syrischen Luftraum nach anfliegenden 
Raketen, Flugzeugen und Hubschrau¬ 
bern abtasten. 

Syrien erklärt jedoch seit geraumer Zeit 
offiziell, dass es unter keinen Umstän¬ 
den Chemiewaffen einsetzen wird - 
nicht gegen das eigene Volk und nicht 
gegen das Ausland. Warum sollte es 
auch? Der größte Militärpakt der Welt, 
die NATO würde jeglichen Angriff zum 
willkommenen Anlass nehmen, endlich 
dem Assad-Regime militärisch den Ga¬ 
raus zu machen. Ein Angriff auf die 
NATO käme - mit oder ohne PAT¬ 


RIOT - einem Selbstmord des Assad- 
Regimes gleich. Die Bundesregierung 
betont bei ihrer Entscheidung, dass die 
PATRIOT-Stationierung rein defensi¬ 
ven Charakter habe und das erodie¬ 
rende Assad-Regime von irrationalen 
Handlungen abschrecken solle. Das ist 
blanker Unfug! Denn diese Abwehr¬ 
maßnahme ist nicht geeignet, sämtli¬ 
che Chemiewaffeneinsatzmöglichkei¬ 
ten (wenn wir sie einmal unterstellen 
wollten), sei es durch Mörser, Artille¬ 
riebeschuss, Flugzeuge oder Raketen, 
abzuwenden. Mit dem vorgeschobenen 
Posten an der syrischen Grenze ver¬ 
folgt die NATO andere Ziele: 

★ Die in US-Geheimdienstkreisen fabri¬ 
zierten Gerüchte über einen möglichen 
Chemiewaffeneinsatz in- und außerhalb 
Syriens soll das Assad-Regime dämoni- 
sieren. Es wird als potentiell irrational 
handelnd dargestellt. Dieses Vorgehen 
erinnert sehr an die Kriegsvorbereitung 
gegen Irak 2002/2003, als Saddam Hus¬ 
sein vorgeworfen wurde, er sei im Be¬ 
sitz von Massenvernichtungswaffen. Das 
war eine glatte Lüge; die angeblichen 
„Beweise“ waren Fälschungen. Mit ih¬ 
nen aber wurder der völkerrechtswidri¬ 
ge Krieg gegen Irak begründet. 

★ Die US-Regierung nutzt die selbst 
erzeugte Diskussion um syrische Che¬ 
miewaffenbestände, um militärische 
Eingreifpläne zu entwickeln. Die in 
Syrien vorhandenen C-Waffenbestän¬ 
de sollen vor dem unbotmäßigen Zu¬ 
griff durch syrische Soldaten, Al Kaida 


oder der Hizbullah „gesichert“ werden. 
Die Rede ist von 75.000 US-Soldaten 
und der US-Luftwaffe, die dafür aufge- 
boten werden müssten. Eine künstlich 
erzeugte Hysterie um Chemiewaffen 
soll die Begründung für eine Militär¬ 
intervention liefern. 

Mit dem Einsatz von AWACS-Flugzeu- 
gen wird ein ständiges detailliertes La¬ 
gebild aller Flugbewegungen über Syri¬ 
en erstellt. AWACS sind so ausgerüstet, 
dass sie der „Vernetzten Operations¬ 
führung“ unterliegen, welche es ermög¬ 
licht, allen Führungs- und Einsatzebe¬ 
nen gleichzeitig dasselbe Lagebild auf 
ihre Displays zu senden. Das träfe so¬ 
wohl auf die PATRIOT-Batterien als 
auch auf die Kommandozentrale im 
pfälzischen Ramstein zu. Der Verdacht 
liegt nahe, dass auch militante Rebel¬ 
len mit diesen Luftlagebildern versorgt 
werden. Für diejenigen militanten As- 
sad-Gegner, die über Luft-Boden-Ra- 
keten verfügen (z.B. Stinger), wäre ein 
aktuelles Luftlagebild Gold wert. 

★ Eine Flugverbotszone über Syrien, 
ohne dass der UN-Sicherheitsrat ihn 
mandatieren müsste, rückt damit in 
greifbare Nähe - auch wenn die Bun¬ 
desregierung verkündet, dies nicht im 
Sinn zu haben. Eine syrische Armee 
ohne Luftwaffe ist leicht besiegbar. Das 
historische Vorbild ist die Ausrüstung 
der afghanischen Mudschaheddin mit 
Stinger-Raketen durch die CIA gegen 
die sowjetische Luftwaffe in den 80er 
Jahren des 20. Jahrhunderts. 


★ Auch die Radaranlagen der PAT¬ 
RIOT erstellen einen präzisen Luft¬ 
lageplan, der über Aleppo, der nach 
Damaskus wichtigsten Stadt Syriens 
im Norden des Landes, hinausreicht. 
Faktisch könnte durch eine Verlegung 
der PATRIOT in Grenznähe eine Flug¬ 
verbotszone durchgesetzt werden. Dies 
wäre eine günstige Ausgangslage für 
eine Bodeninvasion. 

Der PATRIOT- und AWACS-Einsatz 
stellt einen Meilenstein auf dem Weg 
der NATO in den Krieg dar mit potenzi¬ 
ell verheerenden Folgen für die gesamte 
Region, angefangen beim Libanon und 
endend beim Iran. Hier steht eine gan¬ 
ze Weltregion auf dem Spiel. Die Lage 
ist so gefährlich, dass jede weitere Ein¬ 
mischung von außen, den gefürchteten 
Flächenbrand auslösen kann. 

Zu Verhandlungen ist es nicht zu spät. 
Und es ist nicht zu spät dafür, dass die 
Bundesregierung von ihrem gefährli¬ 
chen Irrweg abgebracht wird. 

Wir fordern die Abgeordneten des 
Bundestags auf, ihr persönliches Ge¬ 
wissen zu befragen, und in der kom¬ 
menden Woche gegen den Antrag der 
Bundesregierung zu stimmen. 

Der Bundesausschuss ruft die Frie¬ 
densbewegung auf, gegen den Wahn¬ 
sinn dieser Kriegspolitik durch vielfäl¬ 
tige Aktionen zu demonstrieren. 

Für den Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag: 

Lühr Henken, Peter Strutynski 
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Alle preisen sich als die Besten an 

Doch ARD-Deutschlandtrend zeigt ernüchternde Ergebnisse 


„So ruhig, wie es ist, kann und darf es nicht bleiben“ 

Bezirkskonferenz der DKP Saarland*: sich einsetzen für 
und unterstützen von entschiedenem Widerstand gegen die Sparpolitik 


N iedersachsens Landeshauptstadt 
hat mehrere Schauveranstaltun¬ 
gen hinter sich. In Hannover, wo 
ein neuer Landtag gewählt wird, liefen 
sich auf Bundesparteitagen Bündnis¬ 
grüne, CDU und SPD warm, sozusagen 
als Auftakt des Bundestagswahlkamp¬ 
fes 2013. Alle präsentierten sich als ent¬ 
schiedene Verfechter der sogenannten 
„freien sozialen Marktwirtschaft“ Je 
nach Fagon priesen sie den Kapitalis¬ 
mus als grünen, schwarzen oder rosa¬ 
roten. Und für dieses System, das ver¬ 
antwortlich ist dafür, dass es Ausbeu¬ 
tung, Unterdrückung und Kriege gibt, 
stehen diese bürgerlichen Parteien alle¬ 
mal. Ganz in diesem Sinne hat das gro¬ 
ße Rennen um den Großen Preis der 
Herrschenden in diesem Land, des Mo¬ 
nopol- und Finanzkapitals, begonnen. 
In den Zentralen des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie, der Deutschen 
Arbeitgeberverbände, des Deutschen 
Industrie- und Handelstages sowie der 
Banken wird seit Monaten geprüft, wer 
ihr bester politischer Sachwalter ab 
2013 sein könnte. Welche Farben pas¬ 
sen am besten zusammen, um eine un¬ 
ternehmerfreundliche Politik durchzu¬ 
setzen. 

Die genannten Parteien selbst sind von 
ihrer Gabe, „regierungsfähig“ zu sein, 
überzeugt. Kein Thema beim CDU- 
Parteitag, woran ihr schwindendes Ver¬ 
trauen der Wählerinnen und Wähler 
denn wohl liegen könnte. Kein Thema 
auf dem SPD-Parteitag über das in¬ 
nerparteiliche Demokratieverständnis 
der SPD, dessen Kanzlerkandidat sich 
2008 selbst ausrief, erst im Herbst 2012 
als solcher vom Parteipräsidium vorge¬ 
schlagen und erst jetzt von einem Bun¬ 
desparteitag abgesegnet werden konnte. 
Und auch die Grünen feierten sich auf 
ihrem Parteitag, nachdem die Piraten 
die Vorstellungen von basisdemokrati¬ 
schen Entscheidungen wieder in den Fo¬ 
kus gerückt hatten, die basisdemokrati¬ 
sche Urwahl ihrer Kandidatin und ih¬ 
res Kandidaten. Von einer Fortsetzung 
der Schwarz-Gelben Koalition war bei 
der CDU die Rede oder von einer Rot- 
Grünen bei der SPD und den Grünen. 
Sogar von einem Machtwechsel war die 
Rede. Von einer Politikwende, von einer 
anderen Politik, von einer neuen Politik 
wurde auf den Parteitagen von SPD und 
Grünen zwar schwadroniert. Aber wer 
soll diesen Kriegs- und Agenda-Partei¬ 
en glauben? Offensichtlich tun es aber 
doch viele Wählerinnen und Wähler. 
Laut Meinungsumfragen bleibt Kanz¬ 
lerin Angela Merkel für die Union 
wichtigster Wählermagnet. Wie ARD- 
DeutschlandTrend Anfang Dezember 
ermittelte, sind „nach einer Woche der 
Huldigung auf dem Parteitag in Hanno¬ 
ver die Zahlen für Angela Merkel und 
ihre Union deutlich ernüchternder“. 
Anfang Dezember drückten sich neue 
Erkenntnisse der Befragten aus, näm¬ 
lich, „dass es nicht nur ein neues Hilfs¬ 
paket für Griechenland gibt, sondern 
auch künftig anders als bisher zugesagt 
auch ,echtes’ Steuergeld kosten wird“. 
Was CDU/CSU, FDP, SPD und Grüne 
also in den Bundestagsdebatten immer, 
trotz aller Vorhaltungen der Partei „Die 
Linke“ bestritten haben, tritt nun ein. 
Diese Parteien sind natürlich bemüht, 
bis zu den Bundestagswahlen den De¬ 
ckel drauf zu halten, bevor es nach den 
Wahlen knallt. Dennoch: Alle Umfra¬ 
gen sehen gegenwärtig die Gemenge¬ 
lage übereinstimmend so, dass die Uni¬ 
on mit knapp 40 Prozent stärkste Kraft 
bleiben wird. Die SPD hat Schwierig¬ 
keiten, die 30-Prozent-Marke zu kna¬ 
cken. Die FDP wird übereinstimmend 
bei vier Prozent geortet, womit sie aus 
dem Bundestag fliegen würde. Und so 
ergibt sich die Sachlage, dass die Uni¬ 
on ihren „liebsten“ Koalitionspartner 
verlieren und die „Traumhochzeit“ von 
SPD und Grünen nicht zustande kom¬ 
men könnte. Weder die eine noch die 
andere Regierungsvariante hätte eine 
Mehrheit. Denn da ist mit der Partei 
„Die Linke“ zu rechnen, die gegenwär¬ 
tig mit sieben Prozent leicht im Aufwind 
ist. Ob Merkel nun lieber mit der SPD 
oder den Grünen Zusammengehen wird, 
werden die wirtschaftlich Mächtigen 
dieses Landes schon rechtzeitig signa¬ 
lisieren. Steinreich will auf keinen Fall 


in einem Kabinett Merkel sitzen, aber 
da gibt’s ja immerhin einem Steinmeier, 
der die Sache im Dienste seiner Herren 
nicht schlecht gemacht haben soll. Eines 
scheint jedoch klar: Mit den „Schmud¬ 
delkindern“ von der Linkspartei will 
keiner. 

Für ARD-Deutschlandtrend ist die 
spannendste Erkenntnis: „Während 
Angela Merkel für die Union der wich¬ 
tigste Wählermagnet ist, wird die SPD 
nach Einschätzung der Befragten im 
kommenden Jahr nicht wegen ihres 
Kandidaten, sondern ganz überwiegend 
aus inhaltlichen Gründen gewählt wer¬ 
den.“ Die Befragten sehen die CDU als 
einen „Kanzlerwahl-Verein“, die SPD 
hingegen - auch wenn sich Linken die 
Fußnägel biegen - als eine „Programm- 
Partei“ mit hoher Kompetenz in Fragen 
der „sozialen Gerechtigkeit“. Das passt 
angesichts der Agendapolitik eigentlich 
überhaupt nicht zusammen, aber die 
Befragten sehen es leider momentan so. 
Konkret heißt es bei DTrend weiter: „44 
Prozent sehen Merkel als das zentrale 
Motiv, die Union zu wählen, nur sieben 
Prozent politische Inhalte. 41 Prozent 
der Befragten Prozent sehen beides 
gleichrangig. Fast spiegelbildlich ist das 
Ergebnis für die SPD: Nur zehn Prozent 
der Befragten glauben, sie werde in ers¬ 
ter Linie wegen ihres Spitzenkandida¬ 
ten Steinbrück gewählt, 43 Prozent aber 
nennen die politischen Inhalte’. Hier 
glauben 40 Prozent, dass beide Motive 
gleichrangig sind.“ 

Wir Linken mögen beklagen, dass auf 
den Parteitagen der bürgerlichen Par¬ 
teien die Frage Krieg/Frieden kaum 
vorkam. Auch in den Meinungsumfra¬ 
gen wird kaum mehr danach gefragt, 
nachdem Dreiviertel-Mehrheiten ihre 
Ablehnung des Afghanistan-Krieges 
und der deutschen Beteiligung erkenn¬ 
bar ausgedrückt hatten. 

So kommt bei DTrend auch jetzt keine 
Frage zu diesem Thema vor. Jörg Schö¬ 
nenborn, WDR-Chefredakteur, der die 
Untersuchung zu verantworten hat, sag¬ 
te: „Wir haben alle wesentlichen Wahl¬ 
kampfthemen der großen Parteien auf¬ 
gelistet und von den Befragten nach 
Wichtigkeit sortieren lassen. Sechs The¬ 
men werden jeweils von mehr als der 
Hälfte der Befragten als ,sehr wichtig’ 
für die Bundestagswahl im kommen¬ 
den Jahr eingestuft: Ganz oben ,sichere 
und bezahlbare Energie’ sowie ein sta¬ 
biler Euro’ mit jeweils 62 Prozent, dann 
,angemessene Renten’ mit 58 Prozent, 
,gerecht verteilte Steuerlast’ mit 57 Pro¬ 
zent, ,weniger Staatsschulden’ mit 54 
Prozent und ,mehr Unterstützung für 
Familien mit Kindern’ mit 52 Prozent.“ 
Der Union werden stabiler Euro und 
weniger Schulden gutgeschrieben, den 
Grünen die Energiepolitik, die anderen 
Themen den Sozialdemokraten. 

Doch die Freude der Sozialdemokraten 
über diese ihnen zugesprochenen - von 
Linken aber abgesprochenen - Kom¬ 
petenzen wird schnell verfliegen ange¬ 
sichts der Ergebnisse über die Erwar¬ 
tungen, wie eine neue Regierung zustan¬ 
de kommen wird. Nur eine Minderheit 
geht davon aus, dass diese von SPD ge¬ 
führt werde. 33 Prozent rechnen mit ei¬ 
ner Großen Koalition und nur 28 Pro¬ 
zent mit Rot-Grün. 13 Prozent rechnen 
sogar mit Schwarz-Grün. 

Auf Umfragen gebe sie gar nix, erklär¬ 
te Hannelore Kraft nach dem SPD-Par- 
teitag. Die Sozialdemokraten schöpfen 
aufgrund der Umfrageergebnisse Hoff¬ 
nungen trotz ihres diskreditierten Spit¬ 
zenkandidaten Steinreich für die nie¬ 
dersächsische Landtagswahl. Dies ist 
der Hintergrund für die Auswahl auch 
durch die anderen Parteien, Hannover 
als Stätte der politischen Schaukämpfe 
auszuwählen. Aber, im Januar 2013, wird 
die CDU wahrscheinlich stärkste Partei 
bleiben. Ob ihr Partner FDP ihr erhal¬ 
ten bleibt, ist laut Umfragen nicht an¬ 
zunehmen. In diesem Falle wollen SPD 
und Grüne eine neue Regierung schmie¬ 
den in der Hoffnung, dass „Die Linke“ 
aus dem Landtag fliegt. „Die Linke“ zu 
liquidieren, das ist eine der wichtigsten 
Aufgaben der „demokratischen Partei¬ 
en“. Auch das entspricht der „Stimme ih¬ 
rer Herrn“. Auch deshalb hat die DKP 
in Niedersachsen dazu aufgerufen, die 
Partei „Die Linke“ zu wählen. Rolf Priemer 


Die Bezirksdelegiertenkonferenz der 
DKP Saarland stand im Zeichen des 
Widerstands gegen die Abwälzung der 
Krisenlasten auf die Mehrheit der Saar¬ 
länderinnen und Saarländer. In seiner 
Eröffnung bettete Fred Herger, Mitglied 
des Sekretariats des Bezirksvorstandes, 
die Konferenz in den Zusammenhang 
mit dem historischen Veranstaltungsort 
ein. Klassengesellschaften spiegelten sich 
immer in vielfältiger Form wider - so wie 
im Gebäudeensemble der Salzbrunnen¬ 
häuser. 

Im Referat des Bezirksvorstands stellte 
der Bezirksvorsitzende der DKP,Thomas 
Hagenhofer, die Positionen der DKP zur 
Landespolitik dar. Die Kommunistinnen 
und Kommunisten an der Saar setzen auf 
die Gegenwehr der Betroffenen gegen 
die Kaputtsparpolitik der Landesregie¬ 
rung. Er erneuerte die Ablehnung der 
Schuldenbremse als reaktionäres Inst¬ 
rument des Sozial- und Demokratieab¬ 
baus und entwickelte Forderungen und 
Wege für eine Entschuldung des Landes. 
Die große Koalition aus CDU und SPD 
versuche die arbeitenden Menschen ge¬ 
geneinander auszuspielen, um leichter 
ihre Sparpolitik durchsetzen zu können. 
Gemeinsame Aktionen, wie im Bündnis 
UmFAIRteilen oder am europaweiten 
Streik- und Aktionstag, könnten Impul¬ 
se für eine breite Bewegung des Wider¬ 
stands geben, hierfür trügen insbesonde¬ 
re die Gewerkschaften eine große Ver¬ 
antwortung. 

Zurzeit versuche die Landesregierung, 
die Gewerkschaften in die Umsetzung 
der Schuldenbremse einzubinden, um 
Gegenwehr zu verhindern. „Die Ge¬ 
werkschaften haben eine Entscheidung 
zu treffen: Entweder lassen sie sich in 
dieses Sparkonzept einbinden und ma¬ 
nagen den massiven Stellenabbau im 
öffentlichen Dienst mit allen negativen 
Folgen mit, oder sie entwickeln eigene 


Am 8.12.2012 fand im Restaurant „Le- 
gienhof“ des Gewerkschaftshauses in 
Kiel die 20. Bezirkskonferenz der DKP 
Schleswig-Holstein statt. 

Nach konstruktiver Diskussion verab¬ 
schiedete die Bezirkskonferenz mit gro¬ 
ßer Mehrheit Veränderungsvorschläge 
für das Dokument „Antworten der DKP 
auf die Krise“ zur Weiterleitung an den 
Parteitag. Die DKP-Vorsitzende Bettina 
Jürgensen hatte zu Beginn der Antrags¬ 
debatte noch einmal die Intentionen des 
Parteivorstandes erläutert, die mit dem 
Hauptantrag verbunden waren, nämlich 
der Schaffung einer tragfähigen theore¬ 
tisch-praktischen Grundlage für die zu¬ 
künftige politische Handlungsfähigkeit 
der DKP. 

Diesem Anliegen stimmte die große 
Mehrheit der Konferenz zu. Auf der 
Grundlage dieses Antrages und Verän¬ 
derungsvorschläge, die die Kreiskonfe¬ 
renz Pinneberg in einem Antrag einge¬ 
bracht hatte, wurde streitbar diskutiert 
und schließlich mit achtzig Prozent Zu¬ 
stimmung der anwesenden Genossinnen 
ein Antrag an den Parteitag verabschie¬ 
det. Im Kern der Veränderungs-/Verbes- 
serungsvorschläge geht es um eine in¬ 
haltliche Straffung des Textes und eine 
konkretere Benennung der dringends¬ 
ten Handlungsfelder und Forderungen 
für die nächste Kampfetappe. 

Im weiteren beschloss die Konferenz An¬ 
träge an den Parteitag mit den Inhalten, 
2014 wieder ein UZ-Pressefest durchzu¬ 
führen sowie das Studium des Parteipro¬ 
gramms in allen Gliederungen der DKP 
zu organisieren mit dem Ziel, dass einer¬ 
seits alle Parteimitglieder „auf der Höhe 
des Parteiprogramms“ sind, andererseits 
darüber hinaus die Chancen nutzen, mit 
einer Programmdiskussion mit Sympa¬ 
thisanten und Interessierten über die 
theoretischen Grundlagen und Perspek¬ 
tiven der DKP ins Gespräch zu kommen. 
Die Versammlung verabschiedete eine 
Solidaritätserklärung an die 200 Strei¬ 
kenden der Firma Neupack, die sich seit 
nunmehr über einen Monat für einen Ta¬ 
rifvertrag im Streik befinden. 


gegen das Kaputtsparen gerichtete Al¬ 
ternativen und machen dafür mit ihrer 
gewerkschaftlichen Kraft spürbaren 
Druck.“ 

In der Diskussion sprachen mehrere 
Delegierte über die Auswirkungen der 
Sparpolitik auf die Kommunen, die ih¬ 
rerseits versuchen, die fehlenden Finanz¬ 
mittel bei den Bürger/innen zu holen 
und soziale Einrichtungen zu schließen. 
Zum Teil hat sich erfolgreicher Wider¬ 
stand entwickelt. Wohnungsprobleme, 
Rentenproblematik und die antifaschis¬ 
tische Arbeit am Beispiel von Verlege- 
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Aktionen von Stolpersteinen wurden an¬ 
gesprochen. Zur gesellschaftspolitischen 
Rolle der Gewerkschaften wurde die ak¬ 
tuelle Verantwortung der Gewerkschaf¬ 
ten des öffentlichen Dienstes im Wider¬ 
stand gegen die Kaputtspar-Politik und 
der Industriegewerkschaften für die 
Entwicklung von Widerstand gegen die 
Krisenauswirkungen auf die Beschäftig¬ 
ten betont; Arbeitszeitverkürzung statt 
Kurzarbeit sei notwendig. Dass der Wi¬ 
derstand nicht nur national entwickelt 
werden muss, wurde in einem Beitrag zur 
Zusammenarbeit von Kommunistischer 
Partei Luxemburgs (KPL), der Neuen 
Kommunistischen Partei der Niederlan¬ 
de (NCPN), der Partei der Arbeit Belgi¬ 
ens (PTB) und der DKP deutlich. 
Werner Sarbok, Mitglied und Vertreter 
des Parteivorstandes, sprach u.a. zur Fi¬ 
nanzsituation der Partei und der Not¬ 
wendigkeit der Erhaltung der UZ als 


Der Vertreter der SDAJ überbrachte die 
solidarischen Grüße des sozialistischen 
Jugendverbandes und stellte das Projekt 
der Kuba-Solidaritäts-Brigaden vor. 

Die Konferenz wählte die Leitungsgre¬ 
mien des Bezirks und die Delegierten 
zum 20.Parteitag. Mit Annegret Hecker 
(Flensburg) und Christian Koberg (Kiel) 
wurden beide bisherigen Sprecherinnen 
in ihren Ämtern bestätigt. 

In dem Referat war Christian Koberg 
zu Anfang der Konferenz auf die ge¬ 
genwärtige politische Situation und die 
Herausforderungen für die demokrati¬ 
schen und fortschrittlichen Kräfte einge¬ 
gangen. Auf die Situation in Schleswig- 
Holstein eingehend verwies er auf die 
Stellungnahme der DKP zu den Land- 
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tagswahlen vom Mai 2012, in der von der 
neuen Landesregierung aus SPD, Grü¬ 
nen und SSW keine grundsätzlich ande¬ 
re Politik, keine Politik im Interesse der 
Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung 
und ihrer Familien zu erwarten sei. Was 
solle man von Parteien auch erwarten, 
die die „Schuldenbremse“, die HSH- 
Nordbank und den Rüstungsstandort 
Schleswig-Holstein als oberste Priorität 
ansehen und der Bevölkerung weisma¬ 
chen wollen, dass es zu Hartz IV, Nied¬ 
riglöhnen, zu Rüstungsexport und Aus¬ 
landseinsätzen der Bundeswehr keine 
Alternativen gäbe. 

Andererseits sei die neue Regierung al¬ 
lerdings gegenüber gewerkschaftlichen 
und außerparlamentarischen Bewegun¬ 
gen druckempfindlicher als ihre CDU/ 
FDP-Vorgängerregierung. Das spiegele 
sich u.a. in der Verabschiedung des Ta¬ 
riftreuegesetzes und der Aufnahme des 
Schutzes und der Förderung der Sinti 


sozialistischer Wochenzeitung, die über 
die Mitgliedschaft der DKP hinaus mehr 
Menschen anspricht. 

Die Delegierten wählten in großer Ein¬ 
mütigkeit die Bezirksdelegierten und Er¬ 
satzdelegierten zum 20. Parteitag. 

Auch in der Antragsdiskussion stand die 
Landespolitik im Mittelpunkt. So wur¬ 
den die friedenspolitischen Forderun¬ 
gen für die Region aktualisiert und ein 
Antrag zur antifaschistischen Arbeit ver¬ 
abschiedet. Im Leitantrag mit dem Titel 
„DKP: Aufstehen für den radikalen Po¬ 
litikwechsel! Gegen kapitalistische Krise, 
Kaputtsparen und weitere Umverteilung 
von unten nach oben! Den Kapitalismus 
überwinden!“ wurden Eckpunkte für 
eine alternative Landespolitik beschlos¬ 
sen. Die DKP Saarland unterstützt den 
Antrag des Parteivorstandes „Antwor¬ 
ten der DKP auf die Krise“ an den 20. 
Parteitag und hat zum Kapitel „Die Auf¬ 
gaben der DKP in den heutigen Kämp¬ 
fen“ Änderungen eingebracht, die die 
Kontinuität in der Politikentwicklung 
vom Parteiprogramm über die inhaltli¬ 
chen Beschlüsse des letzten Parteitags 
bis heute unterstreichen. 

Die Konferenz sprach sich deutlich ge¬ 
gen die Aushöhlung und Verfälschungen 
unserer Programmatik aus. Ultralinke 
Politik, Glorifizierung oder Rechtferti¬ 
gung der Politik in der Stalinzeit, Rück¬ 
schritte in unseren Vorstellungen von ei¬ 
ner sozialistischen Gesellschaft, die Ab¬ 
sage an eine Bündnispolitik mit anderen 
linken und fortschrittlichen Kräften oder 
die Aufkündigung unserer Strategie und 
Taktik auf dem Weg zu einer sozialisti¬ 
schen Gesellschaft dürften in der DKP 
nicht noch mehr Einfluss gewinnen. 

Die Konferenz wird im März/April 2013 
mit einem zweiten Tag fortgesetzt. Er 
wird die Auswertung des Parteitags und 
die Wahl der bezirklichen Gremien zum 
Inhalt haben. Thomas Hagenhofer 


und Roma Schleswig-Holsteins in die 
Landesverfassung wider. Aber: Für ei¬ 
nen wirklichen Politikwechsel gelte es, 
mehr denn je die außerparlamentari¬ 
schen Bewegungen zu stärken, in ihnen 
zu wirken und unsere Vorschläge einzu¬ 
bringen. Die DKP Schleswig-Holstein 
sei durch ihre Mitglieder aktiv in der 
Gewerkschaft und in einer Reihe von 
Bündnissen vertreten; sie bringt dort In¬ 
itiativen und Anregungen ein. Die Mit¬ 
arbeit sei aber noch zu wenig Bestand¬ 
teil der kollektiven Diskussion, um An¬ 
regungen und auch Schlussfolgerungen 
für die praktische Arbeit zu ziehen. Hier 
hätte die Partei noch viel Potential nach 
oben. Koberg verwies dabei auf Beispie¬ 
le kämpferischer Interessenvertretung in 
der jüngsten Zeit: Streiks und Demonst¬ 
rationen von Krankenhausbeschäftigten 
(Helios Damp, Nordseeklinik Sylt), von 
Busfahrern für einen einheitlichen Tarif 
oder um die Auseiandersetzung um die 
Übernahme der PROVINZIAL durch 
den Allianz-Konzern. Diese Beispie¬ 
le zeigen, dass die Beschäftigten bereit 
sind zu kämpfen. Auch die Aktivitäten 
von Gewerkschaften, Sozialverbänden 
und sozialen Bewegungen (14. Novem¬ 
ber, „Umfairteilen“, Blockupy) gegen 
die „Agenda-Politik“ des Kapitals zeig¬ 
ten dies. „Oder nehmen wir die beein¬ 
druckenden Widerstandsaktionen ge¬ 
gen die Nazi-Aufmärsche in Lübeck 
oder Neumünster oder die Aktivitäten 
der Anti-AKW-Bewegung für die sofor¬ 
tige Stillegung des AKW Brokdorf, die 
Veranstaltungen der Friedensbewegung 
gegen den Rüstungsexport aus Kiel, vor 
allem gegen die U-Boot-Produktion auf 
de r HDW.und und und. 

Wir Mitglieder der DKP sind aufgefor¬ 
dert, alles zu tun, damit sich die Gegen¬ 
kräfte - vor allem außerparlamenta¬ 
risch - noch wirkungsvoller gegen die 
Politik von Kabinett und Kapital for¬ 
mieren und in Aktion treten.“ 

Die Konferenz endete mit dem gemein¬ 
samen Singen der Internationale. Gst 
*Berichte von weiteren Bezirks(delegierten) 
Konferenzen in den nächsten Ausgaben. 


„Alles tun, damit sich die Gegenkräfte noch wirkungsvoller 
formieren und in Aktion treten“ 

Bezirkskonferenz der DKP-Schleswig-Holstein* 
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Belastbare Freundschaft 

Trotz einiger Unstimmigkeiten in den 
vergangenen Wochen haben Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel und Israels 
Ministerpräsident Benjamin Netanja¬ 
hu bei einem Treffen in Berlin die be¬ 
lastbare Freundschaft zwischen beiden 
Staaten betont. „In der Siedlungsfrage 
sind wir uns einig, dass wir uns nicht ei¬ 
nig sind“, sagte die deutsche Kanzlerin 
lediglich zu einer der wichtigsten Fra¬ 
gen der künftigen Nahostpolitik. „Wir 
diskutieren unsere unterschiedlichen 
Auffassungen, aber die Grundlage der 
deutsch-israelischen Beziehungen sind 
unantastbar“, erklärte Merkel bei einer 
Pressekonferenz anlässlich der deutsch¬ 
israelischen Regierungsgespräche. Sie 
wiederholte ihre Aussage, dass „die 
Sicherheit Israels Teil der deutschen 
Staatsräson ist“. Netanjahu sagte, es 
gebe von seiner Seite überhaupt keinen 
Zweifel daran, wie tief die Verpflichtung 
Deutschlands gegenüber der Sicherheit 
Israels sei. Er hoffe, dass die Palästinen¬ 
ser „ohne Vorbedingungen“ an den Ver¬ 
handlungstisch zurückkehrten. 

Chävez wieder erkrankt 

Venezuelas Präsident Hugo Chävez hat 
in einer Fernsehansprache angekündigt, 
dass er sich erneut einer Krebsoperati¬ 
on in Havanna unterziehen werde. Dort 
war ihm bereits im vergangenen Jahr ein 
Krebstumor entfernt worden. Aufgrund 
der Beschwerden sei er wieder zu Un¬ 
tersuchungen nach Kuba gereist, wo nun 
wieder bösartige Zellen festgestellt wor¬ 
den seien, die einen erneuten chirurgi¬ 
schen Eingriff notwendig machen. 

In seiner Ansprache räumte Chävez ein, 
dass er möglicherweise aus Gesund¬ 
heitsgründen seine offiziell im Januar 
beginnende neue Amtszeit nicht antre- 
ten könne. Die Verfassung sieht in ei¬ 
nem solchen Fall Neuwahlen innerhalb 
von drei Monaten vor. Sollten diese nö¬ 
tig werden, werde er dazu aufrufen, für 
Vizepräsident und Außenminister Ni¬ 
coläs Maduro zu votieren. Der Sieg der 
B olivarischen Revolution müsse gesi¬ 
chert und auf dem venezolanischen Weg 
zum Sozialismus eine neue Demokra¬ 
tie aufgebaut werden. Es komme jetzt 
darauf an, die Wahlen am kommenden 
Sonntag zu gewinnen, um der Konterre¬ 
volution den Weg zu versperren. M.R. 

Austauschverhandlungen 

Kuba hat erneut seine Bereitschaft sig¬ 
nalisiert, mit den USA über das Schick¬ 
sal des 63-jährigen Amerikaners Alan 
Gross, der eine 15-jährige Haftstrafe 
verbüßt, in einem Paket mit der Frei¬ 
lassung der fünf Kubaner zu verhan¬ 
deln, die zu langen Haftstrafen in den 
USA verurteilt worden waren. Gross, 
der bei dem US-Unternehmen Deve¬ 
lopment Alternatives tätig gewesen 
war, war im Dezember 2009 auf Kuba 
gefangengenommen worden. Er wurde 
beschuldigt, illegal Satellitenkommuni¬ 
kationsausrüstungen geliefert zu haben, 
die für Gruppierungen bestimmt waren, 
die den Interessen Kubas schaden wol¬ 
len, so die kubanische Seite. 

Monti am Ende 

Der italienische Premier Mario Monti 
hat am Wochenende seinen raschen und 
„unwiderruflichen Rücktritt“ angekün¬ 
digt. Ex-Premier Silvio Berlusconi be¬ 
reitet sich dagegen auf sein politisches 
Comeback vor. Neuwahlen könnte es 
schon im Februar geben. Berlusconi 
hatte sich vor wenigen Tagen im Al¬ 
leingang zum Spitzenkandidaten seiner 
Partei „Volk der Freiheit“ (PdL) gekürt. 

Eurozone in der Rezession 

Die anhaltende Finanz- und Wirt¬ 
schaftskrise hat die Eurozone weiter in 
die Rezession getrieben. Die gesamte 
Wirtschaftsleistung der 17 Euro-Staaten 
ging im dritten Vierteljahr im Vergleich 
zum Vorquartal um 0,1 Prozent zurück, 
wie Eurostat mitteilte. Nach einer Sta¬ 
gnation zu Jahresbeginn war das Brut¬ 
toinlandsprodukt des Euroraums im 
zweiten Quartal bereits um 0,2 Prozent 
geschrumpft. Da die Wirtschaftsleistung 
damit das zweite Quartal in Folge ge¬ 
sunken ist, steckt die Eurozone nach 
gängiger Definition in einer Rezession. 
Grund für den Rückgang im dritten 
Vierteljahr waren nach Angaben der 
Statistiker ein stagnierender privater 
Konsum und sinkende Investitionen. 


Mursi setzt mit Hilfe der Armee auf Durchmarsch 

Trick mit der Rücknahme des Präsidentendekrets hat nicht funktioniert - die Opposition kämpft weiter 


Der Machtkampf in Ägypten treibt ei¬ 
nem Höhepunkt entgegen. Geht es nach 
dem Willen des Teils der ägyptischen 
Bourgeoisie und der ausländischen Ka¬ 
pitalinvestoren, denen das Interesse an 
„ökonomischer und politischer Stabili¬ 
tät“ Vorrang vor allen Forderungen nach 
Demokratie und sozialen Verbesserun¬ 
gen hat, dann wird am Samstag mit dem 
angesetzten Verfassungsreferendum ein 
weiterer wichtiger Schritt zum Ausbau 
der staatlichen Macht der Moslembrü¬ 
der unter Präsident Mursi vollzogen. 
Doch der Widerstand in weiten Teilen 
der Bevölkerung wurde auch in der ver¬ 
gangenen Woche in riesigen Massende¬ 
monstrationen sichtbar. Er wird auch 
nach einem Durchziehen des schein¬ 
demokratischen „Referendums“ nicht 
verschwinden. „Wir lehnen den Verfas¬ 
sungsentwurf ab, weil er nicht den Wil¬ 
len des ägyptischen Volkes repräsen¬ 
tiert“, hatte ein Sprecher des Oppositi¬ 
onsbündnisses „Nationale Heilsfront“ 
(FSN) am vergangenen Sonntag nach 
einer Beratung der Oppositionsgruppen 
erklärt, die zu neuen Massendemonstra¬ 
tionen am Dienstag in Kairo und ande¬ 
ren ägyptischen Städten aufriefen, wäh¬ 
rend gleichzeitig die Sitzblockade vor 
dem Präsidentenpalast über das Wo¬ 
chenende fortgesetzt wurde. 

Zuvor hatte Mursi angesichts der großen 
Proteste gegen sein Vorgehen mit einem 
Trick versucht, den Anschein eines Nach¬ 
gebens gegenüber Forderungen der Op¬ 
position zu erzeugen, ohne sein eigent¬ 
liches Ziel aufzugeben. Er ließ einen 
seiner Sprecher am letzten Samstag ver¬ 
künden, dass das „Verfassungsdekret“, 
mit dem er sich am 22. November zum 
Alleinherrscher ernannt hatte, ab sofort 
für ungültig erklärt werde, hielt jedoch 
am 15.12. als Termin für die Abstimmung 
über den inzwischen im Eilverfahren 
fertiggestellten Verfassungsentwurf un¬ 
nachgiebig fest. „Den Ägyptern ist klar 
geworden, dass der Präsident manöv¬ 
riert, um Zeit zu gewinnen. Er hat qua¬ 
si die Rechte des Volkes beschlagnahmt, 
um seine Vorstellungen durchzudrücken 
... Aus unserer Sicht ist es Betrug am 
Volk und Irreführung. “ lautete die Ein¬ 
schätzung eines Oppositionssprechers. 


Zugleich verkündete Mursi ein neues 
Dekret, in dem angeordnet wird, dass ne¬ 
ben den polizeilichen Sicherheitskräften 
nun auch die Armee im Inneren einge¬ 
setzt wird, für den „Schutz der staatli¬ 
chen Einrichtungen“ zu sorgen hat und 
dabei auch Zivilisten festnehmen und 
vor Militärgerichten aburteilen lassen 
kann. Ein Sprecher der Armeeführung 
hatte zuvor schon in einer Erklärung mit 
dem Einsatz der Armee gedroht, falls es 
zu keiner Verständigung zwischen bür¬ 
gerlicher Opposition und Islamisten 


„Frage: Was will Mohamed Mursi? Weicht 
er vor der Pression des härtesten Flügels 
(der Moslembruderschaft) zurück? 
Khaled Ali: Mursi ist da, um das umzu¬ 
setzen, was die Moslem-Brüder wollen. 
Es gab zwei Entscheidungsmöglichkei¬ 
ten für sie. Entweder die Ziele der Re¬ 
volution zu verwirklichen und also mit 
den anderen politischen Kräften zu¬ 
sammenzuarbeiten. Oder die Vorge¬ 
hensweise des alten Regimes zu repro¬ 
duzieren, aber mit Mursi an der Stelle 
von Mubarak. Sie haben diese zweite 
Option gewählt. Sie reproduzieren das 
gleiche Diktatur-Regime. 

Frage: Wie tritt das Projekt der Moslem- 
Brüder in dem Verfassungsentwurf in 
Erscheinung? 

Khaled Ali: Wenn diese Verfassung ge¬ 
billigt wird, wird Ägypten ein theokra- 
tischer Staat wie der Iran. Die Artikel 
2,3,4 und 219 legen fest, dass das isla¬ 
mische Recht nicht nur die Quelle der 


und einer anhaltenden innenpolitischen 
Krise kommen sollte. Am Sonntag wa¬ 
ren bereits F16-Kampfflugzeue in nied¬ 
riger Höhe über das Zentrum von Kairo 
gedonnert. Da auch die Armeeführung 
mit ihrem umfangreichen „Wirtschafts¬ 
komplex“ vor allem an „Stabilität und 
Ordnung“ interessiert ist, ist ein Zusam¬ 
mengehen dieses Teils der ägyptischen 
Oberschicht mit den Islamisten um Mur¬ 
si nicht ausgeschlossen. 

Mit dem gegenwärtigen Machtkampf ist 
die vor zwei Jahren begonnene „ägypti- 


Gesetze sein soll, sondern auch, dass 
die Meinung von Al Azhar, der Ver¬ 
sammlung der großen Scheichs, ein¬ 
geholt werden muss, ob diese Gesetze 
in Übereinstimmung mit der Scharia 
sind. Artikel 219 präzisiert sogar, dass 
die Quelle die „sunnitische Scharia“ ist 
(„Sunniten“sind eine der großen Glau¬ 
bensrichtungen im Islam, die sich selbst 
als die eigentlichen Nachfolger Moham¬ 
meds und Wahrer der Tradition und Ein¬ 
heit der Moslems bezeichnen, während 
sich die „Schiiten“ davon abgespalten 
haben - Anm. d. Red.). Das bedeutet, 
dass das nächste Parlament neue Ge¬ 
setze im Rahmen der Scharia erlassen 
wird in Bezug auf die Menschenrech¬ 
te, das Recht der Frauen zu arbeiten 
oder nicht... Es gibt keinerlei Garantie 
für den Aufbau eines demokratischen 
Staates ... Schließlich gibt es in dieser 
Verfassung keinerlei Verpflichtungen 
des Staates in sozialen Angelegenhei¬ 


sche Revolution“ an einen neuen Wen¬ 
depunkt gekommen, bei dem es darum 
geht, ob sie in eine neue, unter religiö¬ 
sem Etikett getarnte reaktionäre Dik¬ 
tatur einmündet oder demokratische 
Rechte für das Volk gesichert werden 
können, wie es den ursprünglichen und 
noch immer lebendigen Motiven und 
Zielen der breiten Volksmassen bei Be¬ 
ginn der revolutionären Erhebung ent¬ 
spricht. Der Ausgang dieses Kampfes 
ist noch nicht entschieden. 


ten. Kein Artikel erwähnt die Pflicht 
des Staates, allen Arbeit zu geben. 
Frage: Es wird wenig vom Wirtschafts¬ 
und Sozialprogramm der Moslem- 
Brüder gesprochen. Folgen sie nicht in 
Wirklichkeit einer neoliberalen Sicht? 
Khaled Ali: Die Moslem-Brüder sind 
in Übereinstimmung mit der neolibe¬ 
ralen Politik. Sie sind dabei, den gesam¬ 
ten öffentlichen Sektor abzuschaffen 
und unterschreiben Abkommen mit 
dem Internatonalen Währungsfonds. 
Diese Politik trifft auf Widerstände. Es 
gibt sehr viele Streiks seit der Revolu¬ 
tion. Im Jahr 2012 wurde 2500 Streiks 
und Demonstrationen von Lohnabhän¬ 
gigen in allen Sektoren der Wirtschaft, 
im öffentlichem wie im privaten Sek¬ 
tor, gezählt. In den letzten Tagen ha¬ 
ben beispielsweise die Beschäftigten 
des Flughafens von Scharm-El-Scheik 
den gesamten Verkehr wegen Lohnfor¬ 
derungen blockiert. 

Frage: Einige sagen, dass das An-die- 
Macht-Kommen der Islamisten nach dem 
arabischen Frühling eine „unvermeidli¬ 
che Passage“sei. Was ist Ihre Meinung? 
Khaled Ali: Nein, das denke ich nicht. 
Vor der Revolution war die am bes¬ 
ten organisierte Kraft die islamistische 
Bewegung. Aber jetzt gibt es Entwick¬ 
lungen in der Organisierung von Bewe¬ 
gungen und Parteien, die vor Ort sind 
und an Erfahrung gewinnen. Es ist ih¬ 
nen gelungen, Kundgebungen zu or¬ 
ganisieren, die hunderttausende Men¬ 
schen zusammenbrachten. Die Dinge 
kehren sich um.“ 


Georg Polikeit 

„Mursi will das gleiche Diktatur-Regime wie unter Mubarak“ 

Die Stimme eines ägyptischen Linken und Arbeiteranwalts zur gegenwärtigen Situation 

Einen Einblick, wie ägyptische Linkskreise die aktuelle Situation in Ägypten beurtei¬ 
len, erlaubt das nachfolgend in Auszügen wiedergegebene Interview des ägyptischen 
Rechtsanwalts Khaled Ali, das am 5.12. in der französischen kommunistischen Tages¬ 
zeitung „Humanite“ veröffentlicht wurde. 

Khaled Ali, 40 Jahre alt, war der jüngste Präsidentschaftskandidat im ersten Wahlgang 
der ägyptischen Präsidentenwahl im Mai 2012. Er hatte sich bereits unter Mubarak 
einen Namen als Korruptionsbekämpf er und Verfechter von Arbeiter- und Gewerk¬ 
schaftsrechten sowie Verteidiger von politisch Verfolgten gemacht. Bei der Anti-Muba- 
rak-Revolution hat er von Anfang an eine aktive Rolle gespielt. Im Präsidentenwahl¬ 
kampf hatte der bis heute parteilose Linke Forderungen nach Freiheit und sozialer 
Gerechtigkeit in den Mittelpunkt gestellt und die öffentliche Unterstützung von Teilen 
der „Partei der Sozialistischen Volksallianz“ und der „Ägyptischen Sozialisten“ge¬ 
wonnen. Bei der Wahl kam er in Konkurrenz zu mehreren anderen linken und nasse¬ 
ristischen Kandidaten mit 134 000 Stimmen auf 0,58 Prozent. 


Neue Proteste in Tunesien 

Landesweiter Generalstreik nach Überfall auf die Gewerkschaftszentrale 



In Tunesien, dem ersten Land, in dem 
vor zwei Jahren der „ägyptische Früh¬ 
ling“ begonnen hat, kam es in den letz¬ 
ten Tagen zu neuen Protestaktionen. 
Auch hier richtet er sich gegen die 
nach dem Sturz des autoritären Ben- 
Ali-Regimes an die Macht gekomme¬ 
nen Islamisten. 

Deutlicher als in Ägypten traten da¬ 
bei die sozialen Ursachen als Quelle 
des Protests in Erscheinung. Für den 
13. Dezember hatte der Allgemeine Tu¬ 
nesische Gewerkschaftsbund UGTT zu 
einem landesweiten Generalstreik auf¬ 
gerufen (nach Redaktionsschluss). Be¬ 
reits in der Woche zuvor hatten regio¬ 
nale Generalstreiks in vier tunesischen 
Provinzen Betriebe und öffentliches 
Leben lahmgelegt, so in Sidi Bouzid, 
wo vor zwei Jahren die Revolte begon¬ 
nen hatte, in der Hafen- und Industrie¬ 
stadt Sfax, in der Bergbauregion Gafsa 
und in Kasserine. 

Unmittelbarer Anlas für den Aufruf 
der UGTT zum landesweiten General¬ 
streik war der Angriff einer islamischen 
Miliz namens „Liga zum Schutz der 
Revolution“ auf die Gewerkschaftszen¬ 
trale der UGTT am 4. Dezember. Die 
Schlägerbande war mit Stichwaffen, 
Messern, Knüppeln, Steinen und Reiz¬ 
gas bewaffnet in das Gebäude einge¬ 
drungen, hatte das Büro des Generalse¬ 
kretärs Hassine Abassi verwüstet und 
Bilder von Gewerkschaftsfunktionä¬ 
ren an den Wänden zerschlagen sowie 
zahlreiche anwesende Gewerkschafter 
verletzt, die zu einer Gedenkveranstal¬ 
tung für den vor 60 Jahren ermordeten 
UGTT-Gründer Farat Hached zusam¬ 
mengekommen waren. 

Wie das Exekutiv-Komitee der UGTT 
in seinem Aufruf erklärte, war dieser 
Überfall nur ein Teil eines „vorbedach¬ 
ten Plans gegen die Gewerkschaften“. 


Überfälle gleicher Art auf regionale 
Büros der UGTT, die zum Teil sogar in 
Brand gesteckt wurden, sowie auf ein¬ 
zelne Gewerkschaftsfunktionäre hat¬ 
ten sich bereits in den letzten Wochen 
gehäuft. 

Die Gewerkschaftsführung macht da¬ 
für die provisorische Regierung un¬ 
ter Ministerpräsident Jebali verant¬ 
wortlich. Seine Ennahda-Partei wird 
in westlichen Medien als „gemäßigt 
islamistisch“ etikettiert. Seit Wochen 
kamen aus dieser Regierung heftige 
antigewerkschaftliche Attacken, die 
das politische Klima für die Milizen¬ 
überfälle vorbereiteten. Die Gewerk¬ 
schaften wurden beschuldigt, mit ihrer 
Unterstützung von sozialen Forderun¬ 
gen und Aktionen von Arbeitern und 
Angestellten in verschiedenen Lan¬ 
desteilen gegen das „nationale Inter¬ 
esse“ am raschen Wiederaufschwung 
der tunesischen Wirtschaft und damit 
gegen die „nationale Einheit“ versto¬ 
ßen zu haben. Sie würden ihre Rolle 


überschreiten, indem sie sich nicht nur 
um soziale Angelegenheiten kümmern, 
sondern sich anmaßen, sich auch „poli¬ 
tisch“ zu betätigen, was Gewerkschaf¬ 
ten nicht zukomme. Zugleich wurden 
die Gewerkschafter beschimpft, sich 
damit als Helfershelfer des gestürzten 
Diktatur-Regimes zu betätigen. Die 
Gewerkschaften betonten demgegen¬ 
über, dass sie sich lediglich gegen Ver¬ 
suche einer Instrumentalisierung durch 
eine „gewisse Partei“ wehren und sich 
keinerlei Befehlen unterwerfen, von 
wem sie auch kommen. 

Laut dem Internet-Informationsdienst 
„ AllAfrica“ ist der Hintergrund für die 
jüngsten Vorgänge die „soziale und po¬ 
litische Krise“, die das Land derzeit er¬ 
lebt. Die UGTT sei, hieß es darin, mit 
ca. 500 000 Mitgliedern die stärkste 
organisierte Kraft im Land und „zwei¬ 
fellos die bedeutendste Gegenmacht in 
Tunesien“. Die tunesische Wirtschaft 
kam seit der Revolution im Januar 2011 
nicht mehr aus der Rezession heraus. 


Hohe Arbeitslosigkeit, vor allem in den 
sowieso ökonomisch unterentwickel¬ 
ten Gebieten im Landesinneren, und 
ein massives Ansteigen der Lebens¬ 
mittelpreise infolge der Inflation ver¬ 
mehrten die Armut. Viele Tunesier sind 
inzwischen der Ansicht, dass sich ihre 
Lebensverhältnisse seit der Revoluti¬ 
on vor zwei Jahren nicht zum Besseren 
verändert haben, wie sie erhofft hatten, 
sondern ihre Existenzschwierigkeiten 
eher noch zugenommen haben. Neben 
dem Rückgang des Tourismus hat sich 
im Gefolge der Krise in den Euro-Staa- 
ten auch der Absatz tunesischer Waren 
nach Europa verringert. 

Ende November war es zu einem fünf¬ 
tägigen Generalstreik und massiven 
Unruhen in der Stadt und Region Si- 
liana, rund 120 km südlich von Tu¬ 
nis, gekommen. Von auswärts gehol¬ 
te Polizeieinheiten hatten auf Befehl 
des Gouverneurs versucht, Protestde¬ 
monstrationen und Streiks gegen die 
soziale Misere mit brutaler Gewalt zu 
unterdrücken. Daraus entwickelten 
sich teilweise Straßenschlachten mit 
Steinwürfen auf Polizeifahrzeuge und 
Erstürmung eines Polizeikommissari¬ 
ats auf der einen Seite, massivem Ein¬ 
satz von Gummiknüppeln, Tränengas 
und „Warnschüssen“ durch die Polizei 
andererseits, wobei Demonstranten 
Schussverletzungen davontrugen. Erst 
nachdem die Regierung erklärt hatte, 
der Gouverneur werde abgezogen, die 
auswärtigen Polizeieinheiten zurück¬ 
genommen und ein Plan für die wirt¬ 
schaftliche Entwicklung der Region 
ausgearbeitet und umgesetzt, beschlos¬ 
sen die örtlichen UGTT-Gremien am 
1. Dezember, den Streik vorläufig aus¬ 
zusetzen. Pierre Poulain 
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Der Kampf geht weiter 

PCP-Parteitag unter dem Motto „Demokratie und Sozialismus“ 



as Motto des XIX. Parteitags 
der Portugiesischen Kommunis¬ 
tischen Partei (PCP) spiegelte 
sich in den Reden und Anträgen der 
Genossinnen wider. An drei Tagen, 
vom 30. November bis zum 2. Dezem¬ 
ber, nahmen mehr als 1 200 Delegier¬ 
te an dem Kongress teil, viele berich¬ 
teten über die Arbeit und Aufgaben 
aus ihren Regionen, in den Betrieben 
und Massenorganisationen. Eine gro¬ 
ße Rolle spielte dabei die Einschätzung 
der Kämpfe und ihre Entwicklung seit 
dem letzten Parteitag vor vier Jahren. 
Verbunden wurde es immer mit der 
Aussage und Forderung: „Der Kampf 
geht weiter!“ 

Ganz besonders wurden die Streiks 
hervorgehoben, in denen die Arbeiter¬ 
klasse und die Menschen Portugals sich 
gegen die Abwälzungen der Krisenlas¬ 
ten auf ihren Rücken zur Wehr setzen. 
Der Generalstreik am 14. November 
2012, der im Rahmen des vom Europä¬ 
ischen Gewerkschaftsbund initiierten 
Aktionstages stattgefunden hat, zeigte 
die Verankerung von Genossinnen in 
den Betrieben, er zeigt aber auch, dass 
der Widerstand in Portugal wächst und 
die Politik der Troika nicht mehr hinge¬ 
nommen wird. 

Der Kongress war auch zusammenge¬ 
kommen, um die Leitung der PCP neu 
zu wählen. Mit eindeutiger Mehrheit 
wurde Jerönimo de Sousa wieder zu 
dem Generalsekretär der PCP gewählt. 
Die Glückwünsche der teilnehmenden 
internationalen Parteivertretungen 
wurden in einem kurz nach Ende des 
Parteitags durchgeführten Treffens per¬ 
sönlich überbracht, darunter auch der 
von der Vorsitzenden der DKP. 

Der beeindruckende Kongress der 
portugiesischen Genossinnen und 
Genossen wurde an drei Tagen in Al- 
mada durchgeführt. Almada liegt di¬ 
rekt gegenüber der portugiesischen 
Hauptstadt Lissabon, bietet allerdings 
nicht nur die notwendige Struktur 
zur Durchführung des PCP-Kongress, 
sondern mit einer kommunistischen 


Bürgermeisterin und der Mehrheit 
im Rathaus auch herausragende poli¬ 
tische Bedingungen. Generalsekretär 
de Sousa stellte in seiner Rede an die 
Teilnehmerinnen die aktuellen politi¬ 
schen Entwicklungen dar. Im Schwer¬ 
punkt seiner Aussagen standen dabei 
die aktuellen Fragen in Portugal und 
Veränderungen der vergangenen vier 
Jahre in Europa, jedoch auch den in¬ 
ternationalen Problemen wurde Raum 
gegeben. 

Die Delegierten haben in Vertretung 
ihrer Regionen und Gruppen mit vie¬ 
len Beiträgen ihre politische Arbeit 
dargestellt und ebenso die im Vorfeld 
des Parteitags durchgeführten Dis¬ 
kussionen und ihre Ergebnisse zu den 
Thesen und dem Programm der Partei 
wiedergegeben. Vor allen Dingen die 
aktuellen Kämpfe gegen die Politik 
der Troika wurden geschildert, jedoch 
immer mit dem Bezug auf die weite¬ 
re Entwicklung des Widerstands. Die 
Arbeit der Gewerkschaften und ihre 
Mobilisierung in den Betrieben, deren 
wichtige Verbindung mit den sozialen 
Bewegungen wurden aus unterschied¬ 
lichen Bereichen geschildert. Ein gleich 
hoher Stellenwert wird dem Kampf um 


die Rechte der Frauen und der Jugend 
gegeben, deren spezifische Fragen und 
Probleme in den Beschlüssen und Re¬ 
den immer wieder genannt wurden. In 
den beschlossenen Dokumenten, als 
auch in den Redebeiträgen wurde die 
Solidarität mit den „Arbeitern und den 
Menschen im Kampf“ betont, denn ih¬ 
nen werden zwar die Lasten der Kri¬ 
sen aufgeladen, sie können jedoch mit 
ihrem Handeln und Widerstand auch 
zu fortschrittlichen Veränderungen 
beitragen. Bemerkenswert ist die Ge¬ 
schlossenheit, mit der die Genossin¬ 
nen in Portugal ihre „Thesen - Projekt 
einer politischen Resolution“ disku¬ 
tiert und beschlossen haben. In einem 
Beitrag wurde dargelegt, weshalb die 
PCP nach wie vor ihren Kongress un¬ 
ter dem Motto „Demokratie und So¬ 
zialismus“ durchführt. Es wurde auf 
die Veränderungen hingewiesen, den 
versuchten Abbau von Demokratie in 
Portugal. Die demokratischen Errun¬ 
genschaften der Aprilrevolution 1974 
werden jedoch von den Kommunistin¬ 
nen Portugals nach wie vor verteidigt, 
auch in dem Wissen, dass diese keine 
sozialistische Demokratie darstellen. 
Auch wenn in den „Thesen“ des Par¬ 


teitags noch einmal dargestellt wird, 
weshalb die PCP sich nicht der Euro¬ 
päischen Linken anschließt, wird die 
Zusammenarbeit mit allen kommu¬ 
nistischen Parteien, progressiven und 
linken Parteien gesucht und soll weiter 
ausgebaut werden. Dass diese Zusam¬ 
menarbeit schon geschieht, macht die 
Einladung und Teilnahme auch von lin¬ 
ken Parteien wie z.B. „Die Linke“ aus 
der BRD und der Red-Green-Alliance 
aus Dänemark deutlich, die neben den 
kommunistischen Parteien dieser Län¬ 
der zu Gast waren. 

Im Rahmen des Kongresses hat ein In¬ 
formationsaustausch der Vorsitzenden 
der DKP mit dem Fraktionsvorsitzen¬ 
den der PCP im Parlament Portugals, 
Bernadino Soares, stattgefunden. 
Insgesamt nahmen Vertreterinnen von 
56 Parteien aus aller Welt an dem XIX. 
Kongress der PCP teil. Vertreter aus 
drei Ländern berichteten von ihrem 
Kampf: Genossen aus Kuba und Vene¬ 
zuela sprachen über den Aufbau ihrer 
Gesellschaften zum Sozialismus; be¬ 
sonders beeindruckte die gemeinsame 
Rede der Genossen von den drei Par¬ 
teien Palästinas, die zu dem Beschluss 
der UN vom Vortag und ihrem Kampf 
für einen Staat Palästina in den Gren¬ 
zen von 1967 berichteten. 

Von dem Kongress wurde auch der 
Eindruck mitgenommen, dass die ge¬ 
meinsamen Kämpfe nicht nur die Men¬ 
schen und die Arbeiter in dem Land 
enger zusammenrücken lässt, sondern 
ebenso die Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten nach erfolgter Diskussion 
einheitlich an die vor ihnen stehenden 
Aufgaben und die weitere Entwicklung 
des Widerstands herangehen. Hand¬ 
lungsfähig sein, Politik entwickeln und 
Geschlossenheit der PCP - das scheint 
in Portugal zu gelingen. Dem 100. Ge¬ 
burtstag von Älvaro Cunhal 2013 wird 
die PCP mit den beschlossenen Akti¬ 
vitäten und Programmen in jedem Fall 
gerecht. 

Bettina Jürgensen 


Viel Wasser, kein Land 

Nicaragua erringt IGH-Erfolg gegen Kolumbien 


Ein Schiedsspruch über die Meeres¬ 
grenzziehung zwischen Nicaragua und 
Kolumbien erhitzt die Gemüter - vor 
allem in Kolumbien. Der sich seit vie¬ 
len Jahren hinziehende Streit wurde 
am 19. November vom Internationa¬ 
len Gerichtshof (IGH) in Den Haag 
entschieden. 

Dabei wurde Kolumbien keine sei¬ 
ner Inseln, die drei Mal näher an Ni¬ 
caragua liegen als zum kolumbiani¬ 
schen Festland, weggenommen, wohl 
aber ein Großteil des darumliegenden 
Meeresgebiets, das als relativ fischreich 
gilt. Denn nun gilt, grob gesagt, die in¬ 
ternational übliche 200-Meilen-Zone 
für das Gebiet östlich der nicaraguani- 
schen Küste, ausgenommen die kolum¬ 
bianischen Inseln Providencia und San 
Andres nach Osten, aber alles nördlich 
und südlich davon (75 000 Quadratki¬ 
lometer). Dabei werden die Eilande 
und Kaps wie Quitasueno und Banco 
de Serrana zu Enklaven im nicaragu- 
anischen Seegebiet. Nach Worten des 
Richters Peter Tomka verbleiben alle 
Inseln bei Kolumbien, da es sich dort 
immer um Infrastruktur und Souverä¬ 
nität bemüht hat, ohne dass Nicaragua 
jemals dagegen protestiert habe. Auch 
die 50 000 Quadratkilometer große 
Kontinentalplatte um San Andres und 
Providencia bleibt bei Kolumbien. 2002 
war es zu diplomatischen Spannungen 
zwischen den Ländern gekommen, als 
Nicaragua in den bis dato kolumbiani¬ 
schen Gewässern international Ölbohr¬ 
konzessionen ausgeschrieben hatte. 
Während Nicaraguas Vertreter beim 
IGH, Carlos Argüello, das Urteil als 
„großen Triumph“ bezeichnete, der 
nun erlaube, Fischgründe und „wer 
weiß welche anderen unglaublichen 
Ressourcen“ auszubeuten, waren die 
Reaktionen in Kolumbien erwartungs¬ 


gemäß gespalten: Während die Linke 
und auf die lateinamerikanische Ein¬ 
heit orientierende Kräfte anmahnten, 
das Urteil zu akzeptieren, steht Ex- 
Präsident Uribe auf dem Standpunkt, 
dass der Haager Spruch nicht akzepta¬ 


bel ist. Man müsse weiterhin „Souverä¬ 
nität ausüben“ - also den Spruch igno¬ 
rieren - und mit Nicaragua verhandeln. 
Zusätzlich müsse der Fall vor den UN- 
Sicherheitsrat. Gegen den nicht an¬ 
fechtbaren Spruch argumentierte auch 
Präsident Santos; er enthalte „schwere 
Fehler“. Santos geht nicht ganz so weit 
wie Uribe, appelliert aber auch an das 
Nationalgefühl des kolumbianischen 
Volkes. Dabei, so die Kolumbianische 
Kommunistische Partei, hätten sich die 
kolumbianischen Regierungen in der 
Geschichte nie sonderlich um die Be¬ 
lange der Inselbewohner gekümmert; 
nun zeige man plötzlich Interesse an 
ihnen. Jaime Caycedo, Generalsekre¬ 
tär der PCC, verweist in einem Artikel 
zudem auf die existierenden familiären 


Verbindungen der Bewohnerschaft von 
Providencia und San Andres nach Ni¬ 
caragua, vornehmlich zur Inselgruppe 
„Isias del Mafz“ vor Bluefields. In der 
KP-Zeitung „Voz“ erinnert der Autor 
Alberto Acevedo auch an den koloni¬ 
alen Hintergrund der Inseln, ihre spa¬ 
nische, dann US-amerikanische Beset¬ 
zung sowie an die US-Basen und -Be¬ 
obachtungsposten auf Providencia und 
San Andres: da fehlt dann jeglicher Pa¬ 


triotismus der kolumbianischen Regie¬ 
rungen. 

Nicaraguas rechte Regierung unter 
Präsident Arnoldo Alemän hatte 2001 
in Den Haag geklagt, nachdem das 
Land bereits 1980, unter der sandi- 
nistischen Revolutionsregierung, den 
Vertrag „Esguerra-Bärcenas“ (aus den 
Jahren 1928-30) für nichtig erklärt hat¬ 
te, weil er von einer unter US-Okku- 
pation stehenden Regierung geschlos¬ 
sen worden war. Dieser hatte den 82. 
Längengrad als Grenze festgelegt. Jetzt 
verläuft die Grenze Nicaraguas in etwa 
am 79. Längengrad, wobei diese nicht 
definitiv fixiert wurde, da ab da „Inter¬ 
essen dritter Länder berührt sind“, wie 
der IGH äußerte. Damit ist offenkun¬ 
dig Jamaica gemeint. 


Dass auch die Gefahr militärischer 
Auseinandersetzungen droht, beweist 
hingegen die Anweisung des kolum¬ 
bianischen Verteidigungsministers die 
Kriegsschiffe auf ihren Posten am 82. 
Längengrad zu belassen, während Ni¬ 
caraguas Präsident Daniel Ortega die 
Entsendung der Marine bis hin zum 
79. Längengrad veranlasst hat. Regie¬ 
rungskreise in Bogota verkündeten, 
dass auch ein Außerkraftsetzen des 
„Pakts von Bogota“ aus dem Jahr 1948 
(damals wurde in Bogota die Organi¬ 
sation Amerikanischer Staaten gegrün¬ 
det) denkbar sei - der Vertrag regelt 
die friedliche Lösungssuche und die 
Anerkennung der Urteile des Interna¬ 
tionalen Gerichtshofes. Daniel Ortega 
hingegen reicht Kolumbien die Hand, 
indem er den Kleinfischern der Insel¬ 
gruppen zusagte, weiterhin dort zu ar¬ 
beiten, wo sie es zeitlebens getan ha¬ 
ben. 

Die Seegrenzenmarkierungen in der 
Karibik sind ein schwieriges Problem, 
bei dem nicht zum ersten Mal der IGH 
eine Rolle zu spielen hatte. Nicaragua 
hatte ebenfalls in Den Haag am 8. Ok¬ 
tober 2007 seine Seegrenzen zum nörd¬ 
lichen Nachbarland Honduras geklärt 
(in UZ vom 19.10.2007). Damals hat¬ 
te Nicaragua nur gut ein Fünftel seines 
Anspruchs von 6 500 Quadratkilome¬ 
tern durchsetzen können, Honduras da¬ 
gegen 79 Prozent davon. Wie verwoben 
miteinander die einzelnen Ansprüche 
sind, zeigt genau der vorliegende Fall: 
1999 hatten sich Honduras und Ko¬ 
lumbien außergerichtlich geeinigt, wo¬ 
bei sich Nicaragua benachteiligt sah 
und Ende 1999 gegen Honduras vor 
den Haager Gerichtshof zog. Nach der 
Lösung des Falls Nicaragua-Honduras 
blieb aber noch das Problem mit Ko¬ 
lumbien. Offen sind in der Karibik u.a. 
immer noch die Grenzziehungen zwi¬ 
schen Honduras und den Inselstaaten 
Jamaica und Kuba. 

Günter Pohl 



Strohmann KfW 

Deutschland stärkt seine 
Position bei EADS 

Die deutsche Daimler AG hat diese Wo¬ 
che von ihrem einst 22,5 Prozent betra¬ 
genden Aktienanteil an der European 
Aeronautic Defence and Space Compa¬ 
ny (EADS) weitere 7,5 verkauft. 2,7 Pro¬ 
zent davon an die deutsche Kreditan¬ 
stalt für Wiederaufbau (KfW), 1,9 an das 
2007 von Daimler und der deutschen 
Regierung gebildete Investorenkonsor¬ 
tium Dedalus, dessen Anteile damit auf 
9,4 Prozent steigen, der Rest an weitere 
Anleger. Zu Beginn 2012 hatte Daimler 
bereits 7,5 Prozent seiner Aktien an die 
KfW verkauft. Einen begrenzten Akti¬ 
enanteil hält die in der Flugzeug- und 
Raumfahrtbranche sowie im Verlags¬ 
wesen angesiedelte französische Un¬ 
ternehmensgruppe Lagardere. 

Nach dem Einstieg der KfW zu Jahres¬ 
beginn war es zu heftigen Auseinander¬ 
setzungen über das deutsche Überge¬ 
wicht in dem vor allem für die Rüstung 
entscheidenden Konzern gekommen. 
Der damalige EADS-Vorstandschef 
Louis Gallois wandte sich entschieden 
dagegen und ließ eine „feindliche Über¬ 
nahme“ anklingen. Nach ihm hat 2012 
der Deutsche Thomas Enders, ein frühe¬ 
rer Fallschirmjäger-Offizier, bei EADS 
das Kommando übernommen. 

Jetzt zeigt sich Frankreichs Staatspräsi¬ 
dent Frangois Hollande „zufrieden“ mit 
der neuen Gewichtung der Konzern¬ 
struktur. Kanzlerin Merkel begrüßte, 
dass die deutsch-französische Partner¬ 
schaft „in Balance weitergeführt“ wird. 
Wenn Merkel dem hinzufügt, Deutsch¬ 
land und Frankreich würden „künftig in 
gleicher Höhe Anteile an EADS hal¬ 
ten“ (die mit jeweils 12 Prozent angege¬ 
ben werden, Spanien besitzt 4 Prozent), 
dann fragen Insider, wie lange das wohl 
so bleiben wird. Denn Daimler kündigte 
bereits an, noch weitere Anteile zu ver¬ 
kaufen, wie angenommen wird, an die 
jetzigen Käufer, was über die KfW die 
deutsche Staatsbeteiligung weiter erhö¬ 
hen würde. 

Das deutsche Übergewicht ist in Wirk¬ 
lichkeit weiter gewachsen. Es genügt ein 
Blick auf die KfW, die mit einem Anteil 
der BRD zu 80 und der Bundesländer 
zu 20 Prozent eine deutsche Staatsbank 
ist, über welche die Bundesrepublik 
erstmals mit 10 Prozent direkter Ak¬ 
tionär bei EADS wird. Dieser Finanz¬ 
koloss wies für 2011 eine Bilanzsumme 
von 494,8 Mrd. Euro (für den Gesamt¬ 
konzern, nach International Financial 
Reporting Standards - IFRS) aus. 2010 
waren es 442 Mrd. Euro. 

Die ökonomisch führende deutsche 
Großmacht gewinnt mit ihren wach¬ 
senden Positionen stärkeres militäri¬ 
sches Gewicht im größten europäischen 
Luft-, Raumfahrt und Rüstungskonzern. 
Mit einem Umsatz von 49 Mrd. Euro 
ist EADS nach Boeing das zweitgröß¬ 
te Luft- und Raumfahrtunternehmen 
der Welt. Zu den entscheidenden mi¬ 
litärischen Sektoren gehören: Airbus, 
neben Boeing einer der beiden großen 
Flugzeugbauer weltweit, der auch mili¬ 
tärische Tank-, Transport- und Einsatz¬ 
flugzeuge produziert; Astrium, die euro¬ 
päische Nummer eins im Raumfahrtge¬ 
schäft mit den Programmen Galileo und 
Ariane. Als weltweit drittgrößtes Raum¬ 
fahrtunternehmen ist es mit der Ariane- 
Rakete europäischer Marktführer bei 
Raumfahrtprogrammen und deckt bis 
hin zu Satellitendiensten den gesamten 
Raumfahrtbereich ab; Cassidian bestrei¬ 
tet als weltweiter Marktführer modern¬ 
ste Lösungen für Streitkräfte und zivile 
Sicherheit. Herausragendes Produkt ist 
der Eurofighter. Schließlich Eurocop- 
ter, der weltweit größte Hubschrauber- 
Hersteller. Vorgesehen ist, die nationa¬ 
len Sicherheitsinteressen Frankreichs 
und Deutschlands durch die Schaffung 
sogenannter nationaler Verteidigungs¬ 
unternehmen zu schützen. 

EADS ist heute an über 170 Produk¬ 
tionsstandorten weltweit mit rund 
133 000 Beschäftigten tätig, hauptsäch¬ 
lich in Deutschland, Frankreich, Groß¬ 
britannien, Spanien, aber auch in den 
USA und Australien. Wie dpa meldete, 
schossen die EADS-Aktien nach dem 
Umverteilungscoup mit einem Plus von 
7 Prozent in die Höhe. Daimler kassiert 
aus dem Anteilsverkauf 1,66 Milliarden 
Euro. Gerhard Feldbauer 
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Gastkolumne von Manfred Dietenberger 

Reiche fühlen sich in 
der Schweiz wohl 



Innenminister unter Aufsicht! 

VVN-BdA zum Beschluss der Innenministerkonferenz 
über die Eröffnung eines NPD-Verbotsverfahrens 


In einer 2010 veröffentlichten Studie zur 
Armut in der Schweiz wurde festgestellt, 
dass 7,8 Prozent der Schweizer Bevölke¬ 
rung ein Haushaltseinkommen unter¬ 
halb der absoluten Armutsgrenze hatte, 
somit war jeder dreizehnte Mensch in 
der Schweiz von Armut betroffen. Kaum 
wird davon Notiz genommen. 

Doch wo verschämte Armut haust, re¬ 
sidiert nebenan auch unverschämter 
Reichtum, das ist systemisch so. Die 300 
Reichsten, die gegenwärtig im „Heidi- 
Land“ Schweiz leben, sind in diesem 
Jahr 2012 schon um unverschämte 25,7 
Milliarden Schweizer Franken reicher 
geworden. Zusammen besitzen sie 425 
Milliarden Franken (512 Milliarden 
Euro), die meisten von ihnen lassen es 
sich und ihrem Geld dort schon lange 
Zeit gut gehen. 

Unangefochtener Listenführer ist der 
Ikea-Gründer Ingvar Kamprad (Möbel, 
Immobilien, Finanzdienstleistungen) 
mit einem Vermögen von rund 39 Mil¬ 
liarden Franken. Da aber selbst Reiche 
sterben müssen oder ihre Profite der¬ 
weilen an ihre nimmersatten Klassen¬ 
genossen verzocken, kommen auch im¬ 
mer wieder neue Namen auf die Rang¬ 
liste der Superreichen. Nicolas Puech, 
ein Franzose, ist so einer. Aber er ist der 
einzige neuhinzugekommene Franzose. 
Das macht stutzig: Wo bleibt da die apo¬ 
kalyptisch an die Wand gemalte Massen¬ 
flucht des Großkapitals, das aus Furcht 
vor der vom neuen französischen Präsi¬ 
denten Francois Hollande angekündig¬ 
ten Reichensteuer ins Schweizer Rei¬ 
chenexil abhaut? 

Viele Superreiche haben Frankreich be¬ 
reits vor Jahren verlassen, die meisten 
von ihnen residieren in der Westschweiz, 
beispielsweise die Familie Reybier, Four- 
nier und Defforey, Miriam oder Eric 
Guerlain, Daniel Hechter sowie Michel 
Lacoste. Sie gehören schon lange zum 
festen Kern der Reichenliste. Sie und 
die anderen 299 gelisteten Reichen ha¬ 


ben nun schon im dritten aufeinander¬ 
folgenden Jahr erhebliche Vermögenszu¬ 
wächse eingeheimst: Ihre Geldsäcke sind 
zusammen um 6,5 Prozent - in Worten 
sind das - Einunddreißigkommaeins 



Milliarden - schwerer geworden. 

Das Vermögen der 100 reichsten Deut¬ 
schen ist laut „Manager Magazin“ 2012 
um gut vier Prozent auf 320 Milliarden 
Euro angewachsen. In diesem Jahr befin¬ 
den sich insgesamt 5 120 000 000 Fran¬ 
ken in den Schatullen der in der Schweiz 
lebenden Reichen. Umgelegt entspricht 
dies einem Durchschnittsvermögen 
von 1 708 Millionen, „nur“ 100 Millio¬ 
nen Franken sind mindestens nötig, um 
überhaupt auf dieser Liste zu erscheinen. 
Fast jeder zweite der 300 Reichsten ist 
hauptsächlich wegen des guten (Steu¬ 
er-) Klimas in die Schweiz umgezogen. 
Auch vielen Deutschen bekommt dieses 
Klima bestens. Fast jeder fünfte der 300 
Reichsten ist ein Deutscher, darunter 
auch „Steuerflüchtling“ und Ex-Formel - 
1-Pilot Michael Schumacher mit einem 
Vermögen von 623 Millionen Euro, zwar 
gelistet, aber nur auf Platz 32. Zusammen 
kommen die deutschen Steuerflüchtlin¬ 
ge auf ein Vermögen von 90,3 Milliarden 
Franken, 28 davon sind Milliardäre. Und 
dennoch versuchen uns die Reichen ein¬ 
zureden, dass kein Geld das sei und man 
daher an ordentlichen Löhnen und So¬ 
zialem eben sparen müsse. 


Seit 48 Jahren kann die NPD als neofa¬ 
schistische Partei offen in der Bundes¬ 
republik agieren. Von Anfang an haben 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
unzählige Stunden mit dem verbringen 
müssen, was der Staat und seine Ins¬ 
titutionen nicht getan haben: die Ver¬ 
breitung von Rassismus, Antisemitis¬ 
mus, Kriegs- und NS-Verherrlichung 
durch die NPD aktiv zu verhindern. 
Dafür wurden sie verlacht, diffamiert 
und kriminalisiert, während die NPD 
sich bis heute wesentlich durch Steu¬ 
ergelder finanzieren kann. 

Nachdem die Innenministerien 
2001 bis 2003 mit ihren V-Männern 
und VS-Behörden das NPD-Verbot 
faktisch verhindert haben, soll es nun 
endlich soweit sein: Ein V-Mann-freies 
NPD-Verbotsverfahren soll eingeleitet 
werden. 


Die VVN-BdA begrüßt diesen Be¬ 
schluss und sieht sich in ihrem jahr¬ 
zehntelangen Streben nach der Illega¬ 
lisierung faschistischer Organisationen 
bestätigt. Doch wir weisen darauf hin: 
Vor allem der Bundesinnenminister 
zieht ohne eigenen Antrieb vor das 
Bundesverfassungsgericht. Er verhält 
sich, als hätte er nie etwas von den Ver¬ 
brechen des NS-Regimes gehört oder 
als ob diese ihn nicht interessierten. Für 
ihn stehen weiterhin die Apparat-Inte¬ 
ressen seiner Sicherheitsbehörden im 
Vordergrund. Im Prozess zu erwarten 
sind Ausreden, Rückzieher und Steil¬ 
vorlagen für die NPD. 

Deshalb fordern wir: 

★ Das V-Mann-System, das faschisti¬ 
sche Strukturen gefördert statt verhin¬ 
dert hat, muss grundsätzlich und unwi¬ 
derruflich beendet werden. 


★ Der Druck auf die Innenminister 
muss aufrechterhalten bleiben. Nur die 
aktive und kritische Teilnahme der Öf¬ 
fentlichkeit wird sie dazu bringen, den 
Prozess zielführend zu betreiben. 

★ Die Innenministerien können bewei¬ 
sen, dass sie es ernst meinen: Bereits 
heute können zahllose Kameradschaf¬ 
ten und andere Neonazi-Gruppen ver¬ 
boten und ohne Gerichtsverfahren auf¬ 
gelöst werden. 

Wir werden unsere seit 2007 geführ¬ 
te Kampagne „nonpd - NPD-Verbot 
jetzt!“ bis zum Verbot und der Auflö¬ 
sung der NPD fortsetzen. 

Vereinigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes - Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten 


Die fünf reichsten Deutschen 
in der Schweiz 

Klaus-Michael Kühne (Kühne + Nagel), 5,3 Milliarden Euro 
Familie Liebherr (Liebherr International), 5,4 Milliarden Euro/ 
Familie Jacobs (Barry Callebaut, Adecco), 4,6 Milliarden Euro 

Familie August von Finck (Mövenpick, Von Roll), 4,5 Milliar¬ 
den Euro 

Karl-Heinz Kipp (Massa-Märkte, Luxushotels) 3,7 Milliarden 
Euro 


Keine Indemnität 
für Nazis 


Einen Tag, nachdem Neonazis die ge¬ 
rade angebrachte Gedenktafel für die 
rassistischen Übergriffe von Lichten- 
hagen (siehe Seite 4 und 8) entwen¬ 
det hatten, kam es auch im Landtag 
von Schwerin zu beschämenden neo¬ 
nazistischen Provokationen. 

Alle demokratischen Fraktionen 
hatten den Antrag „Solidarität mit 
den Angehörigen, Freundinnen und 
Freunden der Opfer der neofaschis¬ 
tischen Terrorbande NSU“ einge¬ 
bracht. Die Vertreter von SPD, CDU, 
„Die Linke“ und Grünen richten da¬ 
rin auch einen Appell an alle Bürge¬ 
rinnen und Bürger des Landes Meck¬ 
lenburg-Vorpommern, weiterhin en¬ 
gagiert und verstärkt allen Formen 
von Alltagsrassismus und Fremden¬ 
feindlichkeit entgegenzutreten. 

Dazu gab es noch während der De¬ 
batte für die Abgeordneten selbst 
Gelegenheit. Udo Pastors, der stell¬ 
vertretende Bundesvorsitzende der 
NPD und ihr Fraktionsvorsitzender 
im Landtag von Mecklenburg-Vor¬ 
pommern, beschimpfte den Abgeord¬ 
neten der Linken, Hikmat Al-Sabty, 


rassistisch, als dieser zum o.g. Antrag 
sprach. 

Pastors wurde zur Ordnung gerufen 
und des Saales verwiesen. Am nächs¬ 
ten Tag saß er wieder drin und pö¬ 
belte weiter. Dieses immer häufigere 
Zusammenspiel von Mord im Lande 
und Verhöhnung der Opfer im Parla¬ 
ment wird durch die sogenannte In¬ 
demnität ermöglicht, danach darf ein 
Abgeordneter zu keiner Zeit wegen 
einer Äußerung, die er im Parlament 
getan hat, gerichtlich oder dienstlich 
verfolgt oder sonst außerhalb des 
Bundestages zur Verantwortung ge¬ 
zogen werden. So bestimmt es Arti¬ 
kel 46 Grundgesetz. 

Dies gilt nicht für verleumderische 
Beleidigungen, wie sie in § 187 StGB 
definiert sind. Verleumdungen von 
Seiten neonazistischer Abgeordne¬ 
ter sind seit Jahren die Regel. Wo 
sind die mutigen Staatsanwälte, die 
hier endlich tätig werden? Es wäre 
ein wesentlicher Beitrag zum Schutz 
der Demokratie. 

Adi Reiher 



„Antifaschismus machen wir am besten selbst!“ 

Nazis entwenden Gedenktafel zur Erinnerung an das Pogrom von Rostock 


In der Nacht zum 5. Dezember ist die 
Gedenktafel zur Erinnerung an die Po¬ 
grome von Lichtenhagen 1992 entfernt 
worden. 

Die Täter befestigten ihrerseits ein 
Schild mit der Parole „Für immer 
Deutschland!“ am Rostocker Rathaus. 

„Grade mal drei Monate hing die Ta¬ 
fel, bis sie von Nazis gestohlen wurde“, 
konstatiert Jochen Thelo, Sprecher des 
Bündnisses „20 Jahre nach den Pogro¬ 
men - Das Problem heißt Rassismus“. 
Wahrscheinlich könne man schon froh 
sein, dass sie überhaupt solange da hän¬ 
gen blieb. „Nazis versuchen damit er¬ 
neut, das Gedenken an die neonazisti¬ 


schen Verbrechen 1992 zu unterbinden 
und zu stören“. 

„Die Aktion der Nazis wurde begüns¬ 
tigt durch ein Klima, welches die Be¬ 
hörden zu verantworten haben“ so The¬ 
lo weiter. „Seit Jahren hat sich die Stadt 
Rostock geweigert, eine Tafel zur Er¬ 
innerung an das Pogrom anzubringen. 
Erst durch massiven Druck und ge¬ 
gen den Willen der lokalen Behörden 
brachte das Bündnis „20 Jahre nach 
den Pogromen - Das Problem heißt 
Rassismus“ die Gedenktafel an. Kein 
Wunder also, dass die Nazis denken, 
ihre Aktion sei anschlussfähig.“ 
Darüber hinaus, muss es die Nazis be¬ 
stärken, wenn man die Schwerpunkt¬ 


setzung der Sicherheitsbehörden ana¬ 
lysiert. Während der Nationalsozialis¬ 
tische Untergrund im letzten Bericht 
des Verfassungsschutz MV in gerade 
mal ein paar Zeilen Erwähnung findet, 
wird sich über die antifaschistische 
Punk-Band „Feine Sahne Fischfilet“ 
auf über 2 Seiten ausgelassen. „Diese 
Aktion sei nur ein weiterer Hinweis 
darauf, wie wichtig der fortdauernde 
Kampf gegen Rechts ist“ bekräftigt 
Thelo. „Wir sollten endlich anfangen, 
den Kampf gegen Rechts in Mecklen¬ 
burg Vorpommern gemeinsam zu füh¬ 
ren. Die Behörden werden uns dabei 
keine Hilfe sein. Denn Antifaschismus 
machen wir am besten selbst!“ 


Karikatur: Bernd Bücking 
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I m Sommer 1942 leitete das faschisti¬ 
sche Oberkommando eine neue Of¬ 
fensive an der Ostfront ein, beabsich¬ 
tigt war vor allem Stalingrad und den 
Kaukasus zu erobern. 

Die Verwirklichung dieser Absicht hät¬ 
te zweifellos weitreichende Folgen ge¬ 
habt, wenn es der deutschen Armee ge¬ 
lungen wäre, die Wolga bei Stalingrad 
zu überqueren und damit die sowjeti¬ 
sche Hauptverbindungslinie von Nord 
nach Süd zu unterbrechen, und wenn 
Hitlerdeutschland das kaukasische Erd¬ 
öl zur Sicherung seiner militärischen 
Bedürfnisse hätte nutzen können. 

Die deutsche Führung konzentrierte 
am Südflügel der sowjetisch-deutschen 
Front eine aus 90 Divisionen beste¬ 
hende Gruppierung. Ende Juni 1942 
standen im Raum zwischen Kursk und 
Taganrog etwa 900 000 Soldaten und 
Offiziere des Gegners, 1 260 Panzer, 
über 17 000 Geschütze und Granat¬ 
werfer sowie 1 640 Kampfflugzeuge 
bereit. Zu dieser Gruppierung gehör¬ 
ten 35 Prozent der Infanterie und über 
50 Prozent aller Panzer- und motorisier¬ 
ten Verbände der Hitlerfaschisten, die 
zu jener Zeit an der ganzen sowjetisch¬ 
deutschen Front eingesetzt waren. 

Die militärischen Ereignisse entwickel¬ 
ten sich erneut ungünstig für die Sow¬ 
jetunion. Das Hauptquartier des Ober¬ 
kommandos hatte einen neuen Angriff 
des Gegners im Mittelabschnitt erwar¬ 
tet. Dementsprechend hatte es seine 
Reserven gruppiert. Außerdem ver¬ 
suchte die sowjetische Führung in den 
Monaten Mai und Juni 1942, einen Ge¬ 
genstoß im Frontabschnitt Charkow zu 
organisieren, der keinen Erfolg brachte. 
Der Angriff des Feindes begann am 
28. Juni. An ihm waren fünf deutsche 
Armeen, eine rumänische, eine italie¬ 
nische und eine ungarische Armee be¬ 
teiligt. Den Hauptschlag führten sie zu¬ 
nächst am Frontabschnitt Kursk-Woro- 
nesh. Bei Woronesh konnte jedoch die 
Rote Armee den weiteren Vormarsch 
des Feindes aufhalten, der die Angriffs¬ 
richtung änderte und nun die Haupt¬ 
kräfte in Richtung Kaukasus und Sta¬ 
lingrad einsetzte. Vom 28. Juni bis 
24. Juli 1942 drangen sie 150 bis 400 km 
vor und eroberten die Gebiete rechts 
des Don und die Industriegebiete des 
östlichen Donezbeckens. Danach nah¬ 
men sie Rostow am Don, überquerten 
den Don und bedrohten den Kaukasus. 
Am 17. Juli begann am Fluss Tschir die 
historische Schlacht von Stalingrad. 
Für die Verteidigung der Wolga setzte 
das sowjetische Oberkommando einen 

Bild l: Straßenkämpfe in Stalingrad. 

Bild 2: Fahne des Sieges. 

Bild 3: Deutsche Kriegsgefangene. Der 
größte Teil der Soldaten der einge¬ 
schlossenen 6. Armee überlebte nicht. 

Bild 4: Wolgograd, die „Mutter 
Heimat“ in der Gedenkstätte auf dem 
Mamai-Hügel. 

Bild rechts: Die Angriffsoperationen 
der sowjetischen Truppen, die zur 
Einkesselung der 6. Armee und führ¬ 
ten und den Rückzug der Wehrmacht 
erzwangen. 


Teil seiner Reservetruppen ein. Am 
1. August wurde die Stalingrader Front 
gebildet. Ein wesentlicher Teil der Ver¬ 
bände war jedoch nicht voll aufgefüllt 
und zudem durch schwere Kämpfe ent¬ 
kräftet. Die Stalingrader Parteiorgani¬ 
sation mobilisierte die ganze Bevölke¬ 
rung der Stadt und des Gebietes. Vertei¬ 
digungsanlagen wurden errichtet. Die 
Fabrikarbeiter verließen Tag und Nacht 
nicht die Werke, sie produzierten und 
reparierten Waffen, lieferten Munition 
und Kriegstechnik für die Front. 

Der Druck des Feindes nahm weiter zu. 
Im September wurde bereits im Stadt¬ 
gebiet von Stalingrad gekämpft. Im Sü¬ 
den eroberten die Aggressoren weitere 
Städte. 

Die Schlacht um Stalingrad und um den 
Kaukasus wurde immer erbitterter. Am 
25. August 1942 wurde über Stalingrad 
der Belagerungszustand verhängt. Der 
Feind griff die Stadt pausenlos aus der 
Luft an und belegte sie mit Artillerie¬ 
feuer. Die Stadt brannte und war in ei¬ 
nen dichten Schleier von Rauch und 
Ruß eingehüllt. Ganze Viertel waren 
nur noch rauchende Ruinen. 

Am Morgen des 13. September be¬ 
gann die 6. deutsche Armee mit dem 
Sturm. Es kam zu in der Geschichte 
bisher beispiellosen Straßenkämpfen, 
die zwei Monate dauerten. Das war die 
schwerste und kritischste Etappe die¬ 
ser Schlacht. 

Nichts konnte jedoch den Willen der 
Verteidiger brechen. Jede Verteidi¬ 
gungslinie, jede Straße, jeden Häuser¬ 
block, ja jedes Haus verwandelten sie 
in eine Festung. Für jeden Schritt zahl¬ 
te der Feind einen hohen Preis. Mitte 
November 1942 zwang der hartnäcki¬ 
ge Widerstand der Sowjettruppen die 
Hitlerfaschisten, selbst zur Verteidi¬ 
gung überzugehen. Der größere Teil der 
Stadt befand sich jedoch in ihrer Hand. 
Dadurch, dass sie den Angriff der fa¬ 
schistischen Truppen in der strategi¬ 
schen Richtung Stalingrad und Nord¬ 
kaukasus im Herbst 1942 zum Stehen 
brachten, errangen die sowjetischen 
Streitkräfte wichtige Erfolge. Die Streit¬ 
kräfte des Landes konnten zudem nun 
zunehmend mit modernster Kampf¬ 
technik ausgerüstet werden, sie litten 
auch nicht mehr an Munitionsmangel. 
Im Morgengrauen des 19. November 
1942 gingen - nach sorgfältiger Vorbe¬ 
reitung - die sowjetischen Truppen zwi¬ 
schen Wolga und Don zur entscheiden¬ 
den Gegenoffensive über. 

Am 19. November 1942 brach die Ver¬ 
teidigung des Gegners nordwestlich der 


Stadt unter den Schlägen der Truppen 
der Südwestfront und der Don-Front 
zusammen. Am 20. November gingen 
die Truppen der Stalingrader Front zur 
Offensive über, durchbrachen die geg¬ 
nerische Verteidigung südlich der Stadt. 
Die Panzertruppen der Südwestfront 
und der Stalingrader Front bewegten 
sich aufeinander zu, um die feindlichen 
Divisionen in einem gewaltigen Kessel 
zwischen Wolga und Don einzuschlie¬ 
ßen. Am 23. November vereinigten sich 
die Vorausabteilungen dieser Fronten 
und schlossen den Ring um die faschis¬ 
tischen Truppen, die sich in der Stadt 
und deren Umgebung befanden. In der 
Einkreisung befanden sich die 6. Ar¬ 
mee und die 4. Panzerarmee der Deut¬ 
schen, insgesamt 22 Divisionen mit über 
330 000 Soldaten und Offizieren. 

Um unnötiges Blutvergießen zu ver¬ 
meiden, schlug die sowjetische Füh¬ 
rung den eingekesselten Truppen vor, 
zu kapitulieren, doch diese setzten 
den Widerstand fanatisch fort. Der am 
12. Dezember aus dem Raum Kotel- 
nikowo in Richtung Stalingrad einge¬ 
leitete Angriff einer starken Gruppie¬ 
rung der faschistischen Truppen zielte 
darauf ab, den in Stalingrad eingekes¬ 
selten Verbänden zu Hilfe zu kommen. 
Am 19. Dezember brach er am Fluss 
Myschkowa zusammen. 

Während die Truppen der Don-Front 
und der Stalingrader Front den Kessel 
zerteilten und die Schlinge immer enger 
zogen, drangen die Kämpfer der Woro- 
nesher und der Südwestfront, die eben¬ 
falls zur Offensive übergingen, in den 
Rücken der faschistischen deutschen 
Armee vor. 

Am 2. Februar 1943 war die grandiose 
Schlacht bei Stalingrad abgeschlossen. 
Bei der Liquidierung der Gruppierung 
des Feindes fielen 147 000 feindliche 
Soldaten und Offiziere, 91 000 wurden 
gefangengenommen; unter ihnen wa¬ 
ren auch 24 Generäle, an ihrer Spitze 
der Oberbefehlshaber der 6. deutschen 
Armee, Generalfeldmarschall Friedrich 
Paulus. Insgesamt verlor der Gegner in 
der Stalingrader Schlacht und durch 
die darauffolgende Winteroffensive 
der Roten Armee etwa 1,5 Mill. Mann. 
Die Sowjettruppen eroberten riesige 
Mengen an Ausrüstungen und Kampf¬ 
technik. 

Der große Sieg bei Stalingrad leitete die 
Wende im Krieg ein und war ein Symp¬ 
tom für das nahende Ende der faschisti¬ 
schen Herrschaft und ihrer Armee. 

Quelle: Geschichte der UdSSR - 
1917 bis 1977, Bd. 2. Berlin 1977 
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Zum historischen Verhältnis von SACP und ANC 


Aus der Rede Dr. Blade Nzimande (KP Südafrika) anlässlich der Feier des 100-jährigen Bestehens des African National Congress (ANC) 
in der Cane-Growers-Hall an der Technischen Universität von Durban am 23. November 2012. 


D ie kommunistische Partei der Republik 
Südafrika (SACP) und ihr Parteivorstand 
sind stolz darauf, an der 100-Jahr-Feier des 
African National Congress (ANC) teilnehmen 
zu können. Wir feiern sein hundertjähriges Be¬ 
stehen natürlich auch als Aktivisten des ANC und 
als ANC-Mitglieder. Für ihren Einsatz in den Rei¬ 
hen des ANC haben südafrikanische Kommunis¬ 
ten jahrzehntelang Verfolgung erlitten und lange 
Gefängnisstrafen oder wurden sogar umgebracht. 

Schulter an Schulter mit ihren Genossen in den 
Reihen des ANC sind Kommunisten im Kampf 
gestorben. Wenn wir nun dieses außergewöhnli¬ 
che Jubiläum feiern, tun wir das nicht als Beob¬ 
achter von außen. Wir waren und sind selbst akti¬ 
ve Kämpfer und Kämpferinnen des ANC und wir 
verwahren uns dagegen, aus den Reihen der Füh¬ 
rungsgremien des ANC als Bürger zweiter Klasse 
etikettiert zu werden. 

Keine andere Organisation außerhalb des ANC 
kann sich doch mit solcher Berechtigung über den 
ANC äußern als gerade die Kommunistische Par¬ 
tei Südafrikas ..., als die Mitglieder einer Partei, 
die über 80 Jahre lang ein treuer Verbündeter des 
ANC gewesen ist. Während dieser mehr als acht 
Jahrzehnte der gemeinsamen Geschichte und des 
gemeinsamen Kampfes gab es fruchtbaren Aus¬ 
tausch und gegenseitige Beeinflussung unserer 
beiden Organisationen. 

Es gab Zeiten, wo unsere Allianz erfolgreich vo¬ 
ranschritt, und andere Zeiten der Spannung und 
der Krise. Schließlich gründet sich unser Bünd¬ 
nis ja auf reale Auseinandersetzungen, nicht auf 
Wunschvorstellungen. 

An bestimmten Schnittstellen der Geschichte 
des ANC haben die KP und ihre Führung eine 
maßgebliche Rolle dabei gespielt, dass der ANC 
nicht unterging. Umgekehrt hat es Zeiten gege¬ 
ben, wo die KP in Südafrika es dem ANC zu ver¬ 
danken hat, dass sie interne Krisen überwand oder 
die strategische Orientierung nicht verlor. Unser 
Bündnis ist ein wirklich lebendiges. 

Es ist kein Bündnis nur auf dem Papier, wie der 
ANC-Vorsitzende Oliver Tambo einmal sehr rich¬ 
tig sagte. Handelten doch unsere zwei Organisati¬ 
onen faktisch bereits im Bündnis, lange bevor sich 
die Kongress-Allianz (Der ,Congress 4 - ursprüng¬ 
lich: The native Congress - war die erste, noch von 
der Regierung stark beeinflusste Vereinigung der 
schwarzen Bevölkerung - Anm. der Übers. E.P.) 
offiziell formierte und die weiteren darauf folgen¬ 
den Dreier-Bündnisse. 

In der Tat: Seine Größe heute bezieht der ANC 
aus seinen hundert Jahren prinzipienfesten 
Kampfes für die Befreiung und den Wiederauf¬ 
bau unseres Landes. Zusammen mit dem Bünd¬ 
nis, an dessen Spitze der ANC steht, hat er sich zu 
dem Anwalt der Kämpfe der Unterdrückten und 
der Ausgebeuteten entwickelt, auch zum Anwalt 
im Kampf für die Emanzipation der Frauen und 
die Gleichstellung der Geschlechter in unserem 
Land. Mit Fug und Recht können wir sagen, dass 
der ANC in Bezug auf die Erfolge im Kampf für 



die neu gebildete Kommunistische 
Internationale in Moskau. Unse¬ 
re Kommentatoren in den Medi¬ 
en, die jedweden Streit zwischen 
uns Bündnispartnern genüsslich 
ausschlachten, als wäre das etwas 
ganz Neues und Unerhörtes, ha¬ 
ben ganz offensichtlich nicht die 
leiseste Ahnung von der langen 
Geschichte des ANC oder der 
Gewerkschaftsbewegung, noch 
von unserer Partei. 

Ivon Jones unterzog den frühen 
ANC einer sehr kritischen Ana¬ 
lyse vom Klassenstandpunkt 
aus und kam dann zu folgender 
Schlussfolgerung, in beeindru¬ 
ckender Weise zusammengefasst 
in drei Sätzen: „Die stärker wer¬ 
denden Klassenorganisationen 
der schwarzen Einheimi¬ 
schen 44 , schreibt er, „wer¬ 
den bald den ,Congress 4 
beherrschen oder erset¬ 
zen. Die nationalen und 
die Klasseninteressen 
der Einheimischen kön¬ 
nen nicht voneinander 


David Ivon Jones, Mitbegründer der 
KP Südafrikas. 


Frauenrechte wirklich weltweit mit an der 
Spitze der politischen Organisationen steht. 

In der Tat war es doch so, dass das prinzipielle 
politische Bündnis zwischen ANC und KP den 
Grundstein bildete für den Kampf gegen eine 
spezifische Form des Kolonialismus in Südafrika, 
in Zusammenarbeit mit der fortschrittlichen Ge¬ 
werkschaftsbewegung und anderen fortschrittli¬ 
chen Kräften in unserem Land und in der ganzen 
Welt. Aus demselben Grund wurde genau dieses 
Bündnis immer wieder von Gegnern und Zyni¬ 
kern angegriffen. Denn sie waren sich darüber im 
Klaren, dass die Zerstörung dieser Verbindung 
zum Sieg über den nationalen Befreiungskampf 
hätte führen können ...(...) 

Vier Monate vor der Gründung der KP Südafri¬ 
kas schickte einer unserer wichtigsten Mitbegrün¬ 
der, David Ivon Jones, einen relativ umfangrei¬ 
chen Bericht über die Situation in Südafrika an 


ge¬ 
trennt wer¬ 
den. Hier haben 
wir eine revolutio¬ 
näre nationale Be¬ 
wegung im vollsten 
Leninschen Sinne. 44 
einmal diese drei 
Sätze und die drei zentralen 

Thesen, die vor lan- ^ ger Zeit, im März 
1921, aufgestellt wurden, näher untersu¬ 

chen. 

1. Als erstes stellt Ivon Jones die These auf, 
dass, strategisch und taktisch gesehen, in der Füh¬ 
rung durch die Arbeiterklasse die entscheidende, 
vorwärts treibende Kraft des Befreiungskampfes 
bestehe. Die sich entwickelnden Organisationen 
der Arbeiterklasse müssten entweder „dominie¬ 
ren 44 (heute würden wir sagen: die Hegemonie er¬ 
ringen) oder den ,Congress 4 „ersetzen 44 . 

Im März 1921 war verständlicherweise noch nicht 
zu beurteilen, was daraus werden würde: Ein eher 
auf die Arbeiterklasse orientierter, revolutionärer 
ANC mit Massenbasis oder ein ANC, der durch 
eine radikalere nationale Befreiungsbewegung 
würde ersetzt werden müssen. 

2. Zum zweiten hebt Ivon Jones, bezogen auf die 
südafrikanische Situation, die tiefgehende Ver¬ 
flechtung des „nationalen 44 Kampfes mit dem 


„Klassenkampf 44 hervor. Lasst uns dies im Auge 
behalten, denn in den letzten Jahren hat es einige 
Versuche gegeben das eine vom anderen zu tren¬ 
nen (...). 

3. Drittens verbindet Ivan Jones, schon im März 
1921, unseren südafrikanischen Marxismus fest 
mit Lenins Weg weisendem Beitrag zur nationa¬ 
len Frage - nämlich mit der Einsicht von dem po¬ 
tentiell revolutionären Charakter der nationalen 
Kämpfe der vom Kolonialismus Unterdrückten. 
Das beinhaltet im Keim den Gedanken, dass un¬ 
ter südafrikanischen Bedingungen die nationale 
demokratische Revolution und von daher unser 
Bündnis mit dem ANC nicht etwa einen takti¬ 
schen Umweg darstellt, sondern ganz direkt zum 
Sozialismus führt. (...) 

Die Partei ist nicht blind gegenüber den Schwä¬ 
chen der politischen Positionen des damaligen 
ANC - aber sie erkennt dessen Forderungen (so 
begrenzt sie auch sein mochten) als Teil eines be¬ 
deutenden Prozesses: Die Forderung nach natio¬ 
nalen Rechten durch ein unterdrücktes Volk ist 
der Anfang eines breiteren revolutionären Pro¬ 
zesses. Allerdings sollte es noch bis zum sechsten 
Kongress der Komintern im Jahre 1928 bzw. bis 
zur Übernahme der „Thesen zu einer schwarzen 
Republik 44 im Januar 1929 dauern, bis die frühere 
Haltung zum ANC und zum nationalen Kampf 
in einer umfassenden Strategie der kommunisti¬ 
schen Partei programmatisch festgelegt wurden. 

Der sechste Weltkongress der Komintern stellte 
fest: „Die Partei sollte den noch im Anfangs¬ 
stadium befindlichen nationalen Organisationen 
der Einheimischen wie zum Beispiel dem Afri¬ 
kanischen Nationalkongress besondere Aufmerk¬ 
samkeit schenken. Unter Beibehaltung ihrer vol¬ 
len Unabhängigkeit sollte die Partei sich in diesen 
Organisationen betätigen und sollte versuchen, 
deren Aktivitäten zu verbreitern und zu intensi¬ 
vieren. Unser Ziel sollte es sein, den ANC zu ei¬ 
ner revolutionären nationalen Kampf Organisation 
gegen die weiße Bourgeoisie und die britischen 
Imperialisten zu machen, die sich auf die Gewerk¬ 
schaften, Bauernorganisationen etc. stützt; dabei 
sollten wir die Führungsrolle der Arbeiterschaft 
und der kommunistischen Partei in dieser Organi¬ 
sation systematisch entwickeln ... Der Aufbau ei¬ 
ner revolutionären nationalen Arbeiterbewegung 
in Südafrika gegen die weiße Bourgeoisie und den 
britischen Imperialismus ist eine der wichtigsten 
Aufgaben der kommunistischen Partei von Süd¬ 
afrika. 44 

Diese Marschroute, die vor 84 Jahren beschlossen 
wurde, könnte man fast wortwörtlich auch heute 
noch so beschreiben....Vieles von dem, was 1928 
beschlossen wurde, haben wir zwar erreicht - vie¬ 
les andere allerdings noch nicht. Und das, was er¬ 
reicht wurde, ist keineswegs etwas, das sich einfach 
durch einen evolutionären Prozess so ergeben hät¬ 
te... Übersetzung: Eva Petermann 

(Die vollständige Rede erscheint in den Marxis¬ 
tischen Blättern Heft 2/2013.) 


Gewerkschaften und Systemfrage 

Zum Schwerpunkt des neuen Heftes der Zeitschrift Z. Marxistische Erneuerung, Nr. 92, Dezember 2012 


Aus dem Editorial: der Zeitschrift Z: 

Nach wie vor stehen die Zeichen auf Krise: Dies 
gilt für die Fortdauer der „Großen Krise 44 des Fi¬ 
nanzmarktkapitalismus, die Ende 2007 über die ka¬ 
pitalistische Welt hereinbrach, für die sich abzeich¬ 
nende konjunkturelle Krise in Europa, die Krise 
der Eurozone und der EU insgesamt. Welche Rol¬ 
le spielen die bundesdeutschen Gewerkschaften in 
dieser Krise, welche Rolle weisen sie sich selber zu, 
welche Rolle könnten sie spielen? Das ist Thema 
des Schwerpunktes des vorliegenden Heftes „Ge¬ 
werkschaften und Systemfrage 444 

Ausgangspunkt der Überlegungen von Frank 
Deppe ist die Tatsache, dass die Gewerkschaften 
im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts in den al¬ 
ten Zentren des Kapitalismus mit dem Siegeszug 
des Neoliberalismus deutlich geschwächt wurden. 
Gegenwärtig wird auf europäischer Ebene mit der 
Fokussierung auf die Staatsschulden dieses Pro¬ 
gramm weiter umgesetzt. „Fiskaldiktatur 44 Demo¬ 
kratieabbau und das Anziehen des Nationalismus 
sind Stichworte. Deppe verweist darauf, dass auch 
in der herrschenden Politik von einer „Systemkri¬ 
se gesprochen wird, in der systematische Alterna¬ 
tiven gefordert sind. Dieser Systemkrise müssten 
sich die Gewerkschaften stellen und eigenständige 
Antworten entwickeln. Es komme darauf an, „die 
Systemfrage mit der konkreten Interessenvertre¬ 
tung und mit der Alltagserfahrung der arbeitenden 


Menschen sowie der Prekären und Ausgegrenzten 
zu vermitteln 44 . 

Hans-Jürgen Urban fragt, ob die Gewerkschaften 
als Interessenorganisationen derer, die zu Opfern 
der Finanzmarktkrise geworden sind, „Träger ei¬ 
ner neuen Kapitalismuskritik sein können. Er 
konstatiert bei den Gewerkschaften eine sukzes¬ 
sive Abkehr von dezidierter Systemkritik (z. B. im 
DGB-Grundsatzprogramm von 1996) und eine 
Rücknahme ihrer Gestaltungsansprüche auf die In¬ 
teressenwahrnehmung der Lohnabhängigen inner¬ 
halb der jeweiligen Kapitalismusformation. (Urban 
setzt sich in diesem Rahmen kritisch mit neueren 
Arbeiten des Gewerkschaftstheoretikers Müller- 
Jentsch auseinander.) Zweifellos gebe es Zeichen 
einer Revitalisierung der Gewerkschaften im Zu¬ 
sammenhang mit keineswegs selbstverständlichen 
Defensiverfolgen im Zuge der Krisenbekämpfung. 
Aber sie seien mit Verzicht auf „systemoppositio¬ 
nellen Widerstand sowie soziale und politische Mi- 
litanz 44 erkauft. Angesichts der Krisenerfahrungen 
ist, so Urban, „eine Erneuerung der gewerkschaft¬ 
lichen Kapitalismuskritik 44 angesagt, die die kapi¬ 
talistischen Eigentumsstrukturen und die finanz¬ 
kapitalistische Profitlogik nicht weiter als Tabus 
akzeptiert. 

Felix Syrovatka geht der strategischen Orientierung 
der bundesdeutschen Gewerkschaften auf einen 
„Wettbewerbskorporatismus 44 kritisch nach, die er 
als eine - zwar immer umstrittene und umkämpfte, 
aber letztlich dominierende Reaktion der Gewerk¬ 


schaften auf den offenen Siegeszug des Neolibe¬ 
ralismus seit den frühen 1980er Jahren charakte¬ 
risiert. Sie bewirkte de facto eine Inte-gration in 
das „Exportmodell Deutschland 44 und ließ die Ge¬ 
werkschaften ohne wirksame strategische Gegen¬ 
strategie in einer Position der Defensive verharren. 
Mit dem Ausbruch der Finanz- und Wirtschaftskri¬ 
se 2008/2009 nahm sie die Form eines „Krisenkor¬ 
poratismus 44 an, der zwar dazu beitrug, allzu massi¬ 
ve Arbeitsplatzverluste abzufangen, der sich aber 
auch zunehmend als strategische Sackgasse erwies 
und den Bedarf nach einer Revitalisierung gewerk¬ 
schaftlicher Strategien offenbarte. 

Grundlage der Artikel von Achim Bigus und Tho¬ 
mas Goes sind zwei aktuelle sozialwissenschaftli¬ 
che Studien zum Arbeiterbewusstsein in der Kri¬ 
se. Während Bigus die Ergebnisse auch vor dem 
Hintergrund gewerkschaftlicher Kämpfe bei dem 
mittlerweile stillgelegten Osnabrücker Automobil¬ 
zuliefererwerk Karmann vorstellt und diskutiert, ist 
Thomas Goes 4 Zugang von der Leitfrage „Wie ist es 
um die mit der Lohnarbeitsfrage verbundenen Le¬ 
gitimationsprobleme im Gegenwartskapitalismus 
bestellt? 44 geprägt. Bigus unterstreicht u.a. das in 
den Studien konstatierte erhebliche Protestpoten¬ 
zial und die „adressatenlose Wut 44 . Er ergänzt diese 
Diagnose um die Beobachtung, dass die aktive Be¬ 
teiligung an Kämpfen, den Blick von Beschäftigten 
auf gesellschaftliche Zusammenhänge auszuweiten 
imstande ist. Er plädiert insofern für eine Politisie¬ 
rung der Gewerkschaftsarbeit und ein Abrücken 


von Stellvertreterpolitik. Goes zufolge lassen sich 
derzeit durchaus Legitimationsdefizite in Form von 
Ungerechtigkeitsgefühlen und scharf formulierter 
Kritik an den Eliten konstatieren, 

Aber: Es komme nicht zu offenen Konflikten, Mo¬ 
bilisierungspotenziale blieben blockiert. Warum das 
im Einzelnen so sei, bedürfe indes weiterer Erhe¬ 
bungen. 

Sarah Hinz und Daniela Woschnack untersuchen 
die Auswirkungen der Metall-Tarifrunde 2012 auf 
mögliche Revitalisierungsansätze in der Strategie 
der IG Metall. Sie stützen sich dabei auf eine ei¬ 
gene Studie in Bereichen des IG Metall-Bezirks 
Frankfurt. Die Autorinnen zeigen, wie der Tarif¬ 
kampf nach Jahren der Lohnzurückhaltung positi¬ 
ve Ergebnisse erbrachte und inwieweit dies mit ei¬ 
ner erfolgreichen Mobilisierung der Belegschaften 
zusammenhing. Sie betonen die Bedeutung einer 
stärkeren Gewichtung qualitativer Elemente, etwa 
was das Engagement für prekarisierte Beschäftig¬ 
tengruppen betrifft. 

Gewerkschaftliche Ansätze zum Thema „Wirt¬ 
schaftsdemokratie 44 diskutiert Paul Oehlke am Bei¬ 
spiel von drei neuen Publikationen. Der Ausgangs¬ 
punkt ist auch hier die Einsicht, dass korporatis- 
tische Einbindung in den Zeiten der neoliberalen 
Offensive die Gewerkschaften in eine strategische 
Sackgasse geführt hat. Die Autoren der diskutier¬ 
ten Studien sehen die Erosion demokratischer So¬ 
zialstaatsnormen als eine existenzielle Herausfor¬ 
derung für die Gewerkschaften und versuchen, 
ihr arbeitsdemokratische Impulse von unten als 
Grundlage erweiterter gesellschaftspolitischer Ak¬ 
tivierungen und wirtschaftsdemokratischer Trans¬ 
formationsbestrebungen entgegen zu setzen. (....). 
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Ein Genie Brasiliens 

Oscar Niemeyer gestorben 


Die brasilianische Präsidentin Dil- 
ma Roussef drückte die Trauer ihrer 
Landsleute über den Tod des Architek¬ 
ten Oscar Niemeyer aus in den Worten: 
„Heute hat Brasilien eines seiner Ge¬ 
nies verloren.“ Wenige Tage vor seinem 
105. Geburtstag war er einer Erkran¬ 
kung der Atemwege erlegen. 
Niemeyer wurde am 15. Dezember 
1907 in Rio de Janeiro geboren, wo 
er auch seine Ausbildung zum Archi¬ 
tekten absolvierte. Er war internati¬ 
onal tätig, seine Bauwerke stehen in 
Algerien, Israel und im Libanon, die 
Zentrale der Französischen KP hat er 
entworfen und in einem Kollektiv das 
UN-Gebäude in New York. Sein wich¬ 
tigstes Projekt war die Gestaltung der 
brasilianischen Hauptstadt Brasilia, an 
der er führend beteiligt war. Später, als 
sein Motto, „Das Leben ist wichtiger 
als die Architektur“ verfälscht wurde, 
hielt er das Projekt Brasilia für geschei¬ 
tert: Nach dem Militärputsch 1964 wur¬ 
den die Gebäude privatisiert und die 
sozial ausgewogene, heute 4 Millionen 
Einwohner zählende Planstadt mutier¬ 
te zum Monument. 

Oscar Niemeyer erhielt viele Auszeich¬ 
nungen, darunter den Leninpreis. Von 
1992 bis 1996 war er Präsident der Bra¬ 
silianischen Kommunistischen Partei. 


Die Union der Kommunistischen Ju¬ 
gend Brasiliens würdigte den Architek¬ 
ten mit den folgenden Worten: 

Die Union der Kommunistischen Ju¬ 
gend (UJC) Brasiliens trauert um Os¬ 
car Niemeyer. Seine architektonischen 
Werke gehören zu den wichtigsten 
Beiträgen in der zeitgenössischen Ge¬ 
schichte Brasiliens und der Welt. 

Es ist ein Vermächtnis, das über die 
schönen Bauten in Brasilia, Belo Ho¬ 
rizonte, Rio de Janeiro, Algerien und 
Frankreich hinausgeht. Wir sind sicher, 
dass sein Beitrag zur Menschheit für 
lange Zeit erhalten bleiben wird, denn 
es überstrahlt sein persönliches Ende. 
Für uns, die Kommunistische Jugend, 
ist sein ganzes Werk strikt an seine Vi¬ 
sion der Welt gebunden. So sehr versu¬ 
chen die Medien und die bürgerliche 
Gesellschaft die Realität aufzuspal¬ 
ten - in die kreativen, genialen, inno¬ 
vativen und gewagten Merkmale Nie¬ 
meyers auf der einen Seite, und in seine 
humanistische, solidarische, internatio¬ 
nalistische und zutiefst mit der Sache 
der menschlichen Emanzipation des 
Kommunismus und der sozialistischen 
Revolution identifizierte Vision auf der 
anderen Seite. 



Oscar Niemeyer 


Niemeyer war Kommunist, der der 
Geschichte der Menschheit viel ge¬ 
geben hat. Neben den direkten Taten 
der Kommunisten für die minimalen 
Errungenschaften der Arbeiter wie 
die formale Demokratie, die sozialen 
und politischen Grundrechte und die 
Erfahrung der proletarischen Staaten 
des letzten Jahrhunderts, sind wir stolz 
darauf verschiedene Genossinnen und 
Genossen hervorgebracht zu haben, die 
u.a. auf den Ebenen der Künste, der 
Kultur, des Sports, der Philosophie oder 
der Sozialwissenschaft tätig waren. Die 
Brasilianische Kommunistische Partei 
(PCB) war und, so hoffen wir, wird 
in Brasilien weiterhin ein wichtiger 


Schmelzpunkt dieser unterschiedlichen 
revolutionären Beiträge sein. Wir hat¬ 
ten die Ehre, dass Niemeyer Teil die¬ 
ser Tradition und äußerst solidarisch 
war, in einem Moment, wo die Partei 
am meisten seine Solidarität brauchte: 
beim Kampf gegen den Liquidationis¬ 
mus der PCB, der zu Beginn der Neun¬ 
ziger Jahre des letzten Jahrhunderts da¬ 
mit drohte, das historische Instrument 
der brasilianischen Kommunistinnen 
und Kommunisten auszulöschen. 

Für die Kommunistische Jugend ist 
die beste Form, das Werk Niemeyers 
und so vieler anderer durch Geschich¬ 
te hindurch zu verteidigen, der Kampf 
gegen die Barbarei des Kapitalismus, 
die die verschiedensten Aspekte des 
menschlichen Lebens angreift, und 
für den Sozialismus-Kommunismus 
zu kämpfen. So gut wie es Niemeyer 
während des 9. Parteitags der PCB, im 
Kampf gegen den liquidationistischen 
Opportunismus, der einen Teil der Par¬ 
tei heimgesucht hatte, auf einen Punkt 
brachte: „Solange es Elend und Unter¬ 
drückung gibt, ist das Kommunistsein 
unsere Option.“ 

Union der Kommunistischen Jugend - 

Brasilien 

Übers.: G. Pohl 


Tolstoi in 

Joe Wright versucht Anna 


Disneyland 

Karenina zu animieren - digital 



Die Pose genügt. 


Und nun Keira Knightley. Nach Greta 
Garbo, Vivian Leigh, Tatjana Samoilo- 
wa und Sophie Marceau nun die Britin 
als die große Scheiternde. Insbesonde¬ 
re Samoilowa und Marceau hatten die 
Latte reichlich hoch aufgelegt. Es war 
schwer vorstellbar wie Knightley, deren 
Repertoire nicht gerade in Verdacht 
steht ihren hübschen Fotos Konkurrenz 
machen zu wollen, sie nehmen könnte. 
Sie nahm sie nicht. Aber sie musste es 
auch nicht. Regisseur Joe Wright hatte 
etwas anderes vor. 

Lew Tolstois Anna Karenina ist eine 
hochkomplexe, monumentale Analy¬ 
se der überlebten restaurativen russi¬ 
schen Adelsgesellschaft, die sich nach 
den Reformen (Bauernbefreiung 1861) 
unter Alexander II. (1855-1881) und 
den folgenden sozialen Kämpfen mit 
neuer Verbissenheit an ihre Privilegi¬ 
en und Konventionen klammert. Der 
1000-Seiten-Roman gilt als eines der 
großen Werke des russischen Realis¬ 
mus. Das enorme Spektrum der Figu¬ 
ren, mehr als fünf große Familien treten 
auf, gibt dem Autor die Möglichkeit, die 
leeren Rituale, die kleinlich-egozentri¬ 
schen Befindlichkeiten und Vorstellun¬ 
gen einer untergehenden Welt aus den 
verschiedenen relevanten Perspekti¬ 
ven mit genauer Binnenkenntnis de¬ 
tailreich auszubreiten. 

Eine dramaturgische Herausforderung 
für jeden Filmemacher. Zum Problem 
der Komplexitätsreduktion gesellt sich 
der Verlust des gesellschaftlichen Or¬ 
tes. Die russische Adelsgesellschaft 
existiert nicht mehr. Das „Vergehen“, 
an dem entlang Tolstoi seine Hand¬ 
lung entwickelt, gehört heute gerade¬ 
zu zum guten Ton. Die Schwüre ewi¬ 
ger Treue, möglichst vor vollbesetzten 
Stadien, die zwar den Hochzeits-Event 
aufpeppen und Nachbarn wie Freun¬ 
dinnen ebenso neidisch machen sollen 
wie der neue BMW vor der Haustür, 
kämen, gäbe es sie im Alltag wirklich, 
ebenso langweilig-spießerhaft daher 
wie Alexej Alexandrowitsch Karenin. 
Die Frage lautet daher: Was soll eine 
weitere Anna Karenina? 

Wright hat sich, in offenbar aussichts¬ 
loser Lage, für die Flucht in die Stili¬ 
sierung entschieden. Aber ausgerech¬ 
net Tolstois großartigen Realismus mit 
den Mitteln surrealer Theatralik in den 
Griff nehmen zu wollen, darauf muss 
man auch erst einmal kommen. Aber 
nun agieren die Protagonisten auf der 
Bühne eines alten, riesigen Theaters, 


bald hinter den Kulissen, dann auf 
dem Schnürboden, bis sich das Ganze 
zu einem riesigen Tanzsaal weitet, oder 
in eine Sommerwiese. Und wieder zu¬ 
rück. Nichts ist wirklich. Selbst die Ei¬ 
senbahn kommt aus dem Modellbau¬ 
kasten. Alles ist surreal überzeichnet. 
Das ganze Leben ist eine Bühne. Eine 
künstliche, digital animierte dazu. Und 
daher an Effekthascherei wie Belang¬ 
losigkeit schwer zu überbieten. Das 
zumindest darf man als Zuschauer be¬ 
greifen. 

Es ist ein Theater der knalligen Effek¬ 
te und rasanten Geschwindigkeit, der 
harten Kontraste und überraschenden 
Schnitte. Der Regisseur ist den Marti- 
al-Arts-Choreographien offensichtlich 
deutlich näher als Tolstois subtil-ru¬ 
higem Erzählfluss. Und in diese Welt 
passt Keira Knightleys Anna Karenina 
dann ebenso, wie ihre Elizabeth Swann 
in Jerry Bruckheimers „Pirates of the 
Carribean“. Aaron Taylor Johnson er¬ 
gänzt diesen affektierten Pixel-Pop 


durch einen derart gelackten Wronskij, 
dass von vornherein jeder Gedanke an 
Substanz ad absurdum geführt ist. 

Wo keine Seelen sind, hat sich auch 
der Gedanke an deren Qualen erüb¬ 
rigt. Es reichen die Posen. Zur Not ein 
Paar schneidig-zischend in den Hut 
geworfene Handschuhe oder eine im 
Maschinentakt stempelnde Kompanie 
Angestellter oder ein krachend in den 
Zuschauerraum gestürztes Rennpferd. 
Um den Widerwillen Annas gegen den 
ihre Ehepflichten einfordernden Ka¬ 
renin (Jude Law) plausibel zu machen, 
muss schließlich ein mit spitzen Fingern 
aus einer kunstvollen Metallschachtel 
hervorgeholtes, absonderliches Kon¬ 
dom herhalten. Der gegen den Typ be¬ 
setzte Jude Law bringt zwar eine gewis¬ 
se steife Festgeschraubtheit gut über 
die Rampe. 

Ein Unsympath, aus dessen bürokra¬ 
tisch-engstirniger Umklammerung eine 
lebensoffene wie wahrheitssuchende 
Anna ausbrechen muss, ist er beim bes¬ 


ten Willen nicht. Aber im fiktionalen, 
surreal überzeichneten Raum geht es 
nicht um Plausibilität, sondern um das 
Gegenteil. 

So gerät auch die tolstoianische Sinn¬ 
suche Konstantin Ljewins (Dom- 
hnall Gleeson) nach einem einfachen, 
ethisch vertretbaren Leben, gewisser¬ 
maßen der gesellschaftliche Gegenent¬ 
wurf, unter den Verdacht der Stilisie¬ 
rung. Trotzdem entstehen hier einige 
wenige Szenen, die etwas Authentizi¬ 
tät beanspruchen können. Völlig un¬ 
klar bleibt natürlich, was in Jekatarina 
Schtscherbazkaja, „Kitty“ (Alicia Vi- 
kander), letztlich die Hinwendung zu 
dem ihr einst gleichgültigen und nicht 
sonderlich attraktiven Ljewin bewirkt 
haben soll, aber die tolstoianische Na¬ 
turverehrung erlebt heute als Ökolo¬ 
gie eine ungeahnte Renaissance. Die¬ 
sem letzten Rest Gegenwartsrealismus 
konnte sich offenbar auch Joe Wright 
nicht entziehen. 

Klaus Wagener 


Ein „Grenzfall“ 

Privatermittler mit 
Zivilcourage 

Es tut sich einiges im Westen und Os¬ 
ten Deutschlands nachdem es die in¬ 
nerdeutsche Grenze nicht mehr gibt. 
Asylsuchende kommen aus verschie¬ 
denen Ländern, inner- und außerhalb 
Europas. Resultat: Schikane, Diskrimi¬ 
nierung, Brandanschläge und andere 
rassistische Demütigungen nehmen zu! 
Der aktuelle Krimi von Merle Kröger 
thematisiert diese Flüchtlingsbewegun¬ 
gen. Er basiert auf Tatsachen, die sich 
im Frühjahr und Sommer 1992 zugetra¬ 
gen haben. Diesen Sachverhalt hatte 
Kröger bereits in dem Dokumentarfilm 
„Revision“, den sie mit Philip Scheffner 
realisierte, aufbereitet und dargestellt. 
Im ersten Teil - knapp einem Viertel 
des Buches - stellt die Autorin ihre Pro¬ 
tagonisten vor: zwei gut situierte „Wes¬ 
sis“, einen „altgedienten Ossi“, eine Pas¬ 
torin, die sich um Asylsuchende Roma 
aus Rumänien kümmert. Einer von ih¬ 
nen ist Marius, mit Frau und Tochter 
Adriana. Treibende Kraft bei der spä¬ 
teren Aufklärung ist Mattie, eine junge 
Frau aus Schleswig-Holstein. Matties 
Vater ist Inder, sie fühlt sich den Roma 
verbunden und nahe. 

Der Ausgangsfall: In einem Kornfeld 
in Mecklenburg-Vorpommern werden 
zwei Männer aus Rumänien von alko¬ 
holisierten, unachtsamen Jägern er¬ 
schossen. Eine Flüchtlingsgruppe woll¬ 
te mit Hilfe polnischer Schlepper die 
EU-Außengrenze passieren. Erst Jahre 
später kommt es zum Prozess, der mit 
einem Freispruch für die Täter endet. 
Im zweiten Romanteil - 20 Jahre spä¬ 
ter - nimmt die Autorin das Geschehe¬ 
ne wieder auf und beschreibt als Fik¬ 
tion die Bemühungen der Protagonis¬ 
tin Mattie, den „Grenzfall“ und dessen 
Hintergründe aufzuklären. Einer der 
Getöteten war Marius, Vater von Adri¬ 
ana, er hatte all die Jahre Tagebuch ge¬ 
führt, was jetzt bei der Aufklärung hilft. 
Nadina, die Tochter des anderen Toten, 
wird von Mattie und ihren Freunden in 
Rumänien aufgesucht, um gemeinsam 
mit Rechtsanwälten und Journalisten 
aus Berlin eine Wiederaufnahme des 
Falles vor Gericht zu erreichen. 

Die Ereignisse überschlagen sich. Pau¬ 
senlose Fahrten durch Europa wech¬ 
seln sich ab mit verschiedenen Orts¬ 
terminen in Deutschland. Können die 
Leser also darauf hoffen, dass ein kom¬ 
plizierter Fall nach 20 Jahren endlich 
zügig aufgeklärt wird? Nein, nicht ganz, 
denn hier agiert kein Kommissar mit ei¬ 
ner umfangreichen Soko, sondern Ein¬ 
zelpersonen, die gemeinsam und im Al¬ 
leingang schier rastlos Fakten sammeln. 
Der Roman ist mehr ein Politthriller, 
der uns vielfältige Situationen in wech¬ 
selnden sozialen Bereichen, Widersprü¬ 
che im gemeinsamen Europa, Unge¬ 
rechtigkeiten und erschreckende Ak¬ 
tualitäten vor Augen führt! Spannend 
zu lesen sind in diesem Zusammenhang 
die persönlichen Charaktere der „Er¬ 
mittler“, deren Antrieb und deren Be¬ 
ziehungsprobleme. 

Hoffentlich halten sie durch, Zivil¬ 
courage ist vorhanden, aber das Ziel 
ist noch nicht erreicht. Hoffentlich 
scheitern die Privatermittler nicht an 
ihren jeweiligen Unzulänglichkeiten, 
das wäre fatal. Als Leser fiebert man 
mit, ob einzelne Situationen und da¬ 
mit verbundene Vorhaben auch den 
gewünschten Erfolg bringen. 

Ärger und auch Wut verdichten sich 
beim Lesen, denkt man an das gemein¬ 
same Europa, das irgendwie nicht so 
richtig zu funktionieren scheint. Seit 
fast 70 Jahren gab es in Westeuropa 
keinen größeren Krieg, das ist ja schon 
eine Menge, aber wie sieht es mit „De¬ 
mokratie und Wohlstand für alle“ aus? 
Lücken, die zwischen Wissen und Weg¬ 
schauen entstehen, scheinen immer grö¬ 
ßer zu werden - schönes Europa, das hat 
man sich eigentlich anders vorgestellt! 
Die Problematik der Sinti und Roma 
ist momentan ja immer wieder in allen 
Nachrichten. Die Autorin beschreibt 
den Fall so tempo- und vor allen Din¬ 
gen so facettenreich, einfach prima - 
bitte mehr davon! Jochen Wiegand 

Merle Kröger: Grenzfall. Ariadne Krimi, Argu¬ 
ment Verlag 2012,347 Seiten, 11 Euro, ISBN 
978-3-86754-210-4 
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Imperialismus setzt auf Spaltung 

14. Internationales Treffen der Kommunistischen und Arbeiterparteien vom 22. bis 25. November in Beirut/Libanon 


U nter dem Motto „Die Kämpfe 
gegen die zunehmende imperi¬ 
alistische Aggressivität verstär¬ 
ken, für die Befriedigung der Völker so¬ 
zialökonomischen und demokratischen 
Rechte und Bestrebungen der Völker, 
für den Sozialismus“ trafen sich in Bei¬ 
rut Vertreterinnen von 59 Kommunisti¬ 
schen und Arbeiterparteien aus 44 Län¬ 
dern. Gastgeber war die Libanesische 
Kommunistische Partei (LKP), und den 
Genossinnen und Genossen möchte ich 
an dieser Stelle für die wirklich über¬ 
wältigende Gastfreundschaft noch ein¬ 
mal herzlich danken! 

Zentrales Thema waren die jüngsten 
Übergriffe der israelischen Armee auf 
Gaza, der Krieg in Syrien und die Kon¬ 
zeption des „New Middle East“ („Neuer 
Naher Osten“). In seiner Eröffnungsre¬ 
de betonte der Vorsitzende der LKP, Dr. 
Khaled Hadadah, dass die Aufstände in 
der Arabischen Welt eng verbunden sind 
mit dem US-Projekt „New Middle East“. 
Mit diesem imperialistischen Programm 
planen die USA mit ihren Gefolgsleuten 
in Europa, der Türkei und den Golfstaa¬ 
ten eine Neuordnung der Region, diese 
Koalitionen beinhalten auch Bündnis¬ 
se mit dem so genannten „gemäßigten 
Islam“. 

In den letzten Jahren erreichte der Neo¬ 
liberalismus auch die arabischen Staaten. 
Die Folgen waren eine sprunghafte Zu¬ 
nahme von Korruption und Unterdrü¬ 
ckung, Abbau sozialer und politischer 
Rechte, die Verarmung großer Teile der 
Bevölkerung und ein massiver Anstieg 
der Staatsverschuldung auf Kosten der 
unteren und mittleren Klassen. 

Dies waren die ursächlichen Gründe für 
die arabischen Aufstände, die dann un¬ 
terschiedliche Erscheinungsformen an- 
nahmen. 

Die Aufstände durchkreuzten die Plä¬ 
ne der USA und zwangen zu schnellem 
Eingreifen, um die Bewegungen zu ab¬ 
sorbieren (wie in Ägypten und Tunesi¬ 
en), zu unterdrücken (Bahrain und Li¬ 
byen) oder umzuleiten (wie im Jemen 
und jetzt auch in Syrien). 

Dies geschah durch Unterstützung in¬ 
terner Verbündeter („Opposition“) mit 
Waffen, durch Koalitionen mit islamis- 
tischen Kräften, egal ob moderat oder 
fundamentalistisch, und durch Margina- 
lisierung des nationalen demokratischen 
Widerstands, wenn er sich weigert, zu 
den Waffen zu greifen. 

Wo es den imperialistischen Staaten 
gelingt, Kämpfe zwischen Ethnien und 
Konfessionen zu entfachen, entstehen 
Spaltungen, die den Klassenkampf im 
Bewusstsein der Bevölkerung in den 
Hintergrund treten lassen. In Syrien 
sind nationale Verhandlungen der einzig 
richtige Weg, um der Umklammerung zu 
entgehen, jede militärische Lösung, egal 
von welcher Seite sie kommt, von Regie¬ 
rung oder Opposition, nutzt ausschließ¬ 
lich den imperialistischen Interessen. 
Da die Aufstände in der arabischen Welt 
ursächlich Klassenkämpfe sind, müssen 
die Linken und Kommunisten diese 
Kämpfe unterstützen, unabhängig von 
den ersten sichtbaren Resultaten. Dass 
zunächst der politische Islam an die 
Macht kam, darf die Bedeutung der Auf¬ 
stände nicht schmälern oder in ein ne¬ 
gatives Licht setzen, vielmehr muss sich 
daraus die Aufgabe für die linken und 
kommunistischen Kräfte ergeben, ihre 
Positionen zu stärken und in einer zwei¬ 
ten Phase die Ohnmacht und Unfähig¬ 
keit dieser Systeme deutlich zu machen. 
Dabei muss die Palästinafrage die Ba¬ 
sis jeder Gegenposition zum US-Pro- 
jekt sein, denn sie hängt untrennbar mit 
dem Programm des „New Middle East“ 
zusammen. Das palästinensische Volk 
muss unterstützt werden gegen die US- 
und zionistischen Aggressionen in Gaza, 
und diese Verantwortung tragen wir alle, 
denn die Palästinafrage und der Schutz 
des zionistischen Staates ist der Kern¬ 
punkt dieser imperialistischen Pläne. 
Soweit zu den Ausführungen des Genos¬ 
sen Dr. Khaled Hadadah. 

Zur Situation im Libanon: 

Im Libanon sind die höchsten Staats¬ 
ämter per Verfassung auf Vertreter der 
wichtigsten religiösen Gruppen aufge¬ 


teilt (Christen, christliche Maroniten, 
Sunniten, Schiiten), dieses konfessio¬ 
nelle System führt zu ständigen inter¬ 
nen Konflikten, wird aber von der Bour¬ 
geoisie als probates Machtmittel weiter 
aufrecht erhalten. So dauert der Bür¬ 
gerkrieg immer noch an, manchmal ver¬ 
deckt, manchmal explodierend. 

Die Beseitigung dieses Systems und die 
Schaffung eines säkularen und demokra¬ 
tischen Staates gehört zu den wichtigs¬ 
ten Forderungen der libanesischen Lin¬ 
ken und Kommunisten. 

Bei einer Bevölkerung von 4 Millionen 
liegt die Staatsverschuldung bei 60 Mil¬ 
liarden Dollar, die Wirtschaft des Landes 
ist weitgehend zerstört, darüber hinaus 
hat auch hier die internationale Wirt¬ 
schaftskrise ihre Auswirkungen gezeigt. 
Dazu kommt die permanente Bedro¬ 
hung durch Israel: Neben der Palästi¬ 
nenserfrage ist die Ausbeutung der rei¬ 
chen Öl- und Gasfelder vor der Küste 
Libanons ein Pulverfass zwischen den 
beiden Staaten. 

In den Referaten und Diskussionen wa¬ 
ren sich die Teilnehmerinnen einig in 
der Einschätzung der Finanzkrise. Er¬ 
staunlich war, dass sich selbst bei den 
Genossen aus den Ländern des frühe¬ 
ren Jugoslawien, Griechenland, Spanien 
usw. die Kritik an militärischen Aktio¬ 
nen fast ausschließlich auf die USA und 
Israel bezog, Deutschland wurde nur in 
Hinblick auf wirtschaftliche Repressa¬ 
lien thematisiert, und auch das weitaus 
weniger, als ich erwartet hatte. Es war 
aber ein Thema meines Beitrags und 
wurde danach ausführlich in Gesprä¬ 
chen erörtert. 

Einige Aspekte der Referate sollen hier 
noch in aller Kürze angesprochen wer¬ 
den: 

Der Genosse aus Ungarn berichtete, 
dass dort 90 Prozent der Bevölkerung 
unter sehr schlechten Bedingungen le¬ 
ben, ein Drittel unter der Armutsgren¬ 
ze, was einerseits eine höhere Akzeptanz 
für die Kommunistische Partei zur Folge 
hat, andererseits auch den faschistischen 
Kräften neuen Zulauf beschert, die Ju¬ 
den, Sinti und Roma als Schuldige für 
die Krise im Land bezeichnen. Die EU 
scheint am Ende ihrer Kräfte, ein Krieg 
in Europa wäre eine Katastrophe, aber 
das Kapital würde nicht davor zurück¬ 
schrecken. 

Er betonte die Notwendigkeit der So¬ 
lidarität mit Syrien, was bedeutet, dass 
wir in unseren Ländern dagegen kämp¬ 
fen müssen, dass unsere Regierungen 
die NATO- und EU-Aggressionen ge¬ 
gen Syrien unterstützen. „Wenn Syrien 
verliert, verlieren wir alle. Wenn Syrien 
gewinnt, werden wir alle stärker sein.“ 
Der Genosse aus Zypern (AKEL) stell¬ 
te heraus, dass Syrien tiefgreifende de- 



Im Konferenzsaal 

mokratische Reformen braucht, aber 
diese müssen aus dem freien Willen des 
syrischen Volkes entstehen und nicht 
durch ausländische Intervention. Syrien 
spielt eine Schlüsselrolle in der Schaf¬ 
fung des „New Middle East“ durch die 
USA, ihrer Verbündeten und ihrer Ma¬ 
rionettenregierungen. 

Einige Beiträge thematisierten den zu¬ 
nehmenden Einfluss faschistischer Par¬ 
teien. Neben den Vertretern der KPen 
Ungarns, Kanadas, der Ukraine und der 
DKP betonten auch die Genossen aus 
Russland dieses Problem. Faschisten tre¬ 
ten in Russland offen auf, sie werden mit 
Waffen ausgerüstet, außer den Kommu¬ 
nisten gibt es kaum organisierten Wider¬ 
stand gegen die Bewegung „Russland 
den Russen“. Der Vertreter der RKAP 
(Russische Kommunistische Arbeiter¬ 
partei) betonte, dass das Finanzkapi¬ 
tal neofaschistische Strömungen in den 
Nahen Osten exportiert (er nannte es 
„Fascism for export“, dieser Begriff sol¬ 
le explizit auf die Politik von USA und 
NATO angewendet werden). 

Aus der Türkei kamen Vertreterinnen 
von zwei Parteien, EMEP und TKP, die 
vor allem über die Haltung der Türkei zu 
Syrien und die Vorgänge an der Grenze 
referierten. Die regierende AKP Erdo- 
gans bezeichnete Assad lange Jahre als 
„Bruder“, mittlerweile mutierte er zum 
„Tyrannen“. Ankara unterstützt offen 
die FSA und den Syrischen Nationalrat, 
u.a. durch Bewaffnung, Ausbildung und 
Logistik. Die angeblichen Schüsse der 
syrischen Armee über die Grenze der 
Türkei werden als „Border Bombings“ 
bezeichnet, es sind Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen den kurdischen Parteien 
und Gruppen in Nordsyrien und der 
FSA, die ihre Milizen über die türkische 



Im Stadtbild Beiruts sind die Spuren von Kämpfen allgegenwärtig. 


Grenze nach Syrien einschleust. Die sy¬ 
rische Armee schießt nicht in die Türkei. 
Das bestätigten auch Genossen aus Syri¬ 
en und Kurdistan-Irak. 

Die Hungerstreiks der kurdischen Ge¬ 
fangenen in den türkischen Gefängnis¬ 
sen, die zum Zeitpunkt der Tagung noch 
andauerten, wurden als Teil des Kampfs 
des Volkes für Freiheit und Demokratie 
betrachtet und die Forderungen unter¬ 
stützt. 

Die Genossen aus Ägypten und Jor¬ 
danien berichteten übereinstimmend, 
dass die Muslimbrüder erkennbar kei¬ 
ne Zukunft hätten, die Bevölkerung er¬ 
kennt mittlerweile, dass die Losung „Is¬ 
lam ist die Lösung“ nur leeres Gerede 
ist. Dennoch haben die Muslimbrüder 
weitgehende Kontrolle erreicht, nicht 
nur wirtschaftlich (während die Bevöl¬ 
kerung weiter verarmt), sondern auch 
im Bildungsbereich. Obwohl in Jorda¬ 
nien die Muslimbruderschaft derzeit alle 
Rechte an sich reißt, wird der Sturz des 
Regimes von allen Parteien abgelehnt, 
da es unabsehbare Probleme mit sich 
bringen würde. 

In Ägypten brannten zum Zeitpunkt der 
Tagung bereits mehrere Zentralen der 
Muslimbrüder, die Situation hat sich ja 
mittlerweile noch zugespitzt. Seit eini¬ 
ger Zeit entwickelt sich hier eine breite 
linke Front (Sozialdemokraten, Kommu¬ 
nisten) gegen die Regierung. 

Der Genosse der KPUSA berichtete, 
dass seine Partei die Wiederwahl Ob- 
amas im Rahmen eines breiten linken 
Bündnissen unterstützte, aber nur des¬ 
halb, weil ein Wahlsieg der Rechten die 
völlige Katastrophe bedeutet hätte. Die 
KPUSA organisiert und unterstützt die 
Massenaktionen gegen Obamas Außen- 
und Innenpolitik. 

In den Niederlanden (Referat der Neu¬ 
en Kommunistischen Partei der Nieder¬ 
lande, NCPN) erzielte die extrem rechte 
Partei PW („Anti-Islamische Partei“) 
weniger Stimmen als bei den letzten 
Wahlen, ist aber immer noch drittstärks- 
te Partei. Die Attacken des Vorsitzenden 
Wilders richten sich nun auch gegen die 
EU. Die Vier-Parteien-Gespräche mit 
DKP, KP Luxemburg und der PTB (Par¬ 
tei der Arbeit Belgiens) wurden trotz be¬ 
stehender Differenzen als sehr wichtig 
hervorgehoben. 

Die gute Zusammenarbeit mit der DKP 
wurde auch vom Vertreter der PTB in 
Zusammenhang mit den Demonstratio¬ 
nen gegen Ford in Genk und Köln her¬ 
vorgehoben. In den letzten Monaten 
wurden durch Betriebsschließungen in 
Belgien 20 000 Menschen arbeitslos. Die 
DKP beteiligte sich an den Demonstra¬ 
tionen von mehr als 20 000 Arbeiterin¬ 
nen in Genk gegen die Schließung der 
dortigen Ford-Werke, vorangegangen 
waren am 7. November Demonstratio¬ 
nen in Köln mit Mitarbeiterinnen von 
Ford Genk. 

Ein wichtiges Thema, das von anderen 
Teilnehmern nicht angesprochen wurde, 
sind die ökologischen Katastrophen, die 
der Kapitalismus verursacht. Der Ge¬ 
nosse der KP Finnlands nannte als Bei¬ 
spiel die Talvivaara-Mine, eine Nickel¬ 
mine, die schon mehrere Male massive 
Umweltprobleme durch austretende 
Schwermetalle und Sulfate verursachte. 


Gegen den Minenbetreiber entwickelte 
sich ein breites Bündnis. „Nur der Sozi¬ 
alismus kann die völlige Zerstörung der 
Umwelt des Planeten verhindern.“ 

Die Frauenfrage wurde nicht explizit 
behandelt, aber in der Abschlusserklä¬ 
rung wurde betont, dass die Angriffe auf 
wirtschaftliche, soziale und Arbeitsrech¬ 
te der Frauen sich drastisch verschärft 
haben, mit brutaler Verschlechterung 
der Lebensbedingungen im öffentlichen 
und privaten Bereich. So ist der Kampf 
für die reale Verbesserung der Lebens¬ 
bedingungen von Frauen ein wesentli¬ 
cher Bestandteil des Kampfs gegen den 
Kapitalismus. 

Unterwegs in Beirut 

Nach der Konferenz hatte ich etwas Zeit, 
mich in Beirut umzusehen. Vor dem 1. 
Weltkrieg kam Beirut unter dem Man¬ 
dat des Völkerbunds unter französische 
Herrschaft und entwickelte sich bald 
zur Finanzmetropole des Nahen Os¬ 
tens. „Naher Osten“ ist ein Begriff aus 
dem Sprachgebrauch der Kolonialzeit, 
wie uns erklärt wurde, aber wir haben 
ihn dennoch verwendet, irgendwie muss 
mensch es ja benennen. Jedenfalls stam¬ 
men aus dieser Zeit noch Prachtstraßen 
mit repräsentativen Fassaden, aber auch 
an vielen anderen Stellen der Stadt sieht 
man schöne alte Häuser mit dekorativen 
Baikonen und Fenstern, meist jedoch in 
erbärmlichem Zustand. Die Aktienge¬ 
sellschaft SOLIDERE baute nach dem 
Bürgerkrieg die repräsentativen Viertel 
in neuem Glanz wieder auf, etwas ein¬ 
förmig, aber halbwegs dekorativ und 
nichtssagend. 

Die Stadt ist aus der Fernsicht geprägt 
von riesigen Betonburgen, daneben ste¬ 
hen zerbombte, leerstehende Wohntür¬ 
me, teilweise noch mit Einschusslöchern, 
andere Hochhäuser wurden nicht fertig 
gebaut, offensichtlich Zeugnisse geplatz¬ 
ter Immobiliengeschäfte. Die Stadt zeigt 
sich jedesmal anders, wenn man um die 
nächste Ecke biegt.Es gibt Straßen mit 
riesigen modernen Neubauten, gewal¬ 
tigen Werbeplakaten und mondänen 
Schuhgeschäften und eine Gasse weiter 
reihen sich die kleinen orientalischen 
Geschäfte für den täglichen Bedarf mit 
den bekannten Rollläden und dahinter 
leerstehende Häuser mit und ohne Ein¬ 
schusslöcher. 

Die Banken und exklusiven Geschäfte 
sind nur eine Seite Beiruts, es ist auch 
die Stadt der Armen, fast die Hälfte 
der libanesischen Bevölkerung lebt in 
der Hauptstadt. An vielen Stellen sieht 
man Straßensperren und Stacheldraht, 
allgegenwärtig sind Militär und Polizei. 
Sprengstoffanschläge sind nicht mehr an 
der Tagesordnung, aber immer noch Teil 
des Alltags, und wenn die Konflikte in 
der Region sich ausweiten ist der Liba¬ 
non mitten im Geschehen. Wie der Ge¬ 
nosse der AKEL es formulierte: Der Li¬ 
banon ist eng mit dem Schicksal Syriens 
verbunden und wird sehr wahrscheinlich 
der nächste Brennpunkt dramatischer 
Entwicklungen werden. 

Tun wir alles dafür, dass es nicht so weit 
kommt. Rosi Feger 

Weitere Themen und Dokumente unter 
www.solidnet.org 
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Weniger als Nichts 

Die großen deutschen Umweltverbände sind sich in der Bewertung des Klimagipfels von Doha einig 


H ubert Weiger vom Bund für Um¬ 
welt und Naturschutz (BUND) 
erklärte nach Konferenzende: 
„Die wachsweichen Beschlüsse der 
Konferenz leisten keinen Beitrag, um 
den globalen Temperaturanstieg zu 
bremsen“ 

Der Naturschutzbund (NABU) gab 
sich zwar etwas diplomatischer, doch 
auch sein Präsident Olaf Tschimp 
sprach von einer „verpassten Chance“ 
und kritisierte: „Statt sich auf wirksa¬ 
me Maßnahmen zur Reduktion kli¬ 
maschädlicher Emissionen zu verstän¬ 
digen, wurde in Doha viel heiße Luft 
produziert“ 

Martin Kaiser, Greenpeace-Leiter für 
internationale Politik, monierte: „Es 
kann nicht sein, dass einzelne Länder 
den wenigen Fortschritt hier noch 
aufhalten“ Schon jetzt verlören 
tausende Menschen ihre Heimat 
durch die Folgen der Erderwär¬ 
mung, kämen durch Dürren und 
Überschwemmungen ums Leben. 
Überraschend deutlich wurde der 
wegen seiner verdeckten Bezie¬ 
hungen zur Industrie ins Gerede 
gekommene WWF Deutschland: 
„Gemessen an den Erwartungen 
ist die Konferenzbilanz enttäu¬ 
schend, gemessen an den Her¬ 
ausforderungen des Klimawan¬ 
dels ist sie vernichtend“, hieß es. 
Kritisiert wurde unisono, dass 
keine Regelungen für die Unter¬ 
stützung von „Entwicklungslän¬ 
dern“ beschlossen wurden. Die 
ärmsten Menschen der Erde, die 
historisch betrachtet die gerings¬ 
te Verantwortung für den Klima¬ 
wandel hätten, müssten nun die 
härtesten Konsequenzen tragen, 
erklärte ein Sprecher der Hilfs¬ 
organisation Care International. 

Und Kieren Keke, Vertreter des 
Inselstaates Nauru bei den Ver¬ 
handlungen, fügte resigniert 
hinzu: „Das ist nicht, wo wir am 
Ende des Treffens stehen wollten, 
das versichere ich.“ Die Resigna¬ 
tion eines der am meist gefährde¬ 
ten Inselstaaten, der wie einige 
andere Pazifik-Kleinstaaten vom 
Untergang bedroht ist, zeigte sich 
auch bei den Umweltverbänden. 

Auch selbst eher „neutrale“ Be¬ 
obachter wussten wenig Gutes über 
den Klimagipfel zu sagen: „Die Kon¬ 
ferenz hat sich keinen Millimeter in 
Richtung mehr Klimaschutz bewegt“, 
erklärte ZDF-Umweltexperte Volker 
Angres. Was in Doha erreicht wurde, 
„hätte man auch zu Hause verhandeln 
können“. 

Schacher um 
Verschmutzungs„rechte“ 

Der Handel mit Verschmutzungs- 
Rechten“ trieb in Doha wahre Gift¬ 
blüten. Zum Zankapfel und beina¬ 
he zum Konferenz-„Killer“ wur¬ 
de in den letzten Stunden die Frage, 
wie entscheidend nicht genutzte 
Emissions„rechte“ - schon das ist ein 
Begriff der des klimapolitischen Irr¬ 
sinns - für die Zukunft des Klima¬ 
schutzes spielen sollen. Es geht dabei 
letztlich um die Frage, ob sich Staaten 
praktisch von Klimaschutzmaßnah¬ 
men dadurch freikaufen, dass sie die 
die Verschmutzungs„rechte“ anderer 
Staaten aufkaufen die sich entweder 
beim beim C0 2 -Sparen angestrengt 
haben oder die mangels eigener indus¬ 
trieller Kapazitäten - das betrifft die 
unterentwickelt gehaltenen Staaten 
oder die vom Zusammenbruch der ei¬ 
genen industriellen Basis stark gebeu¬ 
telten früheren sozialistischen Staaten 
Europas - gar nicht in die Verlegenheit 
gekommen waren, allzu viel CO 2 in die 
Luft zu blasen. 

Der polnische Umweltminister hatte 
ganz im Dienste der polnischen Koh¬ 
lebarone versichert, dass sein Land die 
„überschüssigen“ Verschmutzungs¬ 
rechte aus der ersten Kyoto-Periode 
nicht aufgeben werde. An einem erhöh¬ 
ten C0 2 -Reduktionsziel von 30 Prozent 
bis zum Jahr 2020 habe sein Land auch 
kein Interesse. Vertreter mehrerer EU- 


Länder hatten sich in Doha dafür aus¬ 
gesprochen, künftig mehr CO 2 einzu¬ 
sparen als geplant. Dieser Vorschlag 
scheiterte jedoch am polnischen Wi¬ 
derstand. 

Erst Ende April 2014 sollen über 
eine mögliche Verschärfung der 
Emissionsziele beraten. Auf polni¬ 
schen Druck können die bisherigen 
Emissions„rechte“ aus der Zeit vor 
dem jetzigen Abkommen - die soge¬ 
nannte „Hot Air“ - weiter genutzt und 
auch verkauft werden. 

Von allem zu wenig. Die 
wichtigsten Ergebnisse 

37 entwickelte kapitalistische Länder, 
darunter die 27 EU-Staaten, hatten sich 
im Dezember 1997 im Abkommen von 


Kyoto (viel zu niedrige und auch nicht 
erfüllte) Ziele zur Senkung des Aus¬ 
stoßes von klimaschädlichen Gasen 
gesetzt. Diese Vereinbarung wird nun 
bis 2020 verlängert. Das Kyoto-Proto¬ 
koll wurde also nicht durch ein längst 
überfälliges neues Abkommen ersetzt. 
Dabei muss man bedenken, dass selbst 
bei hundertprozentiger Realisierung 
des Kyoto-Protokolls seine Auswirkun¬ 
gen ohnehin nur sehr begrenzt wirksam 
wären. Seine Unterzeichnerstaaten ver¬ 
antworten nämlich nur knapp 15 Pro¬ 
zent der weltweiten C0 2 -Emissionen. 
Russland, Kanada, Japan und Neu¬ 
seeland beteiligen sich an der jetzigen 
zweiten Verpflichtungsperiode nun gar 
nicht mehr. Und die beiden größten 
CO 2 -Verursacherstaaten, China und 
USA, hatten das Abkommen ohnehin 
nie unterzeichnet und fühlen sich nicht 
daran gebunden. 

Um künftig mehr oder gar die meisten 
Staaten in eine Klimaschutzvereinba¬ 
rung einzubeziehen, soll bis 2015 ein 
neues Abkommen ausgehandelt wer¬ 
den. Dieses Nachfolgeabkommen soll 
dann aber erst 2020 in Kraft treten. Da¬ 
für wurde in Doha ein grober Arbeits¬ 
plan beschlossen. Festgelegt wurde 
dazu, dass die nächste Klimakonferenz 
im kommenden Jahr (ausgerechnet) in 
Polens Hauptstadt Warschau stattfin¬ 
det. Bis dahin soll es mehrere Vorbe¬ 
reitungstreffen geben, unter anderem 
in Bonn. 

Die sechs bislang als klimaschädlich 
bezeichneten Treibhausgase werden 
um ein siebtes ergänzt: Stickstofftri- 
fluorid (NF3). Das wird oftmals als Er¬ 
satz für die verbotenen FCKW bei der 
Produktion von Flachbildschirmen und 
Solarzellen eingesetzt. Seit Mitte der 
neunziger Jahre ist seine Produktion 
stark gestiegen. 


UN-Generalsekretär Ban Ki Moon for¬ 
derte zudem einen Weltgipfel für Kli¬ 
maschutz im Jahr 2014. 

Immer weniger Unterstützung 
für die in Armut und Unterent¬ 
wicklung gehaltenen Länder 

Die Entscheidung über finanzielle Hil¬ 
fen für Klimaschutzmaßnahmen in den 
„Entwicklungsländern“ wurde auf 2013 
vertagt. Erst ab 2020 sollen dafür jähr¬ 
lich 100 Milliarden zur Verfügung ste¬ 
hen. Das wurde aber bereits 2010 auf 
dem Gipfel in Cancün beschlosssen; 
die Finanzierung ist seither noch im¬ 
mer weitgehend ungeklärt. 

Am Rande der Klimakonferenz hat¬ 
ten verschiedene europäische Staaten 
insgesamt rund sieben Milliarden Euro 


zugesagt. Deutschland könnte sich 
demnach mit 1,8 Milliarden Euro jähr¬ 
lich beteiligen. Eine Arbeitsgruppe soll 
ausloten, wie das Gesamtziel erreicht 
werden kann. 

Für die bereits entstandenen oder nicht 
mehr vermeidbaren Schäden des Kli¬ 
mawandels wird es zunächst keine 
Entschädigungen geben. Im Abkom¬ 
men wird lediglich gefordert, die Ver¬ 
bindung von Erderwärmung und ex¬ 
tremen Wetterereignissen weiter zu 
erforschen. 

Verkannte Ursachen des 
Nullsummen-Spiels 

Das WWF-Vorstandsmitglied Eber¬ 
hard Brandes sagte, der Mangel an po¬ 
litischem Willen wichtiger Staaten wie 
der USA, Kanada und Russland habe 
größere Fortschritte verhindert. Doch 
das ist nicht einmal die halbe Wahr¬ 
heit. Es lag nicht einfach am „fehlen¬ 
den guten Willen“ einzelner besonders 
„uneinsichtiger“ Staaten. Dass z.B. die 
EU ihre selbstgewählte Rolle als „Vor¬ 
reiter“ des Klimaschutzes“ dieses Mal 
nicht so routiniert abspulen konnte, lag 
nicht an der „Bockbeinigkeit“ Polens, 
das sich bis zum Schluss in der Frage 
des „Ablasshandels“ mit C0 2 -Zertifi- 
katen quergestellt hatte. 

Und auch der Kommentar der spani¬ 
schen Zeitung LA VAN GUARDIA 
klingt trotz berechtigter Kritik an der 
mangelnden Kompromissbereitschaft 
der Klimasünder-Staaten seltsam mo¬ 
ralisierend und ratlos zugleich: 

„In Doha haben sie wie zuvor in Dur¬ 
ban, Cancün oder Kopenhagen gezeigt, 
dass sie nicht bereit sind, auch nur ei¬ 
nen Millimeter von ihrer Position abzu¬ 
weichen, obwohl die Auswirkungen ih¬ 


res Verhaltens auf das Klima erwiesen 
sind. Erst kürzlich räumten die US-Be- 
hörden ein, dass das katastrophale Aus¬ 
maß des Hurrikans Sandy eine Folge 
des Klimawandels war. Damals schien 
es auch, als wären die USA angesichts 
dieser grausamen Realität bereit, ein 
paar Schritte zur Bekämpfung der Er¬ 
derwärmung zu unternehmen. Aber 
das hat sich jetzt wieder als Täuschung 
erwiesen. Wie viele Sandys brauchen 
wir denn noch?“ 

Näher an der Wahrheit ist der Kom¬ 
mentator der „Süddeutschen Zeitung“, 
wenn er schreibt: „Abermals waren 
die Industriestaaten zu keinerlei Zu¬ 
geständnissen bereit, die ihre Art zu 
wirtschaften in irgendeiner Weise hätte 
stören können. Stattdessen zeigten sie 


die Bereitschaft sich an den Kosten je¬ 
ner Schäden zu beteiligen, die andern¬ 
orts durch eben diese Art zu wirtschaf¬ 
ten entsteht. Sie enthüllen in wenigen 
Paragrafen den ganzen Zynismus der 
globalen Klimadebatte. Die alte Welt 
kauft sich frei.“ 

Hätte es in diesem Zusammenhang ge¬ 
heißen, „kapitalistische Produktions¬ 
weise“ wäre die Analyse präziser und 
korrekter. Dass es nur weniger weiter 
Schritte und Gedankengänge dafür be¬ 
durft hätte, deutet sich in den folgen¬ 
den Sätzen an: „Die Reichen handeln 
nicht - sie zahlen - solche Kompromis¬ 
se haben im Klimaschutz mittlerweile 
Tradition ... Der geplante Ausgleich 
für Schäden ist das Geschenk, das den 
Ärmsten die Zustimmung zu einem 
lausigen Pakt erleichtern sollte. 

Doch das Geschenk ist vergiftet. In 
der Vergangenheit haben die Haupt¬ 
betroffenen der Erderwärmung stets 
auch den Klimaschutz am stärksten 
vorangetrieben. Zu Recht plädierten 
Inselstaaten und Entwicklungsländer 
unermüdlich für einen kompromisslo¬ 
sen Klimaschutz. Seit Kopenhagen und 
nun auch Doha müssen sie fürchten, 
dass ihnen damit auch die letzte Hilfe 
verloren geht. Scheitert eine Klimakon¬ 
ferenz, dann riskieren die Betroffenen 
auch die Milliarden der Industriestaa¬ 
ten. So werden die Ärmsten durch ihre 
Verletzlichkeit sogar noch erpressbar. 
Nichts spiegelt die Ungleichgewichte 
im globalen Klimaschutz besser wider.“ 

Die Sichtweise der 
Kommunistischen Partei 

So weit, so richtig: doch in diesem Zu¬ 
sammenhang fehlt trotzdem ein ent¬ 
scheidender Gedanke - auch wenn vie¬ 
le Klimabesorgte und darunter sogar 
manche Linke dies nicht akzeptieren 


möchten: Klimapolitik ist Teil imperi¬ 
alistischer Machtausübung. Klimapoli¬ 
tik wird bestimmt durch die Interessen 
der stärksten Konzerne und Monopole 
und imperialistischen Staaten. Unter¬ 
entwicklung, Verarmung und Verelen¬ 
dung ist keine Frage politischer „Un¬ 
vernunft“, sondern sogar logischer und 
notwendiger Bestandteil der Ungleich¬ 
mäßigkeit der Entwicklung innerhalb 
des Imperialismus, von der bereits der 
russische Marxist und Revolutionär 
Wladimir Iljitsch Lenin sprach und 
schrieb. 

Dem liegt zugrunde der unauflösliche 
Konflikt zwischen dem auf unmittelba¬ 
ren Profit und Maximierung der Aus¬ 
beutung von Mensch und Natur aus¬ 
gerichtete kapitalistische Produktions¬ 
und Zirkulationsweise und dem 
langfristigen Wohl von Mensch 
und Natur. Erstere sieht in den 
arbeitenden Menschen und in 
der Natur nur Quellen des indi¬ 
viduellen Reichtums der Besit¬ 
zenden, der Reichen, der Kapi¬ 
talisten. Solange dieser Mecha¬ 
nismus aus der Wahrnehmung 
ausgeblendet bleibt, wird und 
muss sich die Kritik am Doha- 
Gipfel wie auch an so vielen sei¬ 
ner Vorgängerkonferenzen in 
hilflosem Moralisieren oder gar 
in Resignation erschöpfen. Kli¬ 
mapolitik und Politik im Interes¬ 
se der vom Kapitalismus Ausge¬ 
beuteten sowohl in den Zentren 
des Imperialismus wie im Inter¬ 
esse der Armen und Ärmsten an 
seiner „Peripherie“ müssen des¬ 
halb eine Einheit bilden. 

Die Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten dieses Landes sagen 
deshalb im Entwurf der „Ant¬ 
worten der DKP auf die Kri¬ 
se“, die im kommenden März 
auf dem 20. DKP-Parteitag zur 
Entscheidung vorgelegt werden: 
„Die Zerstörung der Umwelt, 
die spürbarer werdenden Aus¬ 
wirkungen der Klimaverände¬ 
rung auf Lebens- und Produk¬ 
tionsbedingungen, Trinkwasser¬ 
mangel und Hunger bestimmen 
das Leben vieler Menschen auf 
unserem Planeten. Milliarden le¬ 
ben in Armut. Millionen sind auf 
der Flucht vor Elend, Hoffnungslosig¬ 
keit und Krieg. 

In vielen Regionen der Welt herrscht 
Krieg. Die Kriege gegen Jugoslawien, 
Irak und in Afghanistan haben sich als 
Vorboten weiterer militärischer Ein¬ 
sätze zur Durchsetzung imperialisti¬ 
scher Interessen erwiesen: Überall in 
der Welt wachsen die Spannungen. Es 
geht um geostrategische Vorteile. Vor 
allem jedoch um die Jagd nach Profit, 
nach knapper werdenden natürlichen 
Ressourcen, um die Sicherung des Zu¬ 
griffs auf diese. Das führt derzeit im 
Nahen und Mittleren Osten, in Nord¬ 
afrika und auch im Herzen Afrikas zu 
immer neuen militärischen Interventi¬ 
onen oder dem Einsatz von Söldnerar¬ 
meen. Jederzeit kann aus kriegerischen 
Konflikten wie im Nahen und Mittleren 
Osten ein neuer Weltbrand entstehen. 
Diese Widersprüche sind im Rahmen 
des kapitalistischen Systems nicht lös¬ 
bar.“ 

Dafür braucht es einen langen Atem, 
revolutionäre Geduld, sowie marxis¬ 
tisch fundiertes Wissen um die Zusam¬ 
menhänge zwischen Mensch, Gesell¬ 
schaft und Natur. Und mindestens noch 
dies: mehr und gemeinsam kämpfende 
Kommunistinnen und Kommunisten 
um den Erhalt der natürlichen Grund¬ 
lagen der Gattung Mensch. 

Hans-Peter Brenner 




Die schon heute vom Klimawandel unmittelbar Betroffenen werden übertönt. 
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Unser treuer und verlässlicher Freund Cubas 

Werner Neu 

ist am 27.11.2012 in Matanzas gestorben. 

Wir werden ihn nicht vergessen. 

Rena Schönefeldt, Hiltrud Lucas, Fritz Weilacher 
(Ludwigshafen) 

Barbara Caroli-Buch , Toni und Fred Eiermann, 
Siggi Germann (Mannheim) 


Anni Schwind 

lebt nicht mehr 

Im 96. Lebensjahr ist unsere Genossin Anni Schwind ver¬ 
storben. 

Wir haben mit ihr eine aufrichtige und treue Genossin ver¬ 
loren. Bis zu ihrem Lebensende war sie ihrer und unserer 
Partei verbunden. 

Sie hat mit ihrer klugen und aufrechten Art Genossinnen 
und Genossen in Gesprächen Mut für die gemeinsame Sa¬ 
che gemacht. 

In diesem Jahr sorgte ihr Sohn Peter dafür, dass sie noch 
einmal das Sommerfest des Wohn- und Ferienheims „Hei¬ 
deruh“ in der Nordheide besuchen konnte. 

Ihr ist damit ein lange gehegter Wunsch erfüllt worden. 

DKP-Wohngebietsgruppe Hamburg-Wandsbek 


Unsere treue Freundin und Weggefährtin 

Ria Dickerboom 

ist am 4. Dezember 2012 verstorben. 

Ein langes, erfülltes Leben hegt hinter ihr. Ria war Betriebs¬ 
rätin und trat aktiv für Arbeiter- und Fraueninteressen ein, 
im Kampf gegen Faschismus und Krieg war sie in der VVN/ 
BdA und der Friedensbewegung immer an vorderster Stelle 
zu ünden. Ihr Engagement für Versöhnung und Verständi¬ 
gung mit den Völkern der Sowjetunion/Russlands war ihr 
ein besonderes Herzensanliegen. Auf Ria konnten wir uns 
verlassen. Wir danken Dir für alles, hebe Ria, und werden 
Dich immer in guter Erinnerung behalten! 

Inge und Theo Lankes, Walborg Schröder ; 

Elke und Walter Malzkorn, Hilde Kroll, Wilma Nolze, 
Uschi Jeske-Conrad 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Wo Ferien noch Ferien sind. 

Im Dreiländer-Eck A/SL0H/H auf Künstlerhof am Dorfrand in der Steiermark 
Rundum Natur pur, Auwälder, Weinberge. Radlerparadies. 

Viel Sonne, viel Ruhe. 4 000 qm Liegewiese. 10 000 Bücher. 

2 Thermen 4 km, Zauberh. hist. Städtchen Radkersburg 3 km. 

3 sep. Komf.-FeWo (93 qm, 93 qm, 63 qm). 2 bis 5 Pers. 

Kontakt: 

Tel. 0043-3476-3522 (ab 14 h.), Fax. 0043-3476-35224 
www.hollerhof-dedenitz.de 



Rote Hilfe Kalender 2013 
„Frauen der Roten Hilfe“ 


10- Eun) + Porto / 
EinzelbesltHlung 
bei: kaknder-rhfS^eb. de 

Postadresse nicht vergessen 



Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 kom¬ 
fortable FE.-Wo. 


Urlaub 
auf Sylt! 

Ferienwohnung für 2 - 5 
Pers. Ruhige Lage. Keine 
Haustiere. 


Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831-459 366, 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Pension Knutzen, Süd¬ 
hörn 14, Tinnum / Sylt, 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 


Hofsitter in der Toskana gesucht 


Kleiner Oko-Hof Nähe Meer sucht 
für Januar zuverlässigen Hofsitter. 
Kontakt: Tel. 0039.0566.81 478 


lmogen.gruben@online.de, www.toskana-biohof.de 


Wir Menschen brauchen so vieles 
doch vieles brauchen wir nicht 

Nur den Frieden brauchen wir so 
wie die Bäume und Blumen das Licht! 

(M. Mai) 


Christa Reker 

und 

Irmgard Mandel 

feiern ihren 80. Geburtstag! 

Die DKP Dortmund gratuliert und wünscht 
Gesundheit, Freude und Kraft! 


Ein herzliches Glückauf unserem Genossen 

Robert Kubitza 

zum 85. Geburtstag. 

Lieber Robert, wir gratulieren herzlich und wünschen Dir 
beste Gesundheit und noch viele gute Jahre im Kreis Dei¬ 
ner Familie. 

Uns verbinden Jahrzehnte des gemeinsamen Kampfes für 
Frieden, Demokratie und Sozialismus. Für Deine unerschüt¬ 
terliche Treue zu unserer Partei und unserer gemeinsamen 
Sache sagen wir Dir heute Dank. Damit verbinden wir den 
Wunsch, noch viele Jahre miteinander leben und politisch 
wirken zu können. 

Deine Genossinnen und Genossen der 
Deutschen Kommunistischen Partei 
Kreis Herne und Ruhr-Westfalen 


Marxistische Blätter 

100 Jahre nach Basel 

Arbeiterbewegung und Frieden 

Friedensbewegung und Arbeiterbe» 
wegung Peter Strutynski und Hermann 
Kopp * Wie die Glocken von Basel 
verstummten Robert Steigerwald * 
Der Baseler Friedenskongress 1912 
Marga Beyer * Pazifisten und So¬ 
zialisten sind Verbündete Wolf gang 
Triebei * Die österreichische Sozial¬ 
demokratie und der imperialistische 
Krieg Hans Haut mann * Arbeiterbe¬ 
wegung und Rüstungsproduktion 
Arno Neuber * Gescheitert? - Ein 
Kommentar Gerd Deumlich 

Weitere Beiträge Georg Fülberih Nachruf 
auf Eric Hübsbawm. Horst Gobrscht zum 
Armuts- und Reichtu ms bericht, Ulla Jelpke 
zum Verhältnis von Staat und Nazis. Lud¬ 
wig Elm zur Selbstaufgabe des Parlaments 
1932. Vternor Roß zum Thema Staats Sozia¬ 
lismus. Thomas Metscher übe« Marxismus 
- Metaphysik - Religion und Jörg Kronauef 
zur Deutschen Leitkultur. Friedrich Kull- 
mann zu Kulturabbau und Imperialismus 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabonnenment 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse Verlag 
HöffnungstraBe IS 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 
info@neue-impufse-verlag.de 


www.marxistische-blaetter.de 


Ferienwohnung in Südfrankreich am Meer 
besonders schön auch im Frühjahr 
anna.boegel@googlemail.com, 08144/7200 

Roter - scheinheiliger - Weihnachtsmarkt 
der DKP Münster 

Veranstaltung zum Jahresabschluss mit 
antiquarischen Angeboten des CommPress- und des 
Neue Impulse Verlages. 

Sonntag, 16. Dezember 
Kulturkneipe F24, Frauenstraße 24,16.00 Uhr. 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ. mit Bad, WC, TV, Bal¬ 
kon, Parkplätze. Ü/F18 Euro T/P 

Tel./Fax: 004859/8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 
02241/973111 
camatra@web. de 


Toskana, nah am Meer 

«mvLtDddndbialHr.de 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 



Emschlewiigung: 


Ruhe & Natur satt im Müritz-Naiional- 
|>arL 2 FeWojc 2-3 Pers.^un^jährigin 
Kratzd^iirg-Grsnzin. Havel 8r Havrisieeft f 
Boot& ibid. Info: www.träKJgg0Hdt: tjfkr 
03 31/870796 (AB) 


Grußanzeigen zum Neuen Jahr! 

Die erste UZ im Jahr 2013 erscheint 
am Freitag, den 4. Januar 2013. 
Anzeigen für diese Ausgabe bitte bis spätestens 
Freitag, den 21.12.2012 an den Verlag senden. 
Danke! 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
Commpress@aol.com 

Fax 0201-24 86 484, Telefon: 0201-24 86 482 

Anzeigen in der UZ - werden 
beachtet und helfen der UZ! 


Auf zur LL-Demo nach Berlin 

DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
fahren am 11./12. Januar 2013 wieder nach Berlin 

Nachtbus(se): Freitagnacht, 23.55 Uhr, ab KL-Schule, Leverkusen 
Tagbus: je nach Anmeldung 

Preise: 

Nur-Fahrt (Hin- und Rück) 

Nur-Übernachtung 
Fahrt und Übernachtung im 
Einzelzimmer 
Doppelzimmer 
Mehrbettzimmer 


30,00 Euro 
gibt es nicht! 

73,00 Euro 
57,00 Euro 
52,00 Euro 


Bitte möglichst früh melden bei: 

Anne Frohnweiler, anne.frohnweiler@web.de 


DKP Ruhr-Westfalen 

LLL-Treffen und Demo 
in Berlin 

12. und 13. Januar 2013 
Wir sind dabei! 

Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Hotelübernachtung sind vorbereitet! 

Kosten pro Person: 60 Euro 

Vorläufige Abfahrtspunkte für den Bus 1: 

Samstag, den 12.1. um 6 Uhr Dinslaken Bahnhof, 6.30 Uhr in Duisburg, 
7 Uhr in Essen, 8 Uhr in Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 
DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 

Tel. 0201-22 51 47 - Fax 0201-269 80 38 

Abfahrtspunkte für den Bus 2: 

Samstag, den 12.1. um 4 Uhr Stadtlohn, 5 Uhr in Münster 
Zustieg in Ostwestfalen nach Absprache 

Info: 

0163 89967 58 oder Ansgar.Schmidt@dkp-muenster.de 



www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


^>eitne§ 


* Superior 


1 ÄS» 


JKHI 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
HauptstraDe i 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hoch sauerland 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: D2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 
an! ordern 


Ir unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Esser, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht* 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salat buffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung /Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 Cp. P. • VP, 22,-€ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@ga$thoMieime$.de * www.gasthof-heimes.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 
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Diskussionsforum / Termine / Impressum 


Gruppe Elmshorn: Debatte um den Antrag 
des Parteivorstandes 


Im Juli 2012 beschloss der Parteivor¬ 
stand mit großer Mehrheit, den Antrag 
„Antworten der DKP auf die Krise“ 
zum 20. Parteitag zu stellen. Jahres¬ 
hauptversammlungen, Kreis- und Be¬ 
zirks- bzw. Landeskonferenzen erhiel¬ 
ten damit die demokratische Möglich¬ 
keit zur Diskussion und Antragstellung 
zu diesem Dokument. 

Die DKP-Gruppe Elmshorn diskutierte 
den Antrag im Rahmen einer Mitglie¬ 
derversammlung. Diese erste Diskus¬ 
sion ergab vor allem die Bewertungen, 
dass der Antrag zu umfangreich und 
politisch zu anspruchsvoll sei. Dies hob 
vor allem darauf ab, den Nutzwert des 
Antrages für die Aktivitäten in den ver¬ 
schiedenen Aktionen und bei Diskussi¬ 
onen zu bewerten. 

Die Charakterisierung der Krise als 
wahrscheinlich Übergangs- und Große 
Krise wurde hinterfragt. 

Daraufhin haben wir uns auf einem wei¬ 
teren Bildungsabend gründlich mit der 
Analyse der aktuellen Krise beschäftigt. 
Das Ergebnis war einmütig die Unter¬ 
stützung der Formulierung im PV-An¬ 
trag. 

Diskussionen gab es zum Problem von 
Textwiederholungen. Vor allem die 
Wiederholungen bei der Formulierung 
von Aufgaben für Bewegungen und der 
DKP wurden diskutiert. 

In dem jetzt von uns gestellten Antrag 
an die Landesmitgliederversammlung 
der DKP Schleswig-Holstein wurde der 
Ursprungsantrag durch Überarbeitung 
gekürzt und konzentriert. 


Wir, die Genossinnen und Genossen 
der DKP Osnabrück, plädieren dafür, 
den Antrag des PV, „Antworten der 
DKP auf die Krise“ auf dem Parteitag 
nicht zur Abstimmung zu stellen. Statt- 
dessen sollten Anträge vorbereitet wer¬ 
den, in denen erstens eine Orientierung 
auf politische Schwerpunktsetzungen 
für die Gruppen festgelegt und zwei¬ 
tens deutlich gemacht wird, in welchen 
Punkten der Analyse der Krise zwi¬ 
schen den „Linien in der Partei“ Ge¬ 
meinsamkeiten bestehen und in wel¬ 
chen Punkten unterschiedliche Stand¬ 
punkte bezogen werden. Dieses sollte 
in einer derart transparenten Form ge¬ 
schehen, dass die gesamte Partei die 
Diskussion nachvollziehen und sich 
auch beteiligen kann. 

Zur Begründung: 

1. Zunächst einmal scheint der Antrag 
„Antworten der DKP auf die Krise“ 
keinen programmatischen Charakter 


Den letzten Teil der Forderungen haben 
wir wie folgt verändert. 

Folgende Handlungsfelder sind aus un¬ 
serer Sicht zum Finden von Wegen aus 
der Krise wesentlich: 

1. Der Kampf um Frieden, Abrüstung 
gegen die Militarisierung. Keine Kriegs¬ 
beteiligungen direkt oder indirekt. Rüs¬ 
tungsexport stoppen, Konversion der 
Rüstungskonzerne. Die Bundeswehr 
zurück in die Kasernen, alle Auslands¬ 
einsätze beenden. Kürzung des Rüs¬ 
tungshaushalts von zunächst 15 Prozent 
jährlich. 

2. Umverteilung zu Gunsten der 99 Pro¬ 
zent, zu Lasten des einen Prozent der 
Bevölkerung. 

Reichensteuer mindestens 5 Prozent 
jährlich für die ca. 80 000 Einkommens¬ 
millionäre in der BRD. Vermögenssteu¬ 
er wieder einführen. Spitzensteuersatz 
auf 56 Prozent anheben. 

10 Euro Mindestlohn, Erhöhung der 
Löhne und Gehälter, um den Reallohn¬ 
verlust der letzten 10 Jahre auszuglei¬ 
chen. Erhöhung der Renten, BAföG- 
Leistungen und der Sozialleistungen 
besonders für Arme. Weg mit den Schul¬ 
denbremsen, Sparhaushalten und Leis¬ 
tungskürzungen. 

3. Die Schulden aller öffentlichen Haus¬ 
halte bei Banken und anderen Finanz¬ 
instituten ersatzlos streichen. Zinszah¬ 
lungen aus öffentlichen Haushalten an 
Großbanken sofort einstellen. Program¬ 
me zur Sicherung von Arbeit, Einkom¬ 
men, mehr soziale Sicherheit, Bildung 
und Ausbildung durchsetzen. 


zu haben, worauf zumindest der Titel 
schließen lässt. Gleichzeitig greift es 
aber immer wieder auf programma¬ 
tische Aussagen zurück, offenbar mit 
dem Versuch, die unterschiedlichen 
Positionen in der Partei einzubinden. 
Der Antrag wird dadurch teilweise un¬ 
verständlich. Es findet hier keine Wei¬ 
terentwicklung des im Parteiprogramm 
beschlossenen Konsenses statt, sondern 
eine verwirrende Aneinanderreihung 
unterschiedlicher Sprachformeln und 
unvollständiger Argumentationen. Der 
wiederholte Verweis auf das Parteipro¬ 
gramm vermittelt zudem den Eindruck, 
dass sich die Autor/innen selbst nicht 
ganz sicher sind, inwieweit ihre For¬ 
mulierungen im Rahmen der DKP- 
Programmatik verortet werden. 

2. Die Einschätzung der gegenwärtigen 
Krise weist ebenfalls eine Ansammlung 
von Feststellungen auf, die teilweise 
richtig, teilweise sehr schwammig for¬ 
muliert sind. Vor allem aber stellen 


4. Kostenlose Bildung und Ausbildung 
für die Jugend. Durchsetzung eines 
durchlässigen Bildungssystems das neu¬ 
este Erkenntnisse vermittelt und demo¬ 
kratisch, humanistisch und fortschritt¬ 
lich ist. 

5. Die Durchsetzung der Gleichberech¬ 
tigung. Jede Diskriminierung von Frau¬ 
en muss verfolgt und tatsächlich bestraft 
werden. Gleicher Lohn für gleiche Ar¬ 
beit ist unabdingbar sofort durchzuset¬ 
zen. 

6. Ein Programm zum tatsächlichen Um¬ 
bau der Energiegewinnung durch rege¬ 
nerative Energien. Rückbau aller Kern¬ 
kraftwerke bei Sicherung der Lagerung 
der verseuchten Substanzen. Umbau 
der Infrastruktur, der Nahrungsmittel¬ 
herstellung und der Bauwirtschaft nach 
ökologischen Gesichtspunkten. 

7. Herstellung von deutlich mehr demo¬ 
kratisch gestalteten Verhältnissen, durch 
die Einschränkung, und Beschneidung 
der Macht des Großkapitals, vor allem 
des Finanzkapitals. 

Das Profitprinzip als tragende Säule al¬ 
ler politischen und ökonomischen Ent¬ 
scheidungen muss zunächst begrenzt 
werden, um es mittel- und langfristig zu 
überwinden. 

Die Medienmacht zugunsten prokapi¬ 
talistischer Meinungsmache muss be¬ 
kämpft werden. Eine Gegenöffentlich¬ 
keit gilt es zu entwickeln. 

8. Die Gefahr reaktionärer Rechtsent¬ 
wicklung, der Zunahme von Auslän¬ 
derfeindlichkeit, Rassismus und Neofa¬ 
schismus, muss permanent durch vielfäl¬ 
tige Aktivitäten bekämpft werden. Das 


wir fest, dass dieser Antrag uns für die 
tägliche politische Arbeit keine Orien¬ 
tierung gibt. Wenn beispielsweise die 
Leidtragenden („Lohnabhängigen, die 
kleinen Selbstständigen, die Arbeits¬ 
losen, die Mehrheit der Rentnerinnen 
und Rentner und die Jugend“) benannt 
werden und Gegenkräfte sich formie¬ 
ren, wäre doch die eigentliche Frage, 
welche sozialen Veränderungen inner¬ 
halb und außerhalb der Arbeiterklasse 
in der BRD sich vollzogen haben und 
welche Möglichkeiten sich für Kommu¬ 
nist/innen ergeben, entsprechend poli¬ 
tisch zu wirken. 

3. Der Antrag macht nicht deutlich, in 
welchem Zusammenhang die Aufrei¬ 
hung der Forderungen mit den vorheri¬ 
gen Beschreibungen der Krisenfolgen, 
der Protestbewegungen und der Aufga¬ 
be der Kommunist/innen steht. 
Beispiel: Die Forderung nach Übertra¬ 
gung des VW-Gesetzes auf alle Konzer¬ 
ne wird recht unvermittelt aufgestellt. 


gesellschaftliche Klima muss überall in 
Betrieben, Verwaltungen und vor Ort 
antifaschistisch, humanistisch, interna¬ 
tionalistisch werden. 

Die Geheimdienste, der Verfassungs¬ 
schutz, MAD, BND sind aufzulösen. 
Voraussetzungen für einen Bundes¬ 
wehreinsatz im Inneren müssen rück¬ 
gängig gemacht werden. 

Die NPD ist entsprechend Artikel 139 
GG aufzulösen und zu verbieten. 
Keine dieser politischen Herausfor¬ 
derungen und Handlungsfelder sind 
verzichtbar für DKP-Mitglieder und 
-Strukturen. Die Mitglieder in den 
Gruppen in Betrieben, Stadtteilen und 
Städten entscheiden welche politischen 
Aufgaben, mit entsprechenden Aktivi¬ 
täten, bearbeitet werden. 

Uns schien es ebenfalls notwendig und 
sinnvoll, aus dem Programm den Ab¬ 
schnitt zur Notwendigkeit des Kampfes 
um Reformen einzuarbeiten 
(...) 

Es schien uns nötig zu sein, das Selbst¬ 
verständnis zur Aktionseinheit und zur 
Bündnispolitik der DKP noch einmal zu 
betonen: „Die DKP-Mitglieder erheben 
keinen Hegemonieanspruch. Wir wollen 
sowohl in der Aktionseinheit, wie im an¬ 
timonopolistischen Bündnis kamerad¬ 
schaftlich, partnerschaftlich, gleichbe¬ 
rechtigt Zusammenarbeiten. Wir bringen 
in Bündnisse marxistische Positionen 
ein“. 

Kürzungen im Gesamttext haben die 
Lesbarkeit erhöht. Das Selbstverständ¬ 
nis dieses Antrages, einerseits die not¬ 
wendige Selbstverständigung der DKP- 
Mitglieder, andererseits ein Diskussi- 
ons- und Handlungsangebot an Partner 
zu sein, konnte aus unserer Sicht durch 
die Überarbeitung verbessert werden. 


Warum? In welchem Zusammenhang 
steht das VW-Gesetz mit der Krise? 
Welche Beschränkungen der Kapital¬ 
macht im VW-Gesetz wirken gegen 
die Krisenfolgen? Mit wem wollen wir 
eine solche Forderung durchsetzen 
bzw. welche Teile der Arbeiterklasse 
(und darüber hinaus) sollen mit einer 
solchen Forderung mobilisiert werden? 
Wo sind Anknüpfungspunkte, Klassen¬ 
bewusstsein zu entwickeln? Usw. 

Fazit: Wir brauchen Orientierung in 
unserer politischen Arbeit vor Ort und 
verweigern uns nicht einer Weiterent¬ 
wicklung programmatischer Positio¬ 
nen. Auch sehen wir die Notwendigkeit, 
dass die DKP bundesweit Schwerpunk¬ 
te setzt. 

Den Antrag „Antworten der DKP auf 
die Krise“ halten wir in diesem Sinn 
aber für unbrauchbar, weil er weder zur 
Klärung offener Fragen, noch zur Poli¬ 
tikentwicklung beiträgt. Zudem eignet 
sich das Papier nicht dazu, Kolleg/innen 
vor Ort mit Positionen der DKP ver¬ 
traut zu machen. Dafür ist es einfach zu 
sehr Stückwerk, in Teilen zu schwam¬ 
mig und in sich zu wenig verständlich. 


Stellungnahme der DKP Osnabrück zum Antrag 
„Antworten der DKP auf die Krise“ 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 14. DEZ 


Krefeld: Jahresendfeier der DKP 
„Linker Niederrhein“.Teestube der 
Bl „Rund um St. Josef e.V.“, Corneli¬ 
usstraße 43,19.00 Uhr. 

Hamburg: „Wider den Zeitgeist“, 
Buchvorstellung mit Moshe Zu¬ 
ckermann. Podiumsgespräch: Rolf 
Becker und Susann Witt-Stahl mit 
dem Autor. Veranstalter: Assoziati¬ 
on Dämmerung, ver.di Ortsverein 
Hamburg, Medien, Kunst und Kul¬ 
tur. Hamburg St. Georg, Heinrich- 
Wolgast-Schule, Greifswalderstra- 
ße 40,19.00 Uhr. 


SA ★ 15. DEZ 


Recklinghausen: Jahresabschluss¬ 
veranstaltung der DKP Reckling¬ 
hausen. Ladenlokal Kellerstraße 7, 
16.00 Uhr. 


SO ★ 16. DEZ 


Nürnberg: Bezirksmitgliederver¬ 
sammlung der DKP Nordbayern. 
Rückgebäude der DIDEF, Wiesen¬ 
straße 86 (U 1 Haltestelle Aufseß¬ 
platz), 10.00 Uhr. 

Stuttgart: „Kinder vor 200 Jah¬ 
ren - was erzählte man ihnen 
damals?“ Markus Herzig (Stuttgar¬ 
ter Märchenkreis e.V.) erzählt aus 
der Erstausgabe der Märchen der 
Brüder Grimm. Clara-Zetkin-Haus, 
Waldheim Stuttgart e.V.,Gorch- 
Fock-Straße 26,16.00 Uhr. 


MO ★ 17. DEZ 


Bremen: Mitgliederversammlung 
und Jahresabschluss DKP Bremen- 
Nord. Erwerbslosenzentrum Vege¬ 
sack, 19.30 Uhr. 

Köln: Mitgliederversammlung der 
DKP-Gruppe Köln Kalk. Natur¬ 
freundehaus Kalk, Kappellenstra¬ 
ße,19.00 Uhr. 


Dl ★18. DEZ 


München:Jahresabschlussfeier 
der DKP-Gruppe Neuhausen-Süd, 
Waldfriedhof. Reisebericht aus 
Kuba, dazu landestypische Geträn¬ 
ke. KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 19.DEZ 


Röthenbach/Pegnitz: Jahresab¬ 
schlussversammlung der DKP 
Nürnberger Land. Floraheim, Sied¬ 
lerstraße 10,19.00 Uhr. 


FR ★ 21. DEZ 


Köln: Jahresabschlussveranstal¬ 
tung der DKP Grundorganisation 
Köln-Mülheim. Feuerzangenbowle, 
andere Getränke und Kölsches 
Buffet. Wallstraße 31,18.00 Uhr. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom i. bis 7. Dezember 


Die Preise steigen! Danke Bahn AG, 
Danke Grube, Danke Ramsauer 


s Dies[er Zug fallt heute ausl 
|s Diesjer Zug fallt heute aus [ 
Diesler Zug fallt heute aus [ 


s Diesjer Zug fallt heute ausl 
Diesler Zug fallt heute aus I 


„Ich fühl 1 mich sicher“ 

Fans wehren sich gegen Zerrbild 


Dienstag 

Indien ist ein Land im Aufbruch, aber 
auch nach wie vor ein Land schreckli¬ 
cher Armut. Hungertote, Kindersterblich¬ 
keit, Massenelend sind vom Subkontinent 
noch lange nicht verschwunden. Die indi¬ 
sche Elite scheint es nicht zu kümmern. 
Premierminister Manmohan Singh scheint 
nun den Stein der Weisen gefunden zu ha¬ 
ben. Während die indische Versorgung mit 
Lebensmitteln bisher über örtliche Märkte 
und kleine Händler läuft, die von den indi¬ 
schen Bauern beliefert werden, sollen nun 
die internationalen Einzelhandels ketten in 
Indien investieren dürfen. 

Singh verspricht wahre Wunder. Die Ket¬ 
ten seien verpflichtet, 50 Prozent ihres Gel¬ 
des in neue Warenlager, Kühlhäuser und 
moderne Transportwege zu investieren. 
Das werde dafür sorgen, dass in Zukunft 
nicht mehr ein Drittel der Obst- und Ge¬ 
müseernten verrotte, sondern die Verbrau¬ 
cher erreiche. Die Bauern würden mehr 
verdienen und die Verbraucher werden 
weniger zahlen. Jobs im Einzelhandel sol¬ 
len zusätzlich entstehen. 

Solche Wunder konnte man in Europa vor 
etwas über 10 Jahren beobachten, z.B. in 
Griechenland. Kleine Märkte wurden auf 
Druck der EU und der Lebensmittelin¬ 
dustrie von Supermarktketten verdrängt. 
Die Produkte der griechischen Bauern 
konnten gegen die bekannten Gewächs¬ 
hauszüchtungen nicht konkurrieren. Die 
Lebensmittelpreise stiegen, die Versor¬ 
gung wurde schlechter. Sogar das Essen 
schmeckte nicht mehr. Choriatiki, der grie¬ 
chische Bauernsalat, mit spanischer Papri¬ 
ka und holländischen Tomaten ist einfach 
ungenießbar. 

Die Widersprüche in Indien werden wach¬ 
sen, statt abzunehmen. 

Mittwoch 

Neue Flugzeugtypen funktionieren erst 
nach zahlreichen Umbauten, Züge wer¬ 
den verspätet ausgeliefert, PC-Program- 
me sind erst ab Version 4.0 oder höher 
anwendbar, Autos werden millionenfach 
in die Werkstätten zurückgerufen; die 
Konzerne machen vor, wie mit Müll Geld 
zu verdienen ist. „Die Politik“ macht mit: 
Riesterrente, Kitaplatz-Garantie, Pfle- 
ge-Bahr, Gleichberechtigung usw. usf. 
längst versprochen und nie eingehalten. 


Unmittelbar nach der Einschließung der 
6. Armee durch sowjetische Truppen - 
also Mitte Ende November 1942 - be¬ 
gann in der faschistischen Heeresführung 
die Diskussion, um die weitere Strategie. 
Nachdem Göring zugesichert hatte, die 
Armee aus der Luft versorgen zu kön¬ 
nen, erteilte der Oberkommandierende 
Hitler der 6. Armee den Befehl Stalin¬ 
grad zu halten und Entsatzoperationen 
vorzubereiten. 

Diese begannen unter dem Namen 
„Wintergewitter“ am 12. 12. Innerhalb 
der nächsten vier Tage gelang es deut¬ 
schen Verbänden etwa 50 Kilometer vor¬ 
zustoßen. Die Panzerspitzen waren von 
der eingeschlossenen Armee noch etwa 
40 Kilometer entfernt. Der Vormarsch 
stoppte danach abrupt, weil die rote Ar¬ 
mee an den Flanken der übergeordneten 
Donfront unter Generalfeldmarschall 
von Manstein angriff und die gesamte 
Front gefährdet war. 

Im Gefolge der auf deutscher Seite ein¬ 
getretenen Krise kam es zwischen den 
Oberkommandos der Donfront und der 
6. Armee zum Geschacher um die Frage, 
ob die 6. Armee versuchen sollte den Be¬ 
lagerungsring zu sprengen und den Ent¬ 
satztruppen entgegenzueilen. Dies hätte 
vorausgesetzt, dass man Hitlers Halte¬ 
befehl „stillschweigend“ ignoriert hätte. 
Beide Oberkommandos waren der Mei¬ 
nung, dass dies militärisch geboten sei. 
Aber weder Manstein noch Paulus wa¬ 
ren bereit, die entsprechenden Befehle 
zu geben. Gleichwohl war dieser Schritt 
unter dem Namen „Donnerschlag“ ope¬ 
rativ vorbereitet worden. 

In dieser für das Schicksal hunderttau¬ 
sender deutscher Soldaten entscheiden¬ 
den Situation schickte Manstein am 18. 


Jetzt will die EU eine Jobgarantie für Ju¬ 
gendliche. Bei der ständig wachsenden 
Arbeitslosigkeit der reine Hohn. Nicht 
nur in Indien wachsen die Widersprüche. 
Während die Yachten der Reichen im¬ 
mer größer werden, bleiben uns die Fakes 
der Beta-Versionen und der unbezahlten 
Praktika. 

Donnerstag 

Die Wirtschaftsdaten der europäischen 
Statistikbehörde Eurostat bringen es an 
den Tag. „Die“ Wirtschaft schrumpft oder 
wächst nur noch sehr langsam. Die Krise 
der EU- und deutschen Wirtschaft spitzt 
sich zu. Während in den anderen Zentren 
der Weltwirtschaft immer mehr Anzeichen 
dafür sprechen, dass die große Krise sich 
abmildert oder sogar überwunden scheint 
(solche Einschätzungen sind natürlich im¬ 
mer vorsichtig zu bewerten), steht Europa 
das Schlimmste offensichtlich noch bevor. 
Unlängst gaben die Spitzenverbände der 
deutschen Industrie die Melodie unserer 
Zukunft vor: Die deutsche und europäi¬ 
sche Wirtschaft könne auf dem Weltmarkt 
nicht mehr mit überlegener Technologie 
und Fertigung reüssieren, sondern müsse 
den Wettbewerb auf dem Feld der Arbeits¬ 
und Sozialkosten suchen. D. h., die Föh¬ 
ne und Sozialkosten sollen sinken. Dieser 
Prozess läuft schon seit langem, die neue 
Betonung kann nur heißen, dass das große 
Kapital ihn beschleunigen will. Griechen¬ 
land ist Europa, Europa ist Griechenland. 
Wie sagte dagegen die Kanzlerin am 
Dienstag: „ Wir haben Deutschland stär¬ 
ker aus der Krise geführt, als es in die Kri¬ 
se gegangen ist“. Dieser Satz nimmt die 
Ankündigung der Kanzlerin unmittelbar 
nach dem Auftreten der Krise im öffentli¬ 
chen Bewusstsein 2008 auf, als sie in ihrer 
ersten großen Bundestagsrede sagte, sie 
werde Deutschland stärker aus der Krise 
... etc. pp. Seitdem hat Merkel diesen Satz 
bei allerlei Gelegenheiten wiederholt und 
auch auf Europa angewandt. 

Während ihre Stimme in jener ersten Bun¬ 
destagsdebatte noch zitterte, geht ihr der 
Satz nun flott und fröhlich von den Lip¬ 
pen. Das kann nur eins heißen: Angela 
Dorothea Merkel, geb. Kasner ist aus der 
Krise als (noch) bessere Lügnerin hervor¬ 
gegangen. 

Adi Reiher 


12. seinen jüngsten (!) Generalstabsof¬ 
fizier, Major Eismann, in den Kessel zu 
Paulus. Dessen Aufgabe bestand laut 
Manstein - wie er in seinen Memoiren 
„Verlorene Siege“ schreibt - ausschließ¬ 
lich in Hinweisen zur Lage. Befehle hat¬ 
te der junge Offizier nicht in der Tasche. 
Vor allem blieb das Stichwort „Donner¬ 
schlag“ aus. Der damalige Adjutant des 
Generalobersten Paulus, Oberst Adam, 
schreibt in seinen Erinnerungen „Der 
schwere Entschluss“ von der Beschwer¬ 
de Paulus 4 nach dem Gespräch mit Eis¬ 
mann, dass Manstein sich angesichts von 
Hitlers Haltebefehl scheue, einen „eige¬ 
nen Befehl zu geben, obwohl er unsere 
Notlage kennt.“ 

Va banque spielten alle drei - Hitler, 
Manstein und Paulus, jeder auf seine Art. 
Ob ein Entsatz möglich war bleibt für 
immer unentschieden. Die Rote Armee 
hatte „Wintergewitter“ zum Stehen ge¬ 
bracht, allerdings unter Aufbietung aller 
Kräfte. „Donnerschlag“ wäre eine Belas¬ 
tung gewesen, die die Kräfte auf beiden 
Seiten zum sprichwörtlichen Zerreißen 
angespannt hätte. 

Im Nachhinein spricht aber alles dafür, 
dass in diesem Fall die deutsche Sai¬ 
te zuerst gerissen wäre, am 18. März 
hatten General Schmidt, der operative 
Leiter der 6. Armee, und Paulus selbst 
Mansteins Emissär darauf hingewiesen, 
dass ihre Soldaten halb verhungert sei¬ 
en. Benzin sei nur für einen Marsch von 
30 Kilometern vorhanden. Der Ausbruch 
sei nur bei Einflug von Treibstoff und 
Munition möglich - siehe Göring, dessen 
vollmundiges Versprechen nie eingelöst 
wurde. Der Feind des Landsers saß offen¬ 
sichtlich nicht nur jenseits der Frontlinie. 

AR 


Im Zuge der Diskussion um die Sicher¬ 
heit in den deutschen Fußball-Stadien 
haben Fans Anfang November dieses 
Jahres die Initiave „Ich fühl 4 mich si¬ 
cher!“ ins Leben gerufen. Warum? Die 
regelmäßigen Stadiongänger sind fest 
davon überzeugt, „dass der Besuch 
eines Fußballspiels hierzulande nicht 


mit einem erheblichen Sicherheitsrisi¬ 
ko verbunden ist. 

Doch die vermehrten Diskussionen 
um Gewalt beim Fußball offenbaren 
eine große Diskrepanz zwischen der 
subjektiv empfundenen Sicherheit der 
Stadionbesucher und der in den Me¬ 
dien und von der Politik vermittelten 
Unsicherheit“ 

In einer Grundsatzerklärung erläutern 
sie die Hintergründe: 

Um diesem Zerrbild [s.o.] entgegenzu¬ 
wirken, möchten wir uns zusammen¬ 
schließen und gemeinsam sagen: ,Wir 
fühlen uns sicher! 4 Lasst uns die Deu¬ 
tungshoheit über uns Fans nicht jenen 
überlassen, die die Stadien nur von au¬ 
ßen kennen. Jenen Politikern und (Po- 
lizei-)Lobbyisten, die mit ihren ständi¬ 
gen Rufen nach härteren Strafen vor 
allem Wahlkampf- und Eigeninteres¬ 
sen verfolgen. Dem möchten wir ein 
schlagkräftiges Argument entgegenset¬ 
zen: Nämlich die große Masse, die Wo¬ 
che für Woche angstfrei in die hiesigen 
Stadien strömt, und deren Größe und 


Vielfalt wir auf „Ich fühl 4 mich sicher!“ 
dokumentieren möchten. 

Keine Frage, Gewalt im Fußball exis¬ 
tiert, wie sie in der Gesellschaft exis¬ 
tiert. Sie hat aber bei weitem nicht den 
Stellenwert, der ihr in der öffentlichen 
Diskussion zugeschrieben wird. Und 
insbesondere IN den Stadien sind ge¬ 


walttätige Auseinandersetzungen so 
gut wie kein Thema. Sie spielt sich 
hauptsächlich im Umfeld der Spiel¬ 
stätten ab. 

Zur Versachlichung: Rund 18,8 Milli¬ 
onen Menschen haben in der Saison 
2011/2012 die Spiele der ersten und 
zweiten Bundesliga besucht. Nach Sta¬ 
tistiken der Zentralen Informations¬ 
stelle Sporteinsätze (ZIS) der Polizei 
wurden dabei gerade mal 1,5 Personen 
pro Fussballspiel verletzt, wobei die 
Statistik weder Verletzungsursache 
noch die Schwere explizit ausweist. Un¬ 
ter knapp 16 400 Besuchern findet sich 
damit ein einziger Verletzter ... 

Wohl kein Volks- oder Straßenfest, 
kein Musikkonzert, kein Festival und 
keine andere Großveranstaltung in die¬ 
sem Lande dürfte so sicher sein. Hun¬ 
derttausende strömen Woche für Wo¬ 
che ins Stadion, ohne jemals mit Ge¬ 
walt in Berührung zu kommen. 

Der Teil der vorläufig fest- oder in Ge¬ 
wahrsam genommenen Fans liegt bei 
0,039 Prozent und ist im Vergleich zum 


Vorjahr (0,035 Prozent) nur geringfü¬ 
gig gestiegen. Ähnliches gilt für die 
Zahl der eingeleiteten Strafverfahren 
(von 0,031 auf 0,043 Prozent). 
Interessante Vergleichs-Details am 
Rande: In Innenminister Friedrichs 
Heimat-Freistaat kam das Münch¬ 
ner Oktoberfest im vergangenen Jahr 
bei nur rund sieben Millionen Besu¬ 
chern auf immerhin 10 322 Verletzte, 
das sind mehr als 600 verletzte Perso¬ 
nen an jedem einzelnen ,Spieltag 4 . Und 
von rund 82 Millionen Bundesbürgern 
wurden im selben Jahr knapp 400 000 
Menschen im Straßenverkehr verletzt, 
also 0,5 Prozent. Als Fußgänger, Rad¬ 
fahrer oder Autofahrer am Straßenver¬ 
kehr teilzunehmen, ist damit etwa 100- 
mal gefährlicher als das Stadion unse¬ 
res Lieblingsvereins zu besuchen. Und 
trotzdem fahren Familien immer noch 
unbesorgt gemeinsam in den Sommer¬ 
urlaub. 

Auf mehr als 100 Millionen Euro sol¬ 
len sich die Kosten belaufen, die dem 
Staat und damit uns allen durch Polizei¬ 
einsätze beim Fußball entstehen. Das 
ist zweifelsohne viel Geld. Laut einer 
Studie der Unternehmensberatung 
,McKinsey 4 aus dem Jahr 2010 stehen 
demgegenüber allerdings Steuerein¬ 
nahmen von rund 1,5 Milliarden, die 
allein durch die deutschen Profiklubs 
geleistet werden.“ 

Auf der website www.ich-fuehl-mich- 
sicher.de kann man einen Unterstüt¬ 
zungsaufruf unterschreiben. (Fan-lni/UZ) 


Der rote Kanal 


Gift im Spielzeug 

Themenabend über gefährliches 
Spielzeug und unzureichende Sicher¬ 
heitsvorschriften und Kontrollen. 

Di., 18.12., 20.15-22.05 Uhr, arte 

Die Weihnachtsklempner, 
DDR 1986 

Nein, diese Komödie heißt nicht Jah¬ 
resendzeitklempner. Ulrich Thein er¬ 
hielt 1987 für seine schauspielerische 
Leistung als Klempners Martin den 
DDR-Filmpreis „Goldener Lorbeer“. 
Gelobt wurden „Berliner Schnodd¬ 
rig-, Bodenständig- und Liebenswür¬ 
digkeit“. 

Do., 20.12., 23.40-1.10 Uhr 


„Wintergewitter“ und „Donnerschlag“ 

Schachern um die 6. Armee 



Die Fußballfans melden sich zu Wort. In den Stadien finden immer mehr 
Aktionen statt, die sich gegen die verzerrende Darstellung der Fußballanhänger 
wehren. 









